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Editorial     

Auch im erweiterten Europa 
ist Umweltschutz kein Luxus 

Liebe Leserinnen und Leser, 
der 1. Mai 2004 ist ein historisches Da-
tum. Zehn neue Staaten treten der Euro-
päischen Union bei. Für den Umwelt- und 
Naturschutz kann die EU-Erweitung ganz 
praktisch zu neuen Aussichten und Mög-
lichkeiten führen, denn die neuen Mitglie-
der bringen eine enorme Artenvielfalt und 
gut erhaltene Naturgebiete mit in die EU. 
Auch das ist ein Grund zum Feiern!  

Dennoch bringt die Erweiterung einige 
Probleme und Schwierigkeiten für die Um-
setzung und vor allem für die Weiterent-
wicklung der europäischen Umweltgesetz-
gebung mit sich. So hat der Bund für Um-
welt und Naturschutz (BUND) eine Woche 
vor der EU-Erweiterungsrunde die zu lan-
gen Übergangsfristen bei der Umsetzung 
europäischer Umweltgesetze in den Bei-
trittsländern kritisiert. Fristen seien zwar 
manchmal erforderlich, sie dürften aber 
nicht dazu führen, dass wichtige Umwelt-
maßnahmen auf die lange Bank gescho-
ben würden, warnte der BUND. 

Zwar ist es verständlich, dass die neuen 
Länder erst einmal wirtschaftlich mit den 
alten EU-Staaten gleich ziehen wollen, um 
den Lebensstandard ihrer Bürger/innen 
zu erhöhen. Das daraus allerdings folgt, 
dass verbindliche Umwelt- und Sozial-
standards ein Luxus sind, den man sich 
im Moment nicht leisten kann, das ist 
nicht nur falsch, sondern unvernünftig und 
perspektivlos gedacht. 

Umweltschutzgesetze führen nicht nur zu 
sauberer Luft zum Atmen, weniger Pesti-
ziden in der Landwirtschaft und besserem 
Trinkwasser, wovon nicht nur zukünftige, 
sondern durchaus auch gegenwärtige Ge-
nerationen profitieren. Der Umweltsektor 
ist vor allem auch ein produktiver und in-
novativer Wirtschaftsbereich mit einem 
Potential für vielfältige und langfristige 
Arbeitsplätze. Das gilt zum Beispiel für die 
erneuerbaren Energien - auch wenn hier 
manche glauben, die Leser eines montags 
erscheinenden Magazins "wissen mehr"... 

 

Nicht nur Parteien und Regierungen in 
den alten wie neuen EU-Mitgliedstaaten, 
auch das Europaparlament und vor allem 
die EU-Kommission müssen die Chance 
der Erweiterung nutzen, Europa zu einem 
Vorbild in der Welt zu entwickeln: ein Eu-
ropa, in dem soziale Gerechtigkeit und 
Umweltschutz nicht von internationalem 
Wettbewerb und dem Diktat der Finanz-
märkte verdrängt werden. Dazu gehört 
auch, dass politische Entscheidungen und 
Reformvorhaben nicht länger einseitig die 
Wirtschaft bevorzugen und dass dem  
"race to the bottom", dem Wettbewerb um 
die geringsten Lohnkosten, die niedrigs-
ten Umweltstandards in alten wie neuen 
Mitgliedstaaten schnell ein Riegel vorge-
schoben wird! 

Waren die letzten Jahre vor allem geprägt 
von einer zunehmenden Unsicherheit der 
Bürger/innen, aber auch der Politiker/in-
nen, wohin sich die Gesellschaft entwi-
ckelt, so könnte nun die Erweiterung dazu 
genutzt werden, eine Debatte über das 
Selbstverständnis der Europäischen Union 
und ihrer Menschen zu führen. Die Lücke 
in dieser Zukunftsperspektive darf nicht 
länger von Wirtschaftsinteressen gefüllt 
werden, die lediglich Profitmaximierung 
anstreben und auf Sozialabbau und Na-
turzerstörung keine Rücksicht nehmen.  

Eine anregende Lektüre wünscht  

Nika Greger 
DNR, Leiterin EU-Koordination und  
Internationales  



 

4    DNR EU-Rundschreiben 05.04  

Inhalt     

2 Impressum 

 
3 Editorial 

• Auch im erweiterten Europa ist 
Umweltschutz kein Luxus 

 

 5 Global 

• Welt-Umweltminister-Treffen in Jeju 

• Recht auf sauberes Trinkwasser 

• EU initiiert neuen Wasser-Fonds 

• EU-25 als Vorbild für "Weltvertrag"  

• Welthandel gefährdet Kleinbauern 

• Banken gegen Umweltstandards 

• Genfood: USAID erpresst Sudan 

• US-Institut startet Gen-Expedition 

• Australien: Gentech-Moratorien 

 

 9 EU-Politik, Recht 

• Europäischer Rat 25./26.3.:  
Frühjahrsgipfel wenig grün 

• NGOs fordern "grüne EU-Verfassung" 

• Airport Frankfurt: Ausbau illegal 

• Verstöße gegen EU-Recht 

• EU-Wahl: Orientierung im Internet 

 

13 Abfall, Produktpolitik 

• EuGH mit SuperDrecksKëscht-Label  

• Streit um Regeln für Bergbauschutt 

• IPP-Gesetzgebung verschleppt 

 

14 Agrarpolitik, Gentechnik 

• EU-Erweiterung und Landwirtschaft 

• Bienensterben: Imker gegen Bayer 

• Genfood kommt - alles Wissenswerte 

• Großbritannien: Genmais gestoppt 

• Gen-Reis: Mangelnde Risikoforschung 

• Gentech-Futtermittel kaum erforscht 

• Grüne Gentechnik nicht versicherbar 

• Dänische Gentech-Bauern begünstigt 

• Christen gegen Grüne Gentechnik 

• Fischerei im Westen eingeschränkt 

• Dänemark verbietet Lachsfang 

• Treibnetzfischerei endet 2008 

• Beitrittsländer: BSE-Vorsorgemängel 

• EU: Lebensmittelqualität sinkt 

• Lebensmittelverordnung blockiert 

• EU will Verbot irreführender Werbung 

 

24 Chemikalien, Emissionen 

• Blei bedroht Kinder 

• Quecksilber-Strategie: Konsultation 

• Parlament: Ni-Cd-Batterien verbieten 

• Pestizide: Neugeborene kleiner 

• Bayer-Pestizid: Langustensterben 

• Reinigungsmittel: Laue Verordnung 

• Mobile Maschinen: Richtlinie fertig 

• Luftqualität: Einigung über Richtlinie  

• Luftverschmutzung: Mahnungen 

• Klimaschutz: Keine F-Gas-Kontrolle 

• Parlament billigt Lösemittel-Richtlinie 

28 Energie, Klima 

• Deutschland gibt Kioto-Ziel auf 

• Erst fünf Nationale Allokationspläne 

• Flugverkehr noch viel schädlicher  

• Russland: Machtkampf um Kioto 

• Klimaschutz: Kritik an Binderichtlinie  

• Polen: Biogas-Berater-Schulung 

• Atomkraft wieder im Aufwind? 

 

34 Naturschutz, Tierschutz 

• Natura 2000: Mahnungen, Klagen 

• Studie: Zu wenig Schutzgebiete 

• BirdLife soll politischer werden 

• Europa stützt illegalen Holzeinschlag 

• Spanien bald ohne Stierkämpfe? 

 

36 Verkehr 

• TEN-Richtlinie: de Palacio diktatorisch 

• Konferenz: Mehr Biotreibstoff 

• Parlament für "grünere" Eurovignette 

• Parlament zur Bus-Abgaskontrolle  

• Städtenetzwerk für sauberen ÖPNV 

• Charta für Straßenverkehrssicherheit  

 

40 Wasser, Meere 

• WRRL: Hilfe für Umweltverbände 

• Falsche Angaben für Elbe-Ausbau 

• Besserer Schutz für die Ostsee 

 

42 Service 

• Veröffentlichungen, Ausschreibungen, 
Termine, Informationen, Wegweiser  



 

 

 weiterlesen       Textende       siehe Kontakt       aktiv werden      DNR EU-Rundschreiben 05.04    5 

Global     

Globales Umweltminister-
Treffen in Jeju/Korea 

Forderung nach Weiterentwicklung  
der UN-Umweltbehörde UNEP 
Rund 100 Regierungsvertreter aus 120 
Nationen nahmen Ende März an dem 
dreitägigen Globalen Umweltministerforum 
der UNEP1 auf der südkoreanischen Insel 
Jeju teil. Parallel dazu tagte die 8. Son-
dersitzung des UNEP-Verwaltungsrates2. 
Trinkwasser und sanitäre Grundversor-
gung waren zentrale Themen bei den Be-
ratungen der Minister. Neben einer Stär-
kung des von Klaus Töpfer geleiteten UN-
Umweltprogramms (UNEP) standen au-
ßerdem die Themen Meeresverschmut-
zung, Müllproblematik in tropischen Insel-
staaten sowie Staub- und Sandstürme als 
Folge von Wüstenbildung in Asien auf der 
Agenda. Im Vorfeld fand das fünfte Global 
Civil Society Forum statt, auf dem sich 
200 NGO-Vertreter mit den Inhalten der 
UNEP-Konferenz auseinandersetzten und 
ihre Standpunkte anschließend dem Um-
weltministertreffen übermittelten. 

Armutsbekämpfung erfordert sauberes 
Wasser und sanitäre Grundversorgung 
Die Regierungsvertreter waren sich einig, 
dass der Schutz und die effiziente Nut-
zung von Wasserressourcen sowie die Be-
reitstellung einer sanitären Grundversor-
gung entscheidende Bausteine für die 
Armutsbekämpfung in Entwicklungslän-
dern sind. Auf dem Treffen sollten konkre-
te Vorschläge zur Umsetzung der beim 
Weltgipfel in Johannesburg3 und bei der 
UN-Millenniumsversammlung4 beschlos-
senen Ziele, die in einer Halbierung des 
Anteils der Weltbevölkerung ohne Zugang 
zu sauberem Trinkwasser und sanitärer 
Grundversorgung bis zum Jahr 2015 be-
stehen, erarbeitet werden.  

                                                      

1 Global Ministerial Environment Forum 
(GMEF) 

2 Governing Council of the United Nations 
Environment Programme 

3 World Summit on Sustainable Develop-
ment (WSSD) 2002  

4 United Nations Millennium Declaration 
aus dem Jahr 2000 

Laut der Parlamentarischen Staatssekre-
tärin Margareta Wolf, die für die Bundes-
regierung an der Konferenz teilnahm, 
werden sich die BRD und ihre EU-Partner 
für konkrete Verbesserungen einsetzen, 
um den "ehrgeizigen Zielsetzungen" der 
internationalen Staatengemeinschaft nä-
her zu kommen. Da die öffentlichen Haus-
halte in den betroffenen Ländern zur De-
ckung des Finanzbedarfes ebenso wenig 
ausreichen würden wie zusätzliche Ent-
wicklungshilfeleistungen, seien flexiblere 
Finanzierungskonzepte internationaler In-
situtionen und ein Engagement der Pri-
vatwirtschaft notwendig. Aus dem Wasser-
fonds der EU wurden dafür 500 Millionen 
Euro bereitgestellt.  

Friends of the Earth International (FoEI) 
kritisierte, dass in diesem Zusammenhang 
weder auf die negativen Folgen der Priva-
tisierung von Wasserressourcen noch auf 
das GATS-Abkommen5 der Welthandelsor-
ganisation WTO, welches häufig derartige 
Privatisierungsprozesse in Gang bringt, 
Bezug genommen worden sei.  

UNEP soll zu UN-Umweltorganisation 
aufgewertet werden 
Die Weiterentwicklung des UN-
Umweltprogramms zu einer UN-
Organisation, die auf gleicher Ebene wie 
die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) oder die Welthandelsorganisation 
(WTO) agieren könnte, spielte in den Be-
ratungen des Umweltministertreffens eine 
wichtige Rolle. Nach Angaben der Parla-
mentarischen Staatssekretärin Wolf ist 
"eine nachrangige Behandlung von Über-
lebensfragen des Planeten" in den Verein-
ten Nationen inakzeptabel. Auf Betreiben 
der französischen und deutschen Regie-
rungen stellte die EU sicher, dass das 
Thema weiterhin auf der Agenda interna-
tionaler Umweltpolitik stehen wird. FoEI 
erklärten ihre Unterstützung für den An-
satz einer UN-Umweltorganisation, da die-
se mehr Befugnisse und Effektivität besit-
zen sowie über eine bessere finanzielle 
Basis verfügen würde.  

                                                      

5 General Agreement on Trade in Services 

Gleichzeitig verurteilte sie Bestrebungen 
der USA, die Entwicklungen in der UNEP 
zu untergraben. Deren Delegierte hätten 
in Jeju alle konkreten Vorschläge für eine 
Aufwertung der UNEP blockiert; die Er-
gebnisse des Forums seinen daher prak-
tisch bedeutungslos. 

Global Environment Outlook (GEO) 
Year Book 2003 erschienen 
Die UNEP stellte auf der Konferenz das 
GEO Jahrbuch 2003 vor, in dem sie 
Schlüsselereignisse und Entwicklungen 
des vergangenen Jahres analysiert und 
neu entstehende Bedrohungen aufzeigt. 
Inhaltlich beschäftigt sich der Bericht un-
ter anderem mit der wachsenden Zahl 
sauerstoffarmer Meeresgebiete. Diese so 
genannten Todeszonen sind auf hohe 
Nährstoffeinträge zurück zu führen und 
könnten für Fischbestände zu einer grö-
ßeren Bedrohung werden als die Überfi-
schung. Neben vielen weiteren Themen 
wird die zukünftige Rolle des Wassers be-
leuchtet und aufgezeigt, dass ohne ein 
gemeinsames Vorgehen voraussichtlich 
ein Drittel der Weltbevölkerung in wenigen 
Jahrzehnten unter chronischer Wasser-
knappheit leiden wird. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
UNEP-Sonderseite im Internet: 
www.unep.org/gc/gcss-viii/index.asp 
 
Friends of the Earth Europe (FoEE), 
Alexandra Wandel, Rue Blanche 15,  
B-1050 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 5420180 
eMail:  
alexandra.wandel@foeeurope.org 
www.foeeurope.org 
 
FoEI-Positionspapier zur Notwendigkeit 
eines starken internationalen Umwelt-
regimes (Englisch): 
www.foei.org/publications/trade/ 
GMEF.rtf 
 
UNEP-Seite zum Global Civil Society  
Forum im Internet: 
www.unep.org/dpdl/cso/global_csf/ 
about.html 
 
Weitere Quellen: BMU-Pressemitteilun-
gen 82/04 (29.3.) und 89/04 (1.4.), 
www.bmu.de/presse 
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Global     

Weltweites Recht auf sauberes 
Trinkwasser 

UN-Umweltministertreffen 
abgeschlossen 
Zum Abschluss des diesjährigen Umwelt-
ministertreffens des UNO-Umweltpro-
gramms (UNEP) in Korea konnten sich die 
Minister am 1.  April auf einige konkrete 
Vorschläge zu den Bereichen Trinkwasser 
und sanitäre Grundversorgung einigen. 
Damit wurden die bereits beim Weltgipfel 
in Johannesburg gefassten Ziele weiter 
konkretisiert.  

Sauberes Trinkwasser und die Bereitstel-
lung einer sanitären Grundversorgung 
wurden als entscheidende Bausteine für 
die Armutsbekämpfung in Entwicklungs-
ländern benannt und neue Finanzierungs-
quellen gesucht. Angesichts der be-
schränkten Finanzressourcen der Entwick-
lungsländer und der begrenzten Lösungs-
möglichkeiten durch steigende Entwick-
lungshilfe sollen künftig flexiblere Finan-
zierungskonzepte der internationalen Fi-
nanzinstitutionen entwickelt und die Pri-
vatwirtschaft stärker eingebunden werden. 
(tf)  

• Kontakt/Informationen 
Bundesumweltministerium, Alexander-
platz 6, 10178 Berlin 
Tel. 01888 / 305-0, Fax -4375 
eMail: presse@bmu.bund.de  
www.bmu.de 

Weltwassertag: EU initiiert 
neuen Fonds 

NGOs warnen vor Liberalisierung der 
weltweiten Wasserversorgung 
Anlässlich des Weltwassertages am 22. 
März haben die EU-Außenminister die so 
genannte "Wasserfazilität" für einen brei-
teren Zugang zu sauberem Wasser und 
Abwasserentsorgung beschlossen. Durch 
dieses neue Finanzierungssystem stehen 
in einer ersten Phase bis zu 500 Millionen 
Euro für Projekte in Afrika, der Karibik und 
im pazifischen Raum zur Verfügung. Damit 
will die EU einen Beitrag zu der UN-Ziel-
setzung leisten, die Anzahl der Menschen 
ohne Zugang zu sauberem Trinkwasser 
und sanitärer Grundversorgung bis zum 
Jahr 2015 zu halbieren. Die Fazilität ist 
laut EU-Kommission ein kohärenter, kos-
tengünstiger Ansatz für die Planung und 
Durchführung der Programme im Wasser-
sektor. Angesichts der knappen Finanzen 
soll sie über einen Katalysatoreffekt dazu 
führen, dass weitere Geldmittel bereit ge-
stellt werden.  

Unterdessen foderte das Netzwerk "Unser 
Wasser", ein Zusammenschluss von Hilfs-
organisationen, Umweltverbänden, kom-
munaler Entsorgungswirtschaft und der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, die 
deutsche Bundesregierung auf, stärker 
gegen die Liberalisierung und Privatisie-
rung der weltweiten Wasserversorgung 
einzutreten. Nach Angaben des Netzwer-
kes hat die EU bei Verhandlungen mit der 
Welthandelsorganisation WTO von 72 
Staaten gefordert, ihre Märkte zu Gunsten 
der Europäischen Wasserkonzerne zu öff-
nen. Andererseits schützen die EU-Staa-
ten ihren eigenen Wassersektor vor Priva-
tisierung. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Grüne Liga, Bundeskontaktstelle Was-
ser, Michael Bender, Prenzlauer Allee 
230, 10405 Berlin 
Tel. 030 / 44339144 
eMail: wasser@grueneliga.de 
Netzwerk "Unser Wasser":  
www.unser-wasser.de 
 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1049 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh; "Reference": IP/04/375  
 
www.waterday2004.org 

EU-Erweiterung soll Vorbild 
für "Weltvertrag" werden  

Radermacher: Pentagon-Szenarien für 
Klimakriege ernst nehmen 
"Die Menschheit befindet sich auf einem 
gefährlichen Weg: Bis an die Grenze be-
lastete Ökosysteme, extreme Machtun-
gleichgewichte, immer größere Unter-
schiede zwischen Arm und Reich, ein ra-
santes Wachstum der Weltbevölkerung, 
Hass und Terror", erklärte Prof. Dr. Dr. 
Radermacher, Mitgründer der Global 
Marshall Plan Initiative und Mitglied des 
Club of Rome, zu den kürzlich veröffent-
lichten Pentagon-Szenarien. Diese ließen 
befürchten, dass sich die USA, die nicht 
dem Kioto-Vertrag beigetreten sind und 
eine erhebliche Ausweitung ihres Öl- und 
Gasverbrauchs bis 2020 planen, ange-
sichts von Flutkatastrophen, Hungersnö-
ten und Ressourcenkriegen als Festung 
einmauern, um die "Flut der Not Leiden-
den" abzuwehren. Radermacher hat die 
vom Pentagon diskutierten Szenarien be-
reits 2002 in seiner Veröffentlichung "Ba-
lance oder Zerstörung" beschrieben. 

Ökosoziale Marktwirtschaft als Weg 
zur Nachhaltigkeit 
Nachhaltigkeit habe nur dann eine Chan-
ce, wenn man rasch umsteuere und das 
Prinzip einer ökosozialen Marktwirtschaft 
verfolge, warnt Radermacher. Es ersetze 
Freihandel und Marktfundamentalismus 
durch eine adäquate Ordnung der öko-
nomisch-gesellschaftlichen Prozesse, die 
auf Nachhaltigkeit ausgerichtet ist und auf 
Konsensprinzipien beruht. Im Zentrum 
stehe dabei ein "Weltvertrag", d.h. eine 
Co-Finanzierung von Entwicklung durch 
die reiche Welt gegen die Bereitschaft är-
merer Länder, Umwelt- und Sozialstan-
dards zu akzeptieren. Diese Formel sei 
"das Geheimnis hinter den derzeit statt-
findenden EU-Erweiterungsprozessen". 
(ab)  

• Kontakt/Informationen 
Prof. Dr. Franz Josef Radermacher, 
Helmholtzstr. 16, 89081 Ulm 
Tel. 0731 / 501-0, Fax -999 
eMail: info@faw.uni-ulm.de 
www.faw.uni-ulm.de 
 
Global Marshall Plan Initiative, Rissener 
Landstr. 193, 22559 Hamburg 
Tel. 040 / 822904-20, Fax -21 
eMail: info@globalmarshallplan.org 
www.globalmarshallplan.org  
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Global     

Welthandel gefährdet 
regionale Agrarstrukturen  

Studie belegt Armutsverschärfung 
durch Freihandelsabkommen 
Ende März stellte das entwicklungspoliti-
sche Netzwerk EUROSTEP zusammen mit 
terre des hommes und WEED in Brüssel 
eine Studie über die möglichen Auswir-
kungen von "Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen", neuer Freihandelsabkommen 
mit den Staaten Afrikas, der Karibik und 
des Pazifik (AKP-Staaten), vor. Die Auto-
ren der Studie folgern, dass die geplante 
Handelsliberalisierung mit den AKP-Staa-
ten massiv den Erfolg der Armutsbe-
kämpfungs-Programme in den untersuch-
ten Ländern gefährdet und die Ziele des 
Cotonou-Abkommens selbst untergräbt.  

Eigeninteresse der EU im Vordergrund 
Die Studie beinhaltet fünf Länderstudien 
aus Benin, Kamerun, Ghana, der Domini-
kanischen Republik und Jamaika, die von 
Partnerorganisationen erstellt wurden. Die 
Autoren kritisieren, dass sich die derzeiti-
gen Verhandlungen im Eigeninteresse der 
EU auf den Zollabbau konzentrieren, wäh-
rend nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
und andere Probleme, die steigenden Ex-
porten aus den AKP-Staaten in die EU 
entgegenstehen, ausgeklammert bleiben. 
"Statt aus ökonomischem Eigennutz auf 
der Marktöffnung zu bestehen, sollte die 
EU zunächst eine autonome regionale 
Entwicklung unterstützen und auf Frei-
handel verzichten", so WEED.  

Die Autoren schließen mit zehn Empfeh-
lungen an die EU, deren Umsetzung si-
cherstellen würde, dass zukünftige Han-
delsabkommen mit den AKP-Staaten der 
Bekämpfung der Armut dienen. (du)  

• Kontakt/Informationen 
WEED, Klaus Schilder, Projektreferent, 
Torstr. 154, 10115 Berlin  
Tel. 030 / 27582 163 
Fax 030 / 27596 928 
eMail: weed@weed-online.org  
www.weed-online.org 
 

Banken verweigern höhere 
Umweltstandards 

Internationale Banken lehnen 
Weltbank-Regeln ab 
Die "Equator-Banken", eine Gruppe von 
20 internationalen Banken, die sich ver-
pflichtet haben, Umwelt- und Sozialstan-
dards der Weltbank zu folgen, haben sich 
gegen einen Ausstieg der Weltbank aus 
der Finanzierung von Kohle- und Ölpro-
jekten und gegen eine Stärkung der Um-
welt- und Sozialstandards der Bank 
gwandt.1 Die Banken hätten die Annahme 
der Empfehlungen der "Extractive Indust-
ries Review" (EIR) durch die Weltbank ab-
gelehnt, berichtet die Umwelt- und Men-
schenrechtsorganisation Urgewald.  

Unabhängiger Bericht empfiehlt 
Ausstieg aus Bergbausektor 
Der am 16. Januar veröffentlichte Bericht 
der EIR hatte deutliche Änderungen bei 
der Finanzierungspraxis der Weltbank ge-
fordert. Die Empfehlungen der EIR richten 
sich nicht gegen jede Finanzierung von 
Öl- und Kohleprojekten. Sie empfehlen der 
Weltbank lediglich, selbst aus diesem Be-
reich auszusteigen und stattdessen mit 
ihrem knappen Geld Investitionen in Er-
neuerbare Energien und Energieeffizienz 
zu fördern. Nach Ansicht von EIR-Autor 
Emil Salim hat der Privatsektor genug Fi-
nanzmittel, um auf die Beteiligung der 
Weltbank verzichten zu können. Kernauf-
gabe der Weltbank sei die Armutsbekämp-
fung, und dazu würden nach allen Erfah-
rungen Ölprojekte nicht beitragen.  

                                                      

1 Banken und Industrie weisen ökologi-
sche oder soziale Regeln oft mit Verweis 
auf den internationalen Wettbewerb zu-
rück. Einheitliche Standards der Welt-
bank beheben diesen Nachteil durch 
das so genannte "Level-Playing-Field", 
da sie gleiche Regeln für alle festlegen. 
Die Banken widersprechen damit ihrer 
eigenen, ökonomischen Argumentation. 
(du) 

EU-Parlament stimmt für Annahme der 
Empfehlungen 
Am 2. April hatte das Europapäische Par-
lament sich in einer Resolution für die An-
nahme der EIR-Empfehlungen ausgespro-
chen. Zuvor hatten über 300 Nichtregie-
rungsorganisationen und mehrere Frie-
densnobelpreisträger den EIR-
Empfehlungen ihre uneingeschränkte Un-
terstützung ausgesprochen. 

Banken setzen Wolfensohn unter 
Druck 
In einem Briefentwurf, der Urgewald vor-
liegt, wendeten sich daraufhin die Equa-
tor-Banken, darunter die Westdeutsche 
Landesbank (WestLB), an Weltbankpräsi-
dent James Wolfensohn und forderten ihn 
auf, wesentliche Empfehlungen der EIR 
abzulehnen. "Trotz gegenteiliger Behaup-
tungen scheint die WestLB nichts aus den 
Auseinandersetzungen um ihre Finanzie-
rung der OCP-Pipeline in Ecuador gelernt 
zu haben", kritisierte Heffa Schücking von 
Urgewald. Ihre Organisation hatte in der 
letzten Woche zusammen mit dem kir-
chennahen Institut Südwind eine Studie 
vorgelegt, in der das Projektfinanzie-
rungsgeschäft der WestLB vernichtend 
kritisiert worden war. 

Hinter den Kulissen spielt die WestLB 
gegen die Umwelt 
"Wenn die Equator-Banken ihre Rhetorik 
zum Schutz der Umwelt ernst nehmen, 
dann dürfen sie sich nicht gegen die Ein-
führung von höheren Standards durch die 
Weltbank auflehnen", so Schücking. Viel-
mehr sollten die Banken durch Veröffentli-
chung von Projekten dafür sorgen, dass 
ihre eigenen Selbstverpflichtungen in der 
Praxis auch überprüfbar seien. "In der Öf-
fentlichkeit schmücken sich Banken wie 
die WestLB mit den Equator-Prinzipien, 
aber hinter den Kulissen versuchen sie 
Verbesserungen der Weltbankstandards 
zu verhindern", kritisierte Schücking. (du) 

 

• Kontakt/Informationen 
Campagna per la riforma della banca 
Mondiale, Jaroslava Colajacomo, Italien  
Tel. 0039 06 / 7826855  
mobil: 0039 338 / 3279035 
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Gentech-Lebensmittelhilfe: 
USAID erpresst Sudan  

Blair-Berater David King kritisiert 
"Menschenversuche" 
Die US-amerikanische staatliche Hilfsor-
ganisation USAID hat ihre Lebensmittelhil-
fe an den Sudan eingeforen. Grund für die 
Entscheidung war die Forderung des Su-
dan, keine gentechnisch veränderten Le-
bensmittel zu senden. USAID hat diese 
Entscheidung trotz der offiziell von den 
Vereinten Nationen ausgesprochenen 
Warnung getroffen, dass im April/Mai die 
Lebensmittelvorräte im Sudan erschöpft 
sein werden.  

Katastrophale Folgen für die 
Ernährungssituation im Sudan 
Statt auf die bereits im März von der Re-
gierung im Sudan gestellte Bitte auf zerti-
fiziert gentechnikfreie Lebensmittelhilfen 
einzugehen, hatte die Organisation eine 
Gruppe von Lobbyisten gesandt, die ver-
suchen sollten, die sudanesische Regie-
rung zu beeinflussen. Prof. David King, 
der wissenschaftliche Berater des briti-
schen Premierministers Tony Blair, nannte 
Versuche der USA, Afrika gentechnisch 
veränderte Agrarprodukte und Lebensmit-
tel aufzudrängen, ein unverantwortliches 
"menschliches Experiment". Es sei ein 
Versuch, über den Umweg der "leidenden 
Afrikaner", Märkte für die unerwünschte 
Biotechnologie zu eröffnen. (du)  

• Kontakt/Informationen 
United States Agency for International 
Development (USAID), Office of Press 
Relations, Ronald Reagan Building, 
Washington, D.C., 20523-0016, USA 
Tel. 001 202 / 712-4320, Fax -3524 
 
Informationen im Internet: 
http://mathaba.net/ 
0_index.shtml?x=40064 
http://ngin.tripod.com/forcefeed.htm 

Privates US-Forschungsinstitut 
startet Gen-Expedition 

Raubbau an genetischem Material aus 
internationalen Gewässern 
Um genetisches Material aus Mikroben zu 
gewinnen, hat das US-amerikanische Insti-
tute for Biological Energy Alternatives 
(IBEA) von J. Craig Venter eine Schiffsex-
pedition gestartet. Die "Sorcerer II" fährt 
über die Weltmeere und nimmt Wasser- 
und Bodenproben auf. Diese werden in 
Venters Institut auf interessante Gense-
quenzen hin ausgewertet, so die Wissen-
schaftlervereinigung ETC Group1. Das 
IBEA-Projekt hat bereits Proben vor Mexi-
ko, Panama, Chile und den Galapagos-
Inseln gesammelt und ist jetzt auf dem 
Weg in den Pazifischen Ozean. 

Das IBEA hatte erst kürzlich Schlagzeilen 
gemacht, als es künstliche lebende Orga-
nismen hergestellt hatte mit dem Ziel,  
Energie zu produzieren und Klimagase 
abzubauen. Dafür hatte es eine Spende 
von 12 Millionen Dollar vom US-Energie-
ministerium DOE erhalten. Die ETC Group 
sieht die Aktivitäten von IBEA sehr kri-
tisch. Ohne Rechtsgrundlage würden der 
Allgemeinheit gehörende genetische Res-
sourcen zu Privatbesitz erklärt und neue 
Lebensformen zusammengebastelt.  

Konvention für die Bewertung neuer 
Technologien gefordert 
Die ETC Group forderte deshalb die Ein-
richtung einer "International Convention 
for the Evaluation of New Technologies" 
(ICENT), die die Entwicklung neuer "le-
bender Technologien" beobachtet, die 
(positive oder negative) Auswirkungen auf 
den Menschen und die Umwelt haben 
könnten. (du)  

• Kontakt / Informationen 
ETC Group, Hope Shand, 478 River 
Avenue, Suite 200, Winnipeg  
MB R3L 0C8, Canada, 
Tel. 001 919 / 960-5223 
Fax 001 204 / 284-7871 
eMail: hope@etcgroup.org  
www.etcgroup.org 

                                                      

1 Die ETC Group ist ein unabhängiges 
Forschungsinstitut, dass eng mit zivilge-
sellschaftlichen Organisationen zusam-
menarbeitet. Sie ist aus der Rural Ad-
vancement Foundation International 
(RAFI) hervorgegangen. 

Gentechnik-Moratorien in 
australischen Bundesstaaten 

Entscheidung auch aus kommerziellen 
Gesichtspunkten 
Ende März verlängerte die Regierung des 
australischen Bundesstaates Victoria das 
bestehende Moratorium gegen die Einfüh-
rung gentechnisch veränderter Pflanzen 
um weitere vier Jahre. Die Entscheidung 
soll Forscher/innen, Verbraucher/innen 
und Landwirt/innen Zeit geben, um prakti-
kable Lösungen zu entwickeln.  

Bei dem von West-Australien verkündeten 
Totalmoratorium gegen Gentech-Nutz-
pflanzen nimmt der zuständige Minister 
die Rolle eines "Torwächters" ein, da ab-
sehbar ist, dass die australische Bundes-
regierung den Anbau von Gentechnik-
Nutzpflanzen bald freigeben wird. Auch in 
Süd-Australien steht eine Entscheidung 
bevor, diesen Bundesstaat zur Gentech-
nik-freien Zone zu erklären.  

Von Seiten der australischen Landwirte 
werden durchaus auch kommerzielle Er-
wägungen gegen die Einführung von 
genmanipulierten Nutzpflanzen ins Feld 
geführt. Es handele sich um eine unum-
kehrbare Entscheidung. Nicht einmal die 
australische Agrar-Industrie sei darauf 
vorbereitet. Konventionellen Anbauern 
von Canola-Raps sollen zudem die Kosten 
für die Einführung von gentechnisch ver-
ändertem Canola-Raps aufgebürdet wer-
den. Darüber hinaus fürchten australische 
Bauern, dass ihnen große Absatzmärkte 
verloren gehen, wenn sie die Gentechnik-
Freiheit ihrer Produkte nicht mehr garan-
tieren können. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Gen-ethischer Informationsdienst 
(GiD), Brunnenstr. 4, 10119 Berlin  
Tel. 030-6857073, Fax -6841183 
eMail: gid@gen-ethisches-netzwerk.de 
www.gen-ethisches-netzwerk.de 
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Europäischer Rat: 
Frühjahrsgipfel wenig grün 

Treffen der Regierungschefs im März 
mit sozio-ökonomischem Schwerpunkt 
Das diesjährige Frühjahrstreffen der 
Staats- und Regierungschefs am 25. und 
26. März in Brüssel wurde hauptsächlich 
von wirtschaftlich orientierten Themen 
dominiert: "nachhaltiges Wachstum" sowie 
"mehr und bessere Arbeitsplätze". Auch 
die Anschläge in Madrid und Maßnahmen 
zur Terrorbelämpfung nahmen thematisch 
und zeitlich großen Raum ein. In seinem 
jährlichen Rückblick auf die erreichten 
Fortschritte in der Umsetzung der Lissa-
bon-Strategie1 bekundete der Europäi-
sche Rat aber zumindest den Willen, die 
Kioto-Ziele einzuhalten, Umwelttechnolo-
gien zu fördern und Energie-
Effizienzmaßnahmen voranzutreiben. Die 
beschlossene Botschaft der Tagung hieß 
"Entschlossenheit und Zuversicht". Die 
Schlussfolgerungen des Europäischen Ra-
tes ( ) werden im Folgenden zusam-
mengefasst. 

Stabilitätspakt und Innovationen für 
ein "nachhaltiges Wachstum" 
Entscheidende Voraussetzungen für 
"Nachhaltiges Wachstum" seien das Errei-
chen bzw. Aufrechterhalten des Stabili-
täts- und Wachstumspaktes und der 
Preisstabilität. Im Dezember 2003 sei mit 
der Europäischen Aktion für Wachstum ein 
"Schnellstartprogramm" und Maßnahmen-
paket für höhere Investitionen in Sach- 
und Humankapital zur Ergänzung der 
Strukturreformen festgelegt worden.  

                                                      

1 Die Lissabon-Strategie umfasst sämtli-
che Maßnahmen zur wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Erneuerung 
und soll helfen, die EU bis 2010 zur 
"weltweit dynamischsten und wettbe-
werbsfähigsten Wirtschaft" zu entwi-
ckeln. In der Theorie dieser Strategie 
treibt eine starke Wirtschaft die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen voran und för-
dert soziale und ökologische Maßnah-
men, welche wiederum eine nachhaltige 
Entwicklung und sozialen Zusammenhalt 
gewährleisten sollen:  
http://europa.eu.int/comm/ 
lisbon_strategy/index_de.html 

Dieses sei ein offenes, dynamisches Pro-
gramm für die Bereiche Verkehr, Energie, 
Telekommunikation, Forschung, Innovati-
on und Entwicklung. "Von den EU-Orga-
nen und den Mitgliedstaaten ebenso wie 
von den Projektträgern wird dabei ein 
ernsthaftes Engagement verlangt, damit 
gewährleistet ist, dass die Projekte nach-
haltig sind und rechtzeitig durchgeführt 
werden", heißt es im Beschlusstext. Die 
erreichten Fortschritte - auch in puncto 
Nachhaltigkeit -  sollen auf der nächsten 
Frühjahrstagung im Jahr 2005 überprüft 
werden.  

Wettbewerbsfähigkeit und eine 
"Kultur des Unternehmertums" 
Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und die 
Förderung einer Kultur des Unternehmer-
tums sind für den Europäischen Rat maß-
gebliche Voraussetzungen für Wachstum, 
da weiterhin die Gefahr einer Deindustria-
lisierung in Europa bestehe. Die Entwick-
lungen sollen weiter harmonisiert werden: 
"Die Lissaboner Agenda beruht auf einem 
kohärenten Konzept, bei dem die Maß-
nahmen der Union und die der Mitglied-
staaten sowie die verschiedenen Politik-
bereiche - Wirtschaft, Soziales und Umwelt 
- aufeinander abgestimmt sind. Die ein-
zelnen Maßnahmen müssen sich gegen-
seitig verstärken, und die Reformen müs-
sen in allen Bereichen vorangetrieben 
werden." Um der Glaubwürdigkeit des 
Prozesses willen müsse das Reformtempo 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten erhöht 
werden. 

Wirtschaftswachstum mit hohem Maß 
an sozialen und Umweltstandards? 
Der Auftrag von Lissabon und die Erwar-
tungen der europäischen Bevölkerung auf 
einen höheren Lebensstandard und eine 
bessere Lebensqualität ließen sich nur 
durch ein starkes Wirtschaftswachstum 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen ver-
bunden mit einem hohen Maß an sozialem 
Zusammenhalt und Umweltschutz erfüllen. 
Allgemein beklagt wurde die Langsamkeit 
der Umsetzung. Der Europäische Rat ist 
entschlossen, die Ziele durchzusetzen 
und fordert gleichzeitig, bürokratische 
Hürden für ein Mehr an Wettbewerb abzu-
bauen.  

"Nur ein umweltverträgliches 
Wachstum ist nachhaltig"  
Der Abschnitt, der sich explizit mit Um-
weltthemen beschäftigt, hat seinen 
Schwerpunkt auf Energiefragen. Betont 
wird aber auch, dass nur umweltverträgli-
ches Wachstum nachhaltig sei. Im Text 
heißt es: "Das Wachstum muss durch eine 
bessere Abstimmung zwischen den Poli-
tikbereichen und nachhaltigere Konsum- 
und Produktionsmuster von den negati-
ven Auswirkungen auf die Umwelt abge-
koppelt werden." 

Mehr Energieeffizienz - möglichst ohne 
höhere Kosten 
Die Verbesserung der Energieeffizienz 
und die verstärkte Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen seien aus Gründen sowohl 
des Umweltschutzes als auch der Wettbe-
werbsfähigkeit von wesentlicher Bedeu-
tung. Mit Hilfe eines EU-weiten Richtziels 
für Energieeffizienz2, das der Rat unter-
stützt, ließen sich die diesbezüglichen 
Bemühungen bündeln. Bei der Umsetzung 
der EU-Beschlüsse im Bereich der Klima-
änderungen sollen möglicherweise anfal-
lende Kosten überprüft werden, wenn kei-
nerlei Maßnahmen ergriffen werden, aber 
auch kostengünstige Wege erforscht wer-
den.  

                                                      

2 Siehe zu EU-Maßnahmen für Energie-
effizienz u.a. das Förderprogramm  
"Intelligente Energie für Europa":   
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/ 
lvb/l27046.htm 
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Kioto-Protokoll soll endlich umgesetzt 
werden 
Der Europäische Rat bekräftigt die Zusage 
der Union zur Erfüllung der Ziele des Kio-
to-Protokolls und hebt hervor, dass die 
Union der Ratifizierung des Protokolls und 
seinem baldigen Inkrafttreten große Be-
deutung beimisst. Die Länder, die das 
Protokoll noch nicht ratifiziert haben - 
hierzu gehört auch die Russische Födera-
tion - werden nachdrücklich darum gebe-
ten, dies bald zu tun. Der Europäische Rat 
hat vor, auf seiner Frühjahrstagung 2005 
als Beitrag zu den weltweiten Bemühun-
gen verschiedene Strategien - einschließ-
lich Zielvorgaben - zur mittel- und lang-
fristigen Emissionsverringerung zu prüfen. 
Die Kommission soll dafür eine Kosten-
Nutzen-Analyse erstellen, in der sowohl 
Umweltaspekte als auch Fragen der Wett-
bewerbsfähigkeit berücksichtigt werden.  

Umwelttechnologien als Schnittmenge 
von Wirtschaftswachstum und Umwelt 
"Saubere Technologien sind zur vollen 
Ausschöpfung der Synergien zwischen Un-
ternehmen und Umwelt von entscheiden-
der Bedeutung", meint der Europäische 
Rat und begrüßt ausdrücklich den Akti-
onsplan für Umwelttechnologie. Er soll 
möglichst schnell umgesetzt werden. Der 
Europäische Rat bittet die Kommission 
und die Europäische Investitionsbank 
(EIB) zu prüfen, wie die Palette der Fi-
nanzinstrumente zur Förderung dieser 
Technologie mobilisiert werden könnte. Er 
will auf seiner Frühjahrstagung im nächs-
ten Jahr einen Bericht der Kommission 
über die beim Aktionsplan erreichten 
Fortschritte prüfen, in dem dargelegt wer-
den soll, wie die Union Entwicklungen för-
dern kann, die Vorteile sowohl für die 
Umwelt als auch für das Wachstum mit 
sich bringen. Es sollen also Entwicklungen 
gefördert werden, bei denen Verbesse-
rungen im Umweltschutz zur Verwirkli-
chung der Ziele der Lissabon-Strategie 
beitragen können.  

Ausblick 
Angesichts der Bestrebungen der deut-
schen, französischen und britischen Re-
gierung, demnächst in Brüssel einen Su-
perkommissar (oder gar eine Superkom-
missarin?) für Wirtschaftsfragen einzuset-
zen1, liegt die Frage auf der Hand, wie 
das "Trio der Nachhaltigkeit" - Wirtschaft, 
Soziales, Umwelt - künftig gewichtet wer-
den soll. Ob der Vorschlag von Bundes-
kanzler Schröder und seinen Kollegen 
durchkommt, einen "Superkommissar" als 
Vizepräsidenten des Europäischen Rates 
mit Koordinierungsrecht über alle anderen 
Kommissare zu schaffen, ist noch unklar. 
Es würde bedeuten, dass die ökonomi-
schen Interessen weiter ökologische Ziele 
aushebeln können.  

Autorin: Juliane Grüning,  
DNR EU-Koordination 

• Kontakt/Informationen 
DNR, Juliane Grüning EU-Koordination 
und Internationales, Prenzlauer Allee 
230, 10405 Berlin 
Tel. 030 / 443391-81, Fax -80 
eMail: juliane.gruening@dnr.de 
www.dnr.de 
 
Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates vom Frühjahrsgipfel 2005:  
http://ue.eu.int/pressData/de/ec/ 
79702.pdf 

                                                      

1 Ein von Gerhard Schröder, Tony Blair 
und Jaques Chirac unterzeichneter Brief 
mit dieser Forderung wurde Mitte Feb-
ruar an Romano Prodi, den Ratspräsi-
denten der EU, geschickt. 
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Umweltverbände fordern 
"grüne EU-Verfassung" 

Brief an Außenminister: Mehr 
Umweltschutz in die Verfassung! 
Mitte März haben sich die "Green 8", der 
Zusammenschluss der acht großen euro-
päischen Umweltverbände, an die 25 an 
der EU-Regierungskonferenz teilnehmen-
den Außenminister gewandt. Sie forderten 
eine größere Berücksichtigung von Um-
weltschutz und Nachhaltiger Entwicklung 
in der künftigen EU-Verfassung. Die Um-
weltverbände erinnerten damit an ihr im 
letzten August verfasstes Positionspapier 
"Towards a Green EU Constitution" (EUR 
Sonderteil 09.03) und riefen die Politiker 
auf, die Zeit "möglichst konstruktiv für ei-
ne Überprüfung und Verbesserung des 
gegenwärtigen Textes zu nutzen". So 
könne das von Kommissionsmitglied Mar-
got Wallström vorgeschlagene zusätzliche 
Protokoll für Nachhaltige Entwicklung, das 
die explizite Erwähnung Nachhaltiger Ent-
wicklung in Artikel 3 des Entwurfes er-
gänzt, als Initiative der Ökologisierung der 
Verfassung weiter ausgebaut werden. 

Umweltintegration und Nachhaltigkeit 
sichern Bürger-Unterstützung  
Während früherer Regierungskonferenzen 
hatten die "Green 8" entscheidend zu Be-
stimmungen über Umweltpolitikintegration 
und Nachhaltige Entwicklung in den EU-
Verträgen beigetragen. Diese seien wich-
tige Bereiche, um die Unterstüzung der 
EU-Bürger zu gewinnen, argumentierten 
die Umweltverbände. Dies sei besonders 
im Zusammenhang mit dem Euratom-
Vertrag zu beachten. 

Euratom ist überholt, zusätzliche 
Regierungskonferenz nötig 
Im Brief heißt es: "Niemand bestreitet, 
dass die Euratom-Gemeinschaft und ihr 
Gründungsvertrag voreingenommen, ü-
berholt, undemokratisch und reformbe-
dürftig sind. Solange sie weiter existieren, 
werden sie in der Öffentlichkeit das Ver-
ständnis und die Glaubwürdigkeit der EU 
zunichte machen sowie das Prinzip der EU 
gefährden, die einzige Quelle für Europäi-
sches Primärrecht zu sein. Unzweifelhaft 
werden die Bürger viel weniger bereit 
sein, ein pro-nukleares Primärrecht zu un-
terstützen, als eines, das technologisch 
neutral ist." Die Zukunft von Euratom 
müsse in einer zusätzlichen Regierungs-
konferenz für Euratom geregelt werden,, 
bevor der Verfassungs-Vertrag ratifiziert 
ist.  

Chance für ökologische Neuerungen 
nutzen 
Die EU-Regierungskonferenz habe nun die 
Möglichkeit, sektorbezogene politische 
Maßnahmen, die bisher einfach von einem 
Vertrag in den nächsten übertragen wur-
den, vollständig zu überarbeiten. Überhol-
te politische Maßnahmen, wie sie in den 
Bereichen Landwirtschaft, Fischerei und 
Transport zu finden sind, müssen über-
dacht und in das gegenwärtige Verständ-
nis von Umweltbelangen und das Leitbild 
der Nachhaltigen Entwicklung integriert 
werden. "Wir sollten uns nicht auf Be-
stimmungen verlassen müssen, die vor 
einem halben Jahrhundert entworfen wur-
den", kritisieren die Verbände. Der derzei-
tige Entwurf des Verfassungs-Vertrages 
sei in seiner Struktur widersprüchlich, da 
allgemeine Zielstellungen aus dem ersten 
Teil mit ihren detaillierteren Ausführungen 
im dritten Teil nicht übereinstimmen. 

Neue Möglichkeiten der Partizipation 
und Überarbeitung einräumen 
Als ein Minimum, und um zu ermöglichen, 
dass die Verfassung Nachhaltige Entwick-
lung und Umweltpolitikintegration in Zu-
kunft gleichbleibend fördert, treten "The 
Green Eight" dafür ein, ein flexibleres Ü-
berarbeitungsverfahren (beispielsweise 
die Verwendung einer qualifizierten Mehr-
heit statt Einstimmigkeit) für die Teile der 
Verfassung zu finden, die mit sektorbezo-
genen politischen Maßnahmen in Verbin-
dung stehen. Ein derartiger Schritt würde 
eine fortschreitende Ökologisierung der 
Verfassung ermöglichen und das Ver-
ständnis für die Wichtigkeit von Umweltpo-
litische erhöhen. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Green G8, Informationen und Links zu 
den Mitgliedsverbänden: 
www.foeeurope.org/links/g8.htm 
 
Green G8, c/o Friends of the Earth 
Europe (FoEE), Martin Rocholl, Rue 
Blanche 15, B-1050 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 5420180 
info@foeeurope.org 
www.foeeurope.org 
 
Green G8 Originalbrief vom 17.03.04 
(Englisch) "Green-8 call on EU25 gov-
ernments to use IGC time construc-
tively": 
www.foeeurope.org/publications/ 
G8_letter_EU25_17mar04.pdf 

Flughafen-Ausbau in Frankfurt 
verstößt gegen EU-Recht 

Störfall im Chemiewerk durch 
Flugzeugunfälle verhindert? 
Der Ausbau des Flughafens von Frankfurt 
am Main in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Chemiewerk Ticona verstößt gegen 
das EU-Recht zur Vermeidung schwerer 
Industrieunfälle (Seveso-II-Richtlinie1). 
Davon geht die EU-Kommission in Über-
einstimmung mit der deutschen Störfall-
kommission aus und leitete mit einem ers-
ten Mahnschreiben Ende März ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen 
Deutschland ein.  

Das Gremium bemängelte, die Gefahren 
durch das an den Flughafen angrenzende 
Chemiewerk seien bisher nicht ausrei-
chend in die Planung einbezogen worden. 
Problematisch sei auch, dass die Flug-
zeuge künftig über die bestehenden Ter-
minals fliegen müssten. Gemäß der Seve-
so-II-Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten 
dafür sorgen, dass bei der Politik der Flä-
chenausweisung das Ziel berücksichtigt 
wird, schwere Unfälle in Industrieanlagen 
zu verhüten und ihre Folgen für die Ge-
sundheit der Bürger und für die Umwelt 
zu begrenzen. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1048 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh (Reference: IP/04/422) 
 
 

                                                      

1 Ziel der Seveso-II-Richtlinie 
(96/82/EWG) ist es, schwere Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen zu vermeiden und 
ihre Folgen für die Gesundheit der Bür-
ger und für die Umwelt zu begrenzen. 



 

12    DNR EU-Rundschreiben 05.04  

EU-Politik, Recht     

Verstöße gegen EU-Recht: 
Schriftliche Mahnungen 

Deutschland: Naturschutz und 
Umweltverträglichkeit nicht beachtet 
Die EU-Kommission wird Deutschland in 
drei Fällen letzte schriftliche Mahnungen 
übermitteln, weil EU-Vorschriften zum Na-
turschutz und zur Umweltverträglichkeits-
prüfung1 nicht ordnungsgemäß umgesetzt 
wurden. Dabei geht es um den Bau einer 
Straße durch ein Naturschutzgebiet in 
Brandenburg, die Umsetzung der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie (FFH) in Branden-
burg, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
Sachsen-Anhalt und um die Umweltver-
träglichkeit einer Windkraftanlage in Nie-
dersachsen.  

Portugal hält Euratom nicht ein 
Portugal erhielt eine dritte schriftliche 
Mahnung wegen Nichteinhaltung der Eu-
ratom-Vorschriften. Bereits bei einer Kon-
trolle im Jahr 2002 waren Sicherheits-
mängel auf dem Gelände Sacavém bei 
Lissabon festgestellt worden, die nicht 
vollständig behoben wurden.  

Skandinavien: Wasserschutzprobleme 
Finnland und Schweden sind wegen weite-
ren Verstößen gegen EU-Recht im Visier 
der EU-Kommission. Sie wurden schriftlich 
gemahnt, weil sie gegen das Wasser-
schutzrecht2 der EU verstoßen haben. Es 
fehlen Maßnahmen zur Reduzierung der 
Nährstoffe im kommunalen Abwasser, die 
die Eutrophierung etwa der Ostsee mit 
verursachen. (ag, tf)  

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1048 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh (Reference: IP/04/418, 
IP/04/448, IP/04/449) 

                                                      

1 Aufgrund der UVP-Richtlinie (97/11/EG) 
müssen die Mitgliedstaaten vor der Ge-
nehmigung bestimmter Projekte eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchfüh-
ren. 

2 Durch die Richtlinie über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser 
(91/271/EWG) sollen die Belastung na-
türlicher Gewässer reduziert werden. 

Europa-Wahlen: Orientierung 
für Umweltbewegte 

www.EU-VoteWatch.org informiert 
über Abstimmungsverhalten  
Die Wahl zum Europäischen Parlament 
rückt näher, und damit auch eine Möglich-
keit für die EU-Bürger, die Brüsseler Poli-
tik mitzugestalten. Und gerade für die 
Umweltpolitik gilt: zum einen wird der 
Rahmen für die nationalen Gesetze maß-
geblich in Brüssel entschieden und zum 
anderen hat gerade in diesem Politikfeld 
das Parlament entscheidenen Einfluss. 

NGOs analysierten Abstimmungs-
verhalten der Parlamentarier/innen 
Vor diesem Hintergrund wurde Anfang  
April unter der Internet-Adresse  
www.EU-VoteWatch.org eine neue Infor-
mationsplattform für die Wahlen des 
nächsten Europäischen Parlaments online 
geschaltet. Der Umwelt-Dachverband 
Friends of the Earth Europe hat mit Unter-
stützung weiterer europäischer Verbände 
das Stimmverhalten der EU-Parlamenta-
rier in der ablaufenden Legislaturperiode 
zu den zehn wichtigen umweltrelevanten 
Abstimmungen zusammengestellt. Hier 
können sich jetzt alle Wähler/innen infor-
mieren, ob die einzelnen Palamenta-
rier/innen ihres Landes beispielsweise für 
oder gegen eine Verschärfung der Was-
serschutzrichtlinien gestimmt haben. Da-
bei kann zwischen dem Länder- oder dem 
EU-Parteien-Suchmodus gewählt werden.  

Grüne stimmen grün, Deutschland 
umweltfeindlich 
Auch eine Länder- und eine Parteien-
Rangfolge wurde ermittelt. Demnach zeigt 
die EU-Fraktion der Grünen den größten 
Prozentsatz umweltfreundlichen Stimm-
verhaltens (99%), gefolgt von Linken 
(94%) und Sozialdemokraten (91%). 
Einsames Schlusslicht sind mit nur 27% 
die Christdemokraten, die allerdings die 
stärkste Fraktion stellen.  

In der "Länderwertung" führen die däni-
schen und schwedischen Abgeordneten, 
die zu 83% bzw. 81% umweltfreundlich 
stimmten. Dritter ist Österreich (76%). 
Die deutschen Parlamentarier/innen ka-
men mit 57% nur auf den drittletzten (!) 
Platz. Vorletzter wurde Italien (54%), 
Schlusslicht ist Großbritannien mit 48%.  

Die "nationalen Interessen" waren den 
EU-Abgeordneten in einigen Fällen wichti-
ger als die Fraktionszugehörigkeit. So 
verhinderten vor allem die britischen La-
bour-Abgeordneten ein "umweltfreundli-
chereres" Abschneiden der Sozialdemo-
kraten.  

Es empfiehlt sich, vor der Benutzung die-
ses Angebotes die "Learn More" und die 
"Help & FAQ" Seiten anzuschauen. Hier 
werden sowohl die zehn untersuchten 
Umweltthemen als auch das Abstim-
mungsverhalten in ihrer Bedeutung er-
klärt. Denn leider fallen umweltpolitische 
Überzeugungen nicht selten taktischen 
Überlegungen zum Opfer.  

www.EU-VoteWatch.org ist bisher nur eng-
lischsprachig, doch die Internetseite wird 
es bald auch in allen anderen EU-
Sprachen geben. Außerdem wird sie um 
weitere Informationen ergänzt, beispiels-
weise Parlamentarierkommentare. Nicht 
zu vergessen ist, dass nicht alle Parla-
mentarier/innen der jetzigen Legislaturpe-
riode wieder neu aufgestellt werden - die 
Abgeordneten des eigenen Wahlbezirks 
finden sich dort nicht unbedingt wieder. 

 

Autor: Thomas Frischmuth, 
DNR Berlin, EU-Koordination 

• Kontakt/Informationen 
Friends of the Earth Europe, Christian 
Nobel, Rue Blanche 15, B-1050 Brux-
elles 
Tel. 00322-5426107, Fax -5375596 
eMail: christian.nobel@foeeurope.org 
www.EU-VoteWatch.org 
 
Offizielle Internetseite der EU und der 
Bundesregierung zur Europawahl: 
www.europa-waehlt.de 
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Abfall, Produktpolitik     

Erste EU-Institution trägt Öko-
Label für Abfallmanagement 

"SuperDrecksKëscht fir Betriber" an 
Europäischen Gerichtshof verliehen 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in 
Luxemburg trägt als erste EU-Institution 
das SuperDrecksKëscht-Qualitätslabel für 
umweltfreundliches Abfallmanagement. 
Das seit Mai 2003 mit Hilfe eines Beraters 
von "SuperDrecksKëscht fir Betriber" 
durchgesetzte umweltfreundliche Abfall-
managementsystem zur Entsorgung und 
Vermeidung von Müll sei "umfassend und 
zuverlässig".  

Das SuperDrecksKëscht-Qualitätslabel ist 
ein anerkanntes Gütezeichen für umwelt-
gerechte Abfallwirtschaft im Betrieb und 
beim Abfalltransporteur, das von der lu-
xemburgischen Umweltverwaltung sowie 
der dortigen Handelskammer verliehen 
wird. Nur Betriebe, die das umfassende 
abfallwirtschaftliche Konzept in die tägli-
che Praxis umsetzen, erhalten das Quali-
tätslabel.  

Kriterien des Qualitätslabels, deren Erfül-
lung in jährlichem Abstand überprüft wer-
den, sind:  
- Motivation aller Beteiligten  
- Umsetzung von Abfallvermeidungsmaß-

nahmen  
- sichtbare und zugängliche Sammelsta-

tion  
- sichere und umweltgerechte Lagerung 
- sortenreine Abfallsammlung 
- hochwertige und transparente Abfallver-

wertung und -entsorgung  
- umweltbewusstes Management  
(jg)  
 

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1048 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh, Reference: CJE/04/29 
 
Informationen zum Qualitätslabel  
"SuperDrecksKëscht® fir Betriber" 
(auch deutsch) im Internet: 
www.superdreckskescht.lu 

Parlament fordert verschärfte 
Regeln für Bergbauschutt 

Rund 100 Änderungen zum Entwurf 
der EU-Kommission 
Die Europaparlamentarier/innen haben 
eine Straffung der EU-Regelungen zur 
Säuberung von Abraum und Abfall aus 
bestehenden und verlassenen Minen: et-
wa 100 Änderungen wurden an dem Ent-
wurf der EU-Kommission vom letzten 
Sommer vorgenommen. Berichterstatter 
Jonas Sjöstedt rechnete vor, dass Minen-
abraum etwa ein Viertel des aufkommen-
den EU-Abfalls ausmacht und auch Unfälle 
wie vor kurzem in Spanien oder Rumänien 
gesenkt werden könnten. Die Betreiber 
wären verpflichtet, die Minen nach Been-
dignug der Abbautätigkeiten aufzuräu-
men. "Giftseen in stillgelgeten Bergwerken 
sollten nun zur Vergangenheit gehören", 
sagte der Schwede von der Fraktion der 
Linken. Der WWF begrüßte die vom Par-
lament vorgenommenen Änderungen, die 
die Position des Umweltausschusses un-
terstützten.  

Hauptforderungen des Parlaments  
Mitgliedstaaten sollen innerhalb der 
nächsten drei Jahre eine Inventurliste ih-
rer geschlossenen und stillgelegten 
Bergwerke geordnet nach ihrem jeweili-
gen Umweltgefährdungsgrad vorlegen. 
Innerhalb eines weiteren Jahres sollen sie 
mit der Beseitigung der schlimmsten Ge-
fahren beginnen. Es soll ein größeres Ge-
wicht auf die Müllvermeidung und auf eine 
stärkere Beachtung der EU-Wasserrah-
menrichtlinie gelegt werden. Schutzgebie-
te sollen besser gesichert sowie Maß-
nahmen zur Vermeidung von Verschmut-
zung durch die Flutung unterirdischer 
Hohlräume oder zeitweise abgelagerten 
Oberbodens getroffen werden. 

Die Änderungsvorschläge müssen nun 
erst dem Ministerrat vorgelegt werden. 
Die Richtlinie wird nicht vor Ende des Jah-
res fertig gestellt sein. (jg)  

• Kontakt/Informationen 
Quelle: Environment Daily 1641 

Gesetzgebung zu Integrierter 
Produktpolitik nicht vor 2007 

Einen Gesetzgebungsentwurf zur Einfüh-
rung einer Europäischen Integrierten Pro-
dukt-Politik (IPP) wird es nicht vor 2007 - 
und möglicherweise gar nicht - geben. 
Dies teilte die EU-Kommission Mitte April 
Mitgliedern des EU-Parlaments im Um-
weltausschuss mit, die eine Erwiderung 
auf ein entsprechendes Kommissions-
Papier vom letzten Sommer diskutierten. 
Die IPP-Aktivitäten der EU-Komission sei-
en im Zuge der Arbeit an thematischen 
Konzepten zu Abfall und Ressourcen fal-
len gelassen worden.  

Die bereits im Zusammenhang mit dem 
Kommissions-Papier enttäuschten Erwar-
tungen an die IPP wurden durch diese 
Äußerungen bestätigt. Laut Parlaments-
Berichterstatter Wijkman ist die IPP 
grundsätzlich ein ideales Mittel, um ver-
schiedene Politikbereiche zu verbinden. 
Sie sollte daher Orientierungspunkt für 
thematische Konzepte sein - und nicht 
umgekehrt. Das im Kommissions-Papier 
propagierte Vertrauen in die Eigeninitiati-
ve der Verbraucher reiche nicht aus, um 
Veränderungen bei den Produkten zu er-
reichen. Europäische Firmen würden im 
Wettlauf mit der japanischen Konkurrenz 
das Rennen um umweltfreundlichere 
Technologien verlieren. Die Mitglieder des 
EU-Parlaments stimmten schließlich für 
die alternative IPP-Vision von Wijkman, al-
lerdings mit Ergänzungen. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Quelle: Environment Daily 1644, 
6.4.2004 
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Agrarpolitik     

Osteuropas Landwirtschaft vor 
der EU-Erweiterung 

Konferenz erarbeitet politische 
Empfehlungen für Beitrittsländer 
Im November 2003 haben Friends of the 
Earth Europe (FoEE) und der Polnische 
Ökologische Klub (FoE Poland) auf einer 
internationalen Konferenz1 veranstaltet, 
um die Auswirkungen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU (GAP) und der EU-
Osterweiterung auf Landwirtschaft und 
Umwelt zu diskutieren. Die Ergebnisse der 
Konferenz, an der über 150 nichtstaatli-
che Organisationen, aber auch staatliche 
Vertreter/innen teilnahmen, sind im März 
veröffentlicht worden.  

Ausrichtung auf nachhaltige 
Landwirtschaft gefordert 
Eines der Ergebnisse ist eine ausführliche 
Reihe von Vorschlägen, wie die Politik die 
Risiken der GAP und der EU-Erweiterung 
verringern könnte. Darüber hinaus wurde 
eine Deklaration verabschiedet, in der die 
Teilnehmer/innen die EU und ihre Mit-
gliedstaaten dazu aufrufen, die Politik 
stärker auf eine nachhaltige Landwirt-
schaft auszurichten. Sie wurde von 217 
Nichtregierungsorganisationen unter-
zeichnet und an alle EU-Agrarminister ge-
sandt. 

Landwirtschaft der Beitrittsländer am 
Scheideweg 
Im Vergleich zu Westeuropa benutzen 
osteuropäische Bauern weniger industriel-
le Pestizide und Düngemittel. Deshalb ist 
die Produktion der Betriebe zwar gerin-
ger, aber sie ermöglichen dafür einer viel-
fältigen Natur das Überleben: ihre land-
wirtschaftliche Praxis verschmutzt weniger 
Luft, Wasser und Boden. Die kleinstruktu-
rierte Landwirtschaft beschäftigt mehr 
Menschen als die hochindustrialisierten 
Formen.  

                                                      

1 "EU Accession and Agriculture: Making 
CAP Work for People and the Environ-
ment" 

Die Malopolska-Region um Kraków (Kra-
kau) ist dafür ein gutes Beispiel. Dort be-
steht jetzt die Gefahr, dass höherer 
Marktdruck und Konkurrenz durch den 
EU-Beitritt Polens und die gleichzeitige 
Verfügbarkeit von GAP-Subventionen dazu 
führen, dass Politiker und Bauern die 
Produktivität der landwirtschaftlichen Be-
triebe um jeden Preis erhöhen. Der dar-
aus folgende erhöhte Pestizideinsatz und 
die Veränderung der Agrarstruktur würde 
die Biodiversität erheblich verringern.  

EU-Mittel für Weiterentwicklung 
nachhaltiger Landwirtschaft nutzen  
Die neuen Mitgliedstaaten sind aber nicht 
gezwungen, den "EU-15-Weg" zu gehen: 
zuerst eine landwirtschaftliche Intensivie-
rung verfolgen, die zu einer ländlichen 
Entvölkerung und darauf folgender Sub-
ventionierung des ländlichen Raums führt. 
Dies meinte zumindest Karl-Erik Olsson, 
Mitglied des Europäischen Parlaments 
und früherer schwedischer Landwirt-
schaftsminister. Olsson erinnerte daran, 
dass die neuen Mitgliedstaaten eine "Ab-
kürzung" nehmen können - indem sie die 
EU-Mittel dafür einsetzen, dass Menschen 
auf dem Land bleiben, indem vielfältige 
Möglichkeiten des Einkommenserwerbs in 
Ökotourismus, in qualitativ hochwertiger 
Lebensmittelproduktion und in der Land-
schaftspflege geschaffen werden. Gleich-
zeitig sei es ebenfalls viel billiger, Biodi-
versität zu schützen, als sie im Nachhinein 
wieder herzustellen.  

Autor: Daniel Unsöld,  
DNR EU-Koordination 

• Kontakt/Informationen 
Friends of the Earth Europe (FoEE), 
Rue Blanche 15, B-1050 Bruxelles 
Tel. 00322-542 0180, Fax -5375596 
eMail: info@foeeurope.org  
www.foeeurope.org 
 
Bericht über die Konferenz mit weiter 
führenden Dokumenten und dem 
FoEE-Handbuch zur GAP: 
www.foeeurope.org/publications/ 
publications.htm 

Bienensterben: Kampagne 
gegen Bayer 

Bündnis sammelt Unterschriften gegen 
Imidacloprid und Gentechnikanbau 
Der sofortige Stopp der Zulassung von  
Imidacloprid sowie das Verbot der Einfüh-
rung des Anbaus gentechnisch veränder-
ter Pflanzen in der Landwirtschaft sind die 
Ziele einer breit angelegten Unterschrif-
tenkampagne der europäischen Imker-
branche. Beides sind Faktoren, die eine 
Bedrohung für die Bienezucht und die eu-
ropäische Insektenfauna darstellen. Die 
Kampagne ist eine gemeinsame Aktion 
des Deutschen Berufsimkerbundes 
(DBIB), der European Professional Bee-
keepers Association (EPBA), der NABU-
Bundesfachgruppe Hymenoptera und der 
Coordination gegen Bayer-Gefahren 
(CBG). Im Internet können nähere Infor-
mationen über die Zusammenhänge des 
Bienensterbens abgerufen werden. Es be-
steht die Möglichkeit, eine Protest-eMail in 
sieben Sprachen an die politischen Ent-
scheidungsträger auf den verschiedenen 
Ebenen zu versenden. (du)  

Siehe auch Seite 25. 

• Kontakt/Informationen 
DBIB, Klaus Maresch (Koordinator der 
Kampagne), Drachenfelsstr. 92, 
53639 Königswinter 
Tel. 0228 / 4220-850, Fax -860 
eMail: info@honigmet.de 
www.bienensterben.info  
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Agrarpolitik, Gentechnik     

Gentechnisch veränderte 
Lebensmittel kommen 

Alles Wissenswerte über die 
Kennzeichnung  
Am 18. April wurden die neuen EU-Kenn-
zeichnungsbestimmungen wirksam. Alles, 
was von diesem Tag an produziert wird, 
muss nach den neuen Vorschriften ge-
kennzeichnet werden. Im Grundsatz ist die 
Kennzeichnung zwar eindeutig, im Detail 
gibt es jedoch viele Unklarheiten und un-
terschiedliche Interpretationen, vor allem 
bei Zusatzstoffen. Es folgt eine kurze Zu-
sammenfassung der wichtigsten bisher 
verfügbaren Informationen, zusammenge-
stellt vom TransGen-Informationsdienst 
der Verbraucher-Initiative. 

Neue Regeln für die Kennzeichnung  
Die Europäische Union hat neue Vorschrif-
ten zur Gentechnik-Kennzeich- nung be-
schlossen. Sie traten am 7. November in 
allen EU-Mitgliedstaaten in Kraft. Bis April 
2004 hatten die Lebensmittelhersteller 
Zeit, sich auf die neuen Bestimmungen 
einzustellen.  

Das ist kennzeichnungspflichtig  
Nach den neuen, ab 2004 gültigen Be-
stimmungen müssen viele Anwendungen 
der Gentechnik auf dem Etikett angege-
ben werden. Kennzeichnungspflichtig sind 
Lebensmittel, Zutaten oder Zusatzstoffe,  
- wenn sie ein gentechnisch veränderter 

Organismus sind. Beispiele: Tomate, 
Kartoffel, Maiskolben, Fisch, Fleisch etwa 
aus einem gentechnisch verändertem 
Schwein; 

- wenn sie gentechnisch veränderte Orga-
nismen enthalten. Beispiele: Joghurt mit 
gentechnisch veränderten Bakterien, 
Weizenbier mit gentechnisch veränderter 
Hefe; 

-  wenn sie aus gentechnisch veränderten 
(gv) Organismen hergestellt sind. Bei-
spiele: Öl aus gentechnisch veränderten 
Sojabohnen oder GV-Raps, Zucker aus 
GV-Zuckerrüben, Stärke aus GV-Mais. 
Traubenzucker aus GV-Maisstärke, Leci-
thin aus GV-Sojabohnen, Aroma aus 
gentechnisch verändertem Sojaeiweiß.1  
 

                                                      

1 Viele der angeführten Beispiele gibt es 
in Europa derzeit noch nicht als Produk-
te zu kaufen, weil die ent-sprechenden 
gentechnisch veränderten Organismen 
bisher nicht zugelassen sind. 

Das ist nicht kennzeichnungspflichtig  
Nicht über alle Anwendungen der Gen-
technik wird auf dem Etikett in-formiert. 
Nicht kennzeichnungspflichtig sind:  
- Lebensmittel und Zutaten, die nicht di-

rekt aus einem gentechnisch ver-
änderten Organismus gewonnen wer-
den. Beispiele: Fleisch, Milch, Eier von 
Tieren, die Futtermitteln aus gentech-
nisch veränderten Organismen erhalten 
haben. 

- Zusatzstoffe, die mit Hilfe von gentech-
nisch veränderten Mikroorganis-men 
hergestellt werden. Beispiele sind etwa 
der Farbstoff Riboflavin (Vitamin B2 ) 
oder der Ge-schmacksverstärker Gluta-
mat. In der Regel werden die Zusatzstof-
fe von den Mikroorganismen ausge-
schieden und anschließend gereinigt. 
Dieser Herstellungsweg wird nicht als di-
rekte, sondern nur als indirekte Anwen-
dung der Gentechnik angese-hen.  

- Enzyme und andere technischen Hilfs-
stoffe. Für diese Stoffe gibt es bei Zulas-
sung und Kennzeichnung keine beson-
de-ren Vorschriften, wenn eine Herstel-
lung mit Hilfe von gentechnisch ver-
änderten Mikroorganismen erfolgt. En-
zyme brauchen generell nicht auf der 
Zutatenliste aufgeführt zu werden. Bei-
spiel: Chymosin, der Hauptwirkstoff des 
bei der Käseherstellung benö-tigten 
Labferments. Dieses Enzym braucht 
nicht als Käsezutat deklariert zu werden 
- unabhängig davon, ob es traditionell 
aus Kälbermagen oder mit Hilfe gen-
technisch veränderter Mikroorganismen 
gewonnen wird.  

 
Gentechnik auf dem Etikett  
Wie und wo gekennzeichnet wird, ist ge-
nau vorgeschrieben. Auch für unverpackte 
Waren oder das Essen im Restaurant. Ein 
Logo oder Symbol, das auffällig auf ein 
gentechnisch verändertes Lebensmittel 
hinweist, ist nicht zulässig. Beim Kenn-
zeichnungstext sind zwei Formulierungen 
möglich: entweder "genetisch verändert" 
oder "aus genetisch verändertem .... her-
gestellt". Auch die Platzierung ist festge-
legt:  

- Bei vorgefertigten Lebensmitteln, bei 
denen eine Zutatenliste auf der Verpa-
ckung vorhanden ist, muss der Kenn-
zeichnungstext als Ergänzung zu der 
betroffenen Zutat gesetzt werden.  

- Bei Lebensmitteln ohne Zutatenliste 
muss der Kennzeichnungstext deut-lich 
sichtbar aufs Etikett.  

- Auch bei loser oder unverpackter Ware 
ist die Kennzeichnung vorgeschrieben, 
etwa in Form eines Schildes direkt an 
der Auslage. Ähnliches gilt für Restau-
rant und Kantinenverpflegung.  

 
Nebenwirkungen müssen angegegben 
werden 
In bestimmten Fällen reicht der Hinweis 
"genetisch verändert" nicht aus. Es sind 
zusätzlich noch besondere Produkteigen-
schaften zu nennen, die auf die Anwen-
dung der Gentechnik zurückgehen, etwa  
- veränderter Nährwert oder neue Zu-

sammensetzung  
- Auswirkungen auf die Gesundheit be-

stimmter Bevölkerungsgruppen, etwa Al-
lergiker  

- Anlässe zu möglichen ethischen oder re-
ligiösen Bedenken, etwa wenn tie-rische 
Gene übertragen wurden.  

 
Zulassungsbeschränkung: 
"gesundheitlich unbedenklich"? 
Alle Lebensmittel aus gentechnisch ver-
änderten Organismen müssen zugelassen 
werden. Eine Zulassung erhalten sie nur, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass 
ihr Verzehr "gesundheitlich unbedenklich" 
ist.  

Die Kennzeichnung informiert den End-
verbraucher über die Anwendung von 
Gentechnologie. Die Kennzeichnung ist 
notwendiges Mittel zur Information, damit 
der Einzelne so einkaufen kann, wie es 
seiner oder ihrer Grundeinstellung zur 
Grünen Gentechnik entspricht. Viele 
Verbraucher/innen fassen den Hinweis auf 
gentechnisch veränderte Organismen e-
her als Warnhinweis auf und verzichten 
auf den Kauf.  
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Koexistenz und Schwellenwerte  
Wenn gentechnisch veränderte Pflanzen 
landwirtschaftlich genutzt werden, sind 
Beimischungen in konventionellen oder 
ökologischen Produkten kaum vermeid-
bar. Sie sind während des Anbaus, bei 
Ernte, Transport, Lagerung und Verarbei-
tung möglich - etwa durch Windverwehung 
oder nicht völlig saubere Transportbehäl-
ter. Unter natürlichen Bedingungen ist es 
nicht möglich, absolut "gentechnik-freie" 
Produkte zu erzeugen. Schwellenwerte 
setzen eine Höchstgrenze für Gen-
Beimischungen, die ohne Kennzeichnung 
der Produkte hingenommen werden müs-
sen. Sie sind notwendig, da der Anbau 
gentechnisch veränderter Pflanzen welt-
weit eine Realität ist. Schwellenwerte sor-
gen aber auch dafür, dass jeder bewusste 
Einsatz gentechnisch veränderter Pflan-
zen auf dem Etikett der daraus erzeugten 
Lebensmittel genannt werden muss.  

Nachweispflicht oder nicht? 
Einige Lebensmittelzutaten werden so 
stark verarbeitet, dass auch mit dem 
empfindlichsten Nachweisverfahren nicht 
zu unterscheiden ist, ob sie aus gentech-
nisch veränderten oder konventionellen 
Pflanzen gewonnen wurden. Ein Beispiel 
ist Sojaöl. Sollte es aus Gen-Soja stam-
men, dann hinterlässt dies nach heutigen 
Erkenntnissen im Lebensmittel keine stoff-
lichen Spuren. Es ist bisher kennzeich-
nungsfrei.  

Nach den neuen Vorschriften kennzeich-
nungspflichtig sind Lebensmittel, Zutaten 
und Zusatzstoffe künftig immer dann,  
- wenn sie ein gentechnisch veränderter 

Organismus sind oder daraus be-
stehen;  

- oder wenn sie aus gentechnisch verän-
derten Organismen hergestellt wurden - 
unabhängig davon, ob diese im Le-
bensmittel nachweisbar sind oder nicht.  
 

Vermischte Rohstoffe: Kennzeichnung 
ab 0,9 Prozent  
Viele Lebensmittelzutaten werden nicht 
ausschließlich aus gentechnisch veränder-
ten Pflanzen hergestellt. Es ist üblich, 
dass importierte Soja- und Maisrohstoffe 
zu einem bestimmten Anteil aus Gen-
Sorten bestehen. In den Erzeugerländern 
USA und Argentinien werden diese bei der 
Ernte zumeist nicht von den konventionel-
len Pflanzen getrennt. Lebensmittel und 
Zutaten aus Rohstoffen, in denen normale 
und Gen-Pflanzen vermischt sind, müssen 
gekennzeichnet werden. Ausgenommen 
sind nur ungewollte, technisch unver-
meidbare Beimischungen.  

Für die Kennzeichnung dieser Lebensmit-
tel gilt:  
- Zutaten oder Zusatzstoffen aus Soja- 

oder Maisrohstoffen sind immer kenn-
zeichnungspflichtig, wenn dafür auch 
gentechnisch veränderte Pflanzen ge-
erntet wurden. Wie hoch deren Anteil ist, 
spielt keine Rolle.  

 
Ausnahme: "zufällige Beimischung" 
Davon ausgenommen sind zufällige, nicht 
beabsichtige Beimischungen aus Gen-
Pflanzen. Diese bleiben ohne Kennzeich-
nung,  
- wenn ihr Anteil an der jeweiligen Menge 

der betroffenen Zutat nicht mehr als 
0,9% beträgt  

- und der jeweilige Hersteller darlegen 
kann, dass es sich um zufällige, tech-
nisch unvermeidbare Beimischungen 
handelt und er sich um "gentechnik-
freie" Rohstoffe bemüht hat.  

Bewusst herbeigeführte Vermischungen 
müssen generell gekennzeichnet werden.  

 

Rückverfolgung gentechnischer 
Erzeugungsprozesse wichtig 
Eine nachweisunabhängige Kennzeich-
nung ist nur möglich, wenn Informationen 
über die Anwendung von gentechnisch 
veränderten Organismen über die gesam-
te Verarbeitungskette - vom Erzeuger bis 
zum Supermarkt - weitergegeben werden. 
Die EU-Verordnungen verpflichten die Le-
bensmittelwirtschaft, geeignete "Rückver-
folgbarkeitssysteme" aufzubauen: Anhand 
von Unterlagen, die ein Lebensmittelun-
ternehmen über die zugekauften Rohstof-
fe führen muss, soll künftig überprüft wer-
den können, ob sie ganz oder teilweise 
aus gentechnisch veränderten Pflanzen 
stammen und damit kennzeichnungs-
pflichtig sind.  

Kontrolle für die Kennzeichnung - 
Aufbau von Informationssystemen 
Zuständig für die Kontrolle, ob die Kenn-
zeichnungsbestimmungen eingehalten 
werden, ist die amtliche Lebensmittel-
überwachung. Sie obliegt den Bundeslän-
dern. Diese müssen nachweisen, ob in ei-
nem Lebensmittel gentechnisch veränder-
te Pflanzen vorhanden sind und welchen 
Anteil sie an der Gesamt-Zutat haben. 
Schwieriger sind Anwendungen gentech-
nisch veränderter Pflanzen, die sich im 
Endprodukt nicht mehr nachweisen las-
sen. Obwohl eine Kennzeichnungspflicht 
besteht, lässt sich das im Lebensmittel 
selbst nicht überprüfen. In solchen Fällen 
kann die Kontrolle nur anhand von schrift-
lichen Unterlagen und Daten erfolgen. Da-
zu müssen geeignete Dokumentations- 
und Informationssysteme aufgebaut wer-
den, die sich über die gesamte Verarbei-
tungskette erstrecken. Verstöße gegen 
die Kennzeichnungsvorschriften sollen 
bestraft werden. (du)  

• Kontakt/Informationen 
TransGen (Transparenz für Gentechnik 
bei Lebensmitteln), Gerd Spelsberg, 
Bachstr. 62-64, 52066 Aachen  
Tel. 0241 / 168 4086, Fax -4555 
eMail: info@transgen.de 
www.transgen.de 
 
Datenbank mit Fragen und Antworten 
zur Kennzeichnung: 
www.transgen.de/?link=/Recht/ 
Kennzeichnung/faq.html 
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Großbritannien: Gentech-
Maisanbau vorerst gestoppt 

Walisische Regierung lehnte Antrag ab 
- Bayer lässt Markteinführung fallen 
Bayer CropScience1 hat Anfang April die 
Pläne zur Markteinführung seiner gen-
technisch veränderten Futtermais-Sorte 
Chardon LL in Großbritannien eingestellt. 
Damit reagierte der Konzern auf eine Ent-
scheidung der Regierung von Wales. Ende 
März hatte der walisische Umweltminister 
Carwyn Jones einen Antrag auf Zulassung 
von Chardon LL abgelehnt. Da Wales ein 
Vetorecht bei der Genehmigung neuer 
Sorten besitzt, wird dadurch der Anbau 
von Gen-Mais in ganz Großbritannien blo-
ckiert. Damit bleibt - vorläufig - das Gen-
pflanzen-Moratorium in Großbritannien 
bestehen.  

Gentechnisch veränderter Mais darf 
angebaut werden 
Großbritannien war in der Europäischen 
Union das zweite Land nach Spanien, das 
den kommerziellen Anbau von gentech-
nisch verändertem Mais zulassen wollte. 
Nach der Zustimmung der Parlamente von 
Schottland und Wales hätte das gentech-
nisch veränderte Mais-Saatgut genehmigt 
werden müssen. Die britische Regierung 
rechnete noch im März damit, dass in 
Großbritannien frühestens im Frühjahr 
2005 gentechnisch veränderter Mais an-
gebaut wird. In Großbritannien war bisher 
nur der Import von bestimmten gentech-
nisch veränderten Lebensmitteln wie Soja, 
Tomatenpüree und Mais erlaubt.   

                                                      

1 Die Bayer CropScience AG zählt als Teil-
konzern der Bayer AG mit einem Umsatz 
von 5,8 Milliarden Euro (2003) zu den 
größten Unternehmen der grünen Gen-
technik. Bayer steht wegen seiner ver-
antwortungslosen Unternehmenspraxis 
regelmäßig im Zentrum der Kritik zivil-
gesellschaftlicher Organisationen (siehe 
Seiten 14, 18, 25). 

Ein Blankoschein für die Industrie? 
Landwirtschaftsministerin Margaret Be-
ckett wollte der agrochemischen Industrie 
allerdings keinen Blankoscheck ausstel-
len. Die Regierung wollte aufgrund wis-
senschaftlicher Forschungsergebnisse2 
künftig den Anbau von gentechnisch ver-
ändertem Mais nur unter eingeschränkten 
Bedingungen zulassen, etwa in Verbin-
dung mit bestimmten Unkrautvernich-
tungsmitteln.  

Bevölkerung mehrheitlich dagegen 
Die Mehrheit der britischen Bevölkerung 
lehnt gentechnisch veränderte Lebensmit-
tel ab. Die Handelsunternehmen versu-
chen sich zunehmend davon zu distanzie-
ren. Die Politik der Regierung sei "getrie-
ben von den kommerziellen Interessen 
der großen Biotech-Firmen und zweifellos 
vom Druck des Weißen Hauses", sagte Mi-
chael Meacher, ehemaliger Umweltminis-
ter in der Labour-Regierung.  

Haftungsfrage ungeklärt 
Ungeklärt ist in Großbritannien auch die 
Frage potentieller Entschädigungszahlun-
gen, wenn gentechnisch veränderter Mais 
auf konventionelle Feldfrüchte übersprin-
gen sollte. Die Regierung will, dass der 
Gentechnik-Sektor dafür aufkommt. Dieser 
signalisierte jedoch Ablehnung. Die Land-
wirte, die gentechnisch veränderten Mais 
anbauen wollen, schrecken davor eben-
falls zurück.  

                                                      

2 Ein dreijähriger Feldversuch mit gen-
technisch veränderten Feldfrüchten in 
Großbritannien hatte im vergangenen 
Jahr zu dem Ergebnis geführt, dass der 
Anbau von Raps und Zuckerrüben im 
Zusammenhang mit dem Einsatz von 
Unkrautvernichtungsmitteln die biologi-
sche Vielfalt verringert. 

Umwelt- und Verbraucherverbände 
kündigten Widerstand an  
Umweltschützer/innen und Verbraucher-
gruppen wollen in Großbritannien den Wi-
derstand gegen gentechnisch modifizierte 
Lebensmittel verstärken, falls die Regie-
rung die den Anbau von Genmais zulässt. 
Charlie Kronick, Kampagnenführer bei 
Greenpeace, sagte, seine Organisation 
werde den Druck auf Supermärkte erhö-
hen und auf die Verbraucher/innen stär-
ker einwirken. Der Umweltverband Friends 
of the Earth kündigte auch die Prüfung ju-
ristischer Schritte an.  

Auch der deutschen Regierung liegen 
Zulassungsanträge von Bayer vor 
Bereits im Februar lehnte die belgische 
Regierung die Zulassung von gentech-
nisch verändertem Raps von Bayer ab. 
Die Entscheidungen in Wales und Belgien 
setzen die deutsche Verbraucherministe-
rin Renate Künast (Grüne) unter Zug-
zwang. Ihr liegen mehrere Anträge von 
Bayer auf Anbau von Gentech-Pflanzen 
vor. Nach Ansicht von Umweltverbänden 
schützt das neue Gentechnikgesetz von 
Künast die Produkte der konventionellen 
und ökologischen Landwirtschaft nicht 
ausreichend vor Verunreinigungen durch 
gentechnisch veränderte Pflanzen (DRB 
03.04, S. 10). (du)  

• Kontakt/Information 
Greenpeace UK, Charlie Kronick, Ca-
nonbury Villas, London, GB - N1 2PN 
Tel. 0044 20 / 7865-8228, Fax -8200 
eMail:  
charlie.kronick@uk.greenpeace.org 
www.greenpeace.org.uk 
 
Coordination gegen Bayer-Gefahren, 
Postfach 15 04 18, 40081 Düsseldorf 
Tel. 0211 / 33 39 11, Fax -40 
eMail: cbgnetwork@aol.com 
www.cbgnetwork.org 
 
Weitere Quelle: FAZ 13.3.2004, S. 12 
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Gen-Reis: Bayer spart an der 
Risikoforschung  

FoEE: EU-Importgenehmigung 
gefährdet Ernährungssicherheit  
Umweltverbände haben die Europäische 
Union Ende März aufgefordert, keine Im-
portgenehmigung für gentechnisch ver-
änderten Reis zu erteilen. Die Mitglied-
staaten sollten bei der EU-Kommission 
Einspruch gegen den Antrag der Firma 
Bayer CropScience einlegen, empfahlen 
die Verbände. Bayer hat als erstes Unter-
nehmen eine europäische Zulassung für 
genmanipulierten Reis beantragt. Die in 
Frage kommende Reissorte ist gegen das 
von Bayer hergestellte Herbizid Glufosinat 
resistent.  

Gefährliche Folgen für 
Entwicklungsländer befürchtet  
Die Umwelt-Dachorganisation Friends of 
the Earth Europe (FoEE) und die Coordi-
nation gegen Bayer-Gefahren (CBG) be-
fürchten, dass "das weltweit wichtigste 
Nahrungsmittel in die Hände multinationa-
ler Unternehmen fällt". Dies habe gefährli-
che Folgen für die Entwicklungsländer und 
würde langfristig die weltweite Ernäh-
rungssicherheit gefährden. Für rund 2,5 
Milliarden Menschen - die Hälfte der Erd-
bevölkerung - ist Reis das Hauptnah-
rungsmittel.  

Keine Langzeitstudien durchgeführt, 
Risiken nicht überprüft 
Die Verbände gaben zu bedenken, dass 
bislang keine Langzeitstudien zu mögli-
chen Gesundheitsgefahren für Verbrau-
cher durchgeführt und von Bayer durch-
geführte Fütterungsstudien an Hühnern 
von britischen Behörden nur als "begrenzt 
aussagefähig" bezeichnet wurden. Außer-
dem ergaben Untersuchungen an Schwei-
nen eine veränderte Gewichtszunahme bei 
Fütterung mit Gen-Reis. Im Antrag von 
Bayer befinde sich keine Abschätzung der 
Risiken für die fünf südlichen EU-Staaten, 
in denen Reis angebaut wird (Italien, Grie-
chenland, Spanien, Portugal, Frankreich). 

 

Mögliche Gesundheitsrisiken durch 
gentechnisch veränderten Reis  
Genmodifizierter Reis stelle ein Gesund-
heitsrisiko für europäische Verbraucher 
dar und könne langfristig die Ernährung 
von Millionen Menschen außerhalb der EU 
gefährden, so Geert Ritsema von Friends 
of the Earth. FoEE appellierte an die mo-
ralische Verantwortung der EU, bei der 
Beurteilung des Antrags von Bayer diese 
Risiken mit zu berücksichtigen.  

Signalwirkung für Entwicklungsländer 
durch Entscheidung der Kommission 
"Eine Import-Genehmigung nach Europa 
gibt den multinationalen Konzernen grü-
nes Licht, umweltfeindliche Anbaumetho-
den in Entwicklungsländer durchzusetzen. 
Das Hauptnahrungsmittel der Welt in die 
Hände von Unternehmen wie Bayer zu 
geben wäre ein gefährlicher Präzedenz-
fall", so Ritsema weiter. Ungeachtet dieser 
Risiken versuche der Bayer-Konzern, die 
grüne Gentechnik im Markt durchzuset-
zen. Auch hätten sich die Ankündigungen 
der Konzerne, mittels Gentechnik das 
Welthunger-Problem zu lösen, als bloße 
Produkteinführungskampagnen erwiesen 
(EUR 10.03, S. 29).  

Die CBG forderte Bayer deshalb auf, aus 
der Produktion von gentechnisch verän-
derten Pflanzen auszusteigen. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Phillip Mimkes, Coordination gegen 
BAYER-Gefahren (CBG), PF 15 04 18, 
40081 Düsseldorf 
Tel.  0211 / 333911, Fax -40 
eMail: cbgnetwork@aol.com  
www.cbgnetwork.org 

Gentech-Futtermittel bisher 
kaum erforscht 

Alle unabhängigen Studien zeigen 
Besorgnis erregende Ergebnisse 
Obwohl bereits 100 Versuche über den 
kommerziellen Nutzen von gentechnisch 
veränderten Futtermitteln durchgeführt 
wurden, haben nur zehn die Auswirkun-
gen auf die Gesundheit der Tiere unter-
sucht, so die britische Nichtregierungsor-
ganisation Soil Association. Von diesen 
Studien hätten fünf in Verbindung zur Bio-
tech-Unternehmen gestanden und eine 
Unbedenklichkeit festgestellt. Die fünf an-
deren, unabhängigen Studien seien dage-
gen zu dem Schluss gekommenen, dass 
Gentech-Futtermittel zu "Besorgnis erre-
genden" Veränderungen im Magen-Darm-
Bereich der Tiere führen. Keine der Stu-
dien sei aber weiter verfolgt worden, kriti-
sierte die Soil Association.  

Risken bleiben im Dunkeln - nur eine 
einzige Studie am Menschen 
Bis jetzt gibt es nur eine einzige Studie, 
die mit Menschen gearbeitet hat. Dabei 
wurde überraschend festgestellt, dass der 
menschliche Magen gentechnisch verän-
derte Bakterien sehr wohl aufnimmt. Auch 
diese Untersuchung der Food Standards 
Agency (FSA) aus dem Jahr 2002 wurde 
nicht weiterverfolgt.  

Keine Kennzeichnung von GV-Nahrung/ 
Mehr Druck auf Supermärkte 
Die Soil Association kritisiert deshalb, 
dass Lebensmittel, die mit Gentech-
Futtermitteln hergestellt werden, nach der 
neuen EU-Kennzeichnungs-Richtlinie nicht 
gekennzeichnet werden müssen. Es be-
stehe ein Gesundheitsrisiko, solange nicht 
unabhängig geforscht werde. Deshalb 
empfiehlt die Organisation Verbrau-
cher/innen, Druck auf Supermärkte aus-
zuüben, solche Produkte nicht ins Sorti-
ment aufzunehmen. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Soil Association, Policy Director, Peter 
Melchett, Bristol House, 40-56 Victoria 
Street, Bristol, GB - BS1 6BY 
Tel. 0044 / 1179142-444, Fax -504 
eMail:  info@soilassociation.orge  
www.soilassociation.org 
Quelle: The Independent, 5.4.2004, 
Peter Melchett 
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Grüne Gentechnik nicht 
versicherbar  

Konsequenzen für österreichisches 
GVO-Gesetz: Verbraucher zahlen selbst 
Eine Umfrage unter der österreichischen 
Versicherungswirtschaft zeigt auf, dass 
gentechnisch veränderte Organismen 
(GVO) als unkalkulierbares Risiko angese-
hen werden und nur schwer versicherbar 
sind. Darüber hinaus erarbeitet der Ver-
band der Versicherungsunternehmen Ös-
terreichs derzeit neue Richtlinien, die ei-
nen generellen Haftungsausschluss für 
Schäden durch gentechnische Verände-
rungen enthalten werden. Das österreichi-
sche Gentechnikgesetz von 1994 schreibt 
eine Haftpflichtversicherung für die Frei-
setzung von Gentechnik vor. Wenig Klar-
heit herrscht jedoch darüber, was ein 
durch Gentechnik verursachter Schaden 
sein könnte. Jedenfalls sind die Risiken so 
immens, dass sie als nicht versicherbar 
eingestuft werden.  

Damit ist die vom österreichischen Land-
wirtschaftsminister Pröll angestrebte Ver-
sicherungslösung für Haftungsfragen hin-
fällig. In Klartext: Für den Schadensfall 
müsste der Steuerzahler einstehen. In 
welcher Höhe sich die Kosten der Schä-
den bewegen können, zeigte der Fall Star-
link-Mais von Aventis in den USA - rund 
eine Milliarde Dollar. Doch wie in Öster-
reich ist auch in den USA keine Versiche-
rung bereit, Schäden aus Gentechnik-
Pollen und gentechnischer Kontamination 
zu übernehmen. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Gen-ethischer Informationsdienst 
(GiD), Brunnenstr. 4, 10119 Berlin  
Tel. 030-6857073, Fax -6841183 
eMail: gid@gen-ethisches-netzwerk.de 
www.gen-ethisches-netzwerk.de 

 

Dänische Koexistenz-Regelung 
bittet Ökobauern zur Kasse 

Deutscher Bauernverband spricht sich 
für dänische Lösung aus 
Dänemark regelt als erstes Land in der 
EU, wie die Koexistenz von herkömmlichen 
und genetisch manipulierten Pflanzen en 
detail aussieht. Gentechnik-Bauern wer-
den dabei einseitig begünstigt: Die Prü-
fungskosten1, ob ein Produkt gentechnik-
frei ist oder nicht, zahlen ausschließlich 
Biobauern und konventionell, aber gen-
technikfrei wirtschaftende Landwirte. Ent-
sprechend kontrovers waren die Reaktio-
nen auf die Lösung, so die taz.  

Der Deutsche Bauernverband hält den 
Vorstoß für "richtungweisend". Ginge es 
nach der hiesigen Agrarlobby, sollte die 
deutsche Landwirtschaftsministerin Rena-
te Künast (Grüne) die Regeln komplett 
übernehmen. Die Folge: Vor allem die 
Gentechbauern würden begünstigt. Da 
das Gesetz u.a. eine "Bagatellgrenze" von 
rund 620 Euro verordnet, bis zu der ein 
Gentech-Schaden nicht ersetzt werden 
muss, würde es sich bei den in Dänemark 
üblichen Feldgrößen von meist unter fünf 
Hektar wirtschaftlich für einen Landwirt im 
Zweifel sogar negativ auswirken, Kompen-
sationsverfahren anzugehen, so Green-
peace. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Deutscher Bauernverband e.V., Go-
desberger Allee 142-148, 53175 
Bonn 
Tel. 030/31904-242, Fax -431 
eMail: presse@bauernverband.de 
www.bauernverband.de 
Quelle: taz Nr. 7304 vom 9.3.2004  

                                                      

1 Auch in Dänemark soll der Pollenflug 
auf Gentechnik-freie Nachbarfelder ver-
hindert werden. Das muss künftig kon-
trolliert und die Kontrolle bezahlt wer-
den. Greenpeace hat errechnen lassen, 
dass eine Bestäubung von bis zu 26 Ki-
lometer entfernten Rapspflanzen eben-
so möglich ist wie das Überleben von 
Rapssamen in der Erde bis zu 10 Jah-
ren. Die Kosten für Labortests, ob ein 
Produkt gentechfrei ist oder nicht, muss 
der Produzent bezahlen. 

Christen gegen Genfood 

Kolpingwerk: Nebenwirkungen zu 
hoch, Nutzen übertrieben dargestellt 
Das Kolpingwerk Deutschland2 lehnt die 
Grüne Gentechnik ab. Der übertrieben 
dargestellte Nutzen werde weltweit mit 
Nebenwirkungen erkauft, die unvertretbar 
hoch erscheinen. Daher fordert das Kol-
pingwerk: 
- das internationale Patentrecht und den 

rechtlichen Ordnungsrahmen des Welt-
handels so zu gestalten, dass Men-
schenrechte und das Recht auf Ernäh-
rung nicht gefährdet sind.  

- Gentechnik-freie Anbauflächen vor dem 
Eintrag von gentechnisch veränderten 
Pollen bestmöglich zu schützen. 

- dass Landwirte auf den Anbau gentech-
nisch veränderter Pflanzen freiwillig ver-
zichten. 

- Verbraucher vor ungewolltem Verzehr 
von gentechnisch veränderten Lebens-
mitteln wirksam zu schützen. 

- die EU-Richtlinie 2001/183 über die ab-
sichtliche Freisetzung genetisch verän-
derter Organismen in die Umwelt in nati-
onales Recht möglichst einschränkend 
umzusetzen.  

- Das Kolpingwerk fordert unter anderem 
einen empfindlichen Schadensersatz 
vorzusehen, wenn normales Getreide 
verunreinigt ist.  

 
Die Organisation befürchtet, dass gen-
technisch veränderte Pflanzen sich ohne 
diese regelnden Maßnahmen ungebremst 
ausbreiten. (du)  

• Kontakt/Information 
Kolpingwerk Deutschland, Martin Grü-
newald, Pressereferat 
Tel. 0221 / 20701-195, Fax -138 
eMail: info@kolping.de  
www.kolping.de 

                                                      

2 Das Kolpingwerk ist einer der größten 
katholischen Sozialverbände Deutsch-
lands mit 275.000 Mitgliedern. 

3 Die Regelung verlangt von den EU-
Mitgliedstaaten, Regelungen über den 
Anbau, das Inverkehrbringen und die 
Kennzeichnung genetisch veränderter 
Organismen selbst zu gestalten. 
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EU-Kommission: Weniger 
fischen im Westen 

Beratungen über das Maß der 
Einschränkungen laufen  
Die Europäische Kommission hat für eine 
Reihe von Fischereien in den so genann-
ten "westlichen Gewässern", die sich von 
den Kanarischen Inseln und den Azoren 
bis zum Norden und Nordwesten Irlands 
und Großbritanniens erstrecken, einen 
Vorschlag über die maximale Höhe des 
Fischereiaufwands in jedem Fanggebiet 
vorgelegt.  

Der Fischereiaufwand eines mit aktivem 
Fanggerät arbeitenden Schiffes wird be-
rechnet, indem die Kapazität mit den jähr-
lichen Einsatztagen auf See multipliziert 
wird. Diese Bestimmungen über Auf-
wandsbeschränkungen ergänzen die neue 
Regelung, die im vergangenen Oktober 
für diese Gewässer verabschiedet wurde1.  

Die EU-Kommission schlägt vor, den Fi-
schereiaufwand in den westlichen Gewäs-
sern nach Fanggebieten (ICES- und 
CECAF-Untergebiete)2 und Fischereien auf 
der Grundlage der von den Mitgliedstaa-
ten übermittelten Angaben zu beschrän-
ken. (du)  

                                                      

1 Mit der Verordnung, die der Ministerrat 
im Oktober 2003 annahm, wurden die 
Bedingungen für die Einführung einer 
Fischereiaufwandsregelung in den west-
lichen Gewässern verabschiedet. Es 
wurde ein biologisch empfindliches Ge-
biet südwestlich von Irland festgelegt, in 
dem eine besondere Aufwandsregelung 
gilt. Außerdem muss die Kommission 
dem Rat und dem Europäischen Parla-
ment 2006 einen Bericht über die all-
gemeine Regelung und 2008 einen Be-
richt über das empfindliche Gebiet vor-
legen. Die Verordnung 2003 sieht fer-
ner spezifische Maßnahmen für die Ge-
wässer der Gebiete in äußerster Rand-
lage vor. Ein Bericht der Kommission 
über die Anwendung dieser Maßnahmen 
ist ebenfalls 2006 fällig. 

2 Internationaler Rat für Meeresfor-
schung; Fischereiausschuss für den öst-
lichen Mittelatlantik 

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Generaldi-
rektion Fischerei, Mireille Thom, Rue 
Joseph II 99, B-1049 Brüssel 
Fax 0032 2 / 299 30 40 
eMail: mireille.thom@cec.eu.int 
http://europa.eu.int/ 
comm/fisheries/policy_de.htm 

Dänemark verbietet Lachsfang 
in der Ostsee 

Fisch ist mit Dioxin verseucht 
In Dänemark ist seit Anfang April die An-
landung von Lachsen aus der Ostsee ver-
boten. Untersuchungen ergaben, dass der 
Dioxingehalt der Fische bis zu 60% über 
dem erlaubten EU-weit gültigen Grenzwert 
liegt. Das Lachsfangverbot für dänische 
Fischer schließe die gesamte Ostsee ein, 
meldete der Umweltverband Aktionskonfe-
renz Nordsee (AKN) Mitte April und warn-
te vor dem Verzehr der Fische. 

Kein Verbot in Deutschland 
Deutschland hat bisher kein Lachsfang-
verbot für die Ostsee ausgesprochen, ob-
wohl Dänemark vorsorglich die gesamte 
Ostsee für seine Fischer gesperrt hat. Die 
deutschen Fischer fingen ihren Lachs 
zwar in der weniger belasteten westlichen 
Ostsee, berichtete der Umweltverband, 
aber das schütze nicht davor, dass stark 
mit Dioxin belasteter Lachs in Deutschland 
in den Handel kommen könne. 

Der Verzehr von belasteten Lachsen kön-
ne durch die Anreichung von Dioxin im 
Körper zu Gesundheitsschäden (Hauter-
krankung, Leberschäden, Immunschwä-
chung und Krebs) führen, warnte die AKN. 
Eine generelle akute gesundheitliche Ge-
fährdung durch den Verzehr von Ostsee-
lachsen bestehe jedoch nicht. 

Die Dioxin-Umweltbelastung entsteht 
durch die Metallerzeugung- und verarbei-
tung (Anteil rund 80%), die Abfallver-
brennung, die Industrie- und Gewerbefeu-
erungen und die Hausbrandfeuerstätten. 
Aus umweltmedizinischer Sicht ist die An-
reicherung über die Nahrungskette von 
größter Bedeutung. Besonders in Milch, 
Fleisch, Eiern und Fischen sowie daraus 
hergestellten Produkten, können hohe 
Konzentrationen gefunden werden. (jg) 

 

• Kontakt/Informationen 
Aktionskonferenz Nordsee e.V., Nadja 
Ziebarth, Kreuzstr. 61, 28203 Bremen 
Tel. 0421-77675, Fax -78931 
eMail: aknev@gmx.net 
www.aknev.org 
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Schrittweises Verbot der 
Treibnetzfischerei bis 2008 

Neues EU-Maßnahmenpaket soll 
Kleinwale besser schützen 
Die EU-Agrarminister haben sich am 22. 
März auf ein Maßnahmenpaket geeinigt, 
mit dem zwischen 2005 und 2008 
schrittweise ein Verbot der Treibnetzfi-
scherei umgesetzt werden soll. Zudem 
sollen die Fangflotten mit akustischen Ge-
räten ausgerüstet werden, um die Tiere 
abzuschrecken. Beobachter sollen an 
Bord die Schutzmaßnahmen überwachen.  

Kritik an starker Abschwächung des 
Entwurfs: "Kein effizienter Schutz" 
Der ursprünglich von der EU-Kommission 
im Sommer 2003 vorgeschlagene und 
vom EU-Parlament unterstützte Entwurf 
wurde auf Druck zahlreicher Mitgliedstaa-
ten, darunter Finnland, Spanien, Italien 
und Frankreich, stark abgeschwächt. Die 
Walschutzorganisation "Whale and Dolphin 
Conservation Society" (WDCS) kritisiert 
deshalb die vorliegenden Bestimmungen, 
da diese keinen effizienten Schutz für die 
Meeressäuger gewährleisten würden.  

Gutachten gaben Ausschlag für 
verbesserte Regelung  
Vor Erarbeitung dieses neuen Vorschlags 
hat die Kommission den Internationalen 
Rat für Meeresforschung (ICES)1 um ein 
Gutachten gebeten, in dem die Fischerei-
en mit starken Auswirkungen auf Kleinwale 
und mögliche Lösungsansätze behandelt 
werden. Außerdem hat sie den Wissen-
schaftlich-technischen und wirtschaftlichen 
Fischereiausschuss (STECF)2 gebeten, 
dieses Gutachten zu prüfen und ein weite-
res Gutachten über mögliche Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen zu erstellen. Aus den 
wissenschaftlichen Gutachten geht hervor, 
dass die meisten in Europa üblichen 
Fanggeräte zum unbeabsichtigten Fang 
bestimmter Kleinwale (Delfine und 
Schweinswale) führen.  

                                                      

1 ICES beurteilt anhand von biologischen 
Daten, die von nationalen Forschungs-
instituten aus Forschungsreihen und 
Anlandeaufzeichnungen zusammenge-
tragen werden, den Zustand der wich-
tigsten kommerziellen Fischbestände. 

2 Der STECF ist ein beratendes Organ der 
EU-Kommission. Ihm gehören nationale 
Sachverständige an. 

Regelung konkretisiert bestehende 
Vorschriften 
Bereits in der Habitatrichtlinie aus dem 
Jahr 1992 sind Maßnahmen zur Begren-
zung der Beifänge und zur Überwachung 
des Fangs vorgesehen. Sie wurden jedoch 
in den Mitgliedstaaten unterschiedlich und 
zum Teil ungenügend angewandt. Mit die-
sem Vorschlag sollen diese Verpflichtun-
gen besser definiert und gleichzeitig Prio-
ritäten vorgesehen werden, damit die 
Maßnahmen in allen Mitgliedstaaten 
gleichmäßig angewandt werden. Das be-
schlossene Paket umfasst drei konkrete 
Maßnahmen:  

Stufenweises Verbot von Treibnetzen 
in der Ostsee  
Schweinswale der Ostsee sind die am 
meisten gefährdeten Wale Europas. In der 
Ostsee ist ihre Population so stark dezi-
miert, dass die inzwischen seltenen Bei-
fänge für die Erhaltung dieser Population 
gravierend sind. Deshalb sollen Treibnet-
ze in der Ostsee stufenweise reduziert 
und ab 1. Januar 2008 vollständig verbo-
ten werden. Bis dahin wird die Anzahl der 
Schiffe, die Treibnetze einsetzen, stetig 
abgenommen haben (minus 40% im Jahr 
2005, -20% im Jahr 2006 und -20% im 
Jahr 2007). Zurzeit verwenden rund 200 
Schiffe in der Ostsee Treibnetze. In den 
übrigen EU-Gewässern sind Treibnetze 
bereits seit Januar 2002 verboten.  

Obligatorische Verwendung von 
akustischen "Vergrämern"  
Die Verwendung von akustischen Vergrä-
mern oder "Pingern", für die festgestellt 
wurde, dass sie den Beifang von Kleinwa-
len wie Delfinen und Schweinswalen in 
Kiemennetzen verringern, wird in der Fi-
scherei mit Kiemennetzen obligatorisch 
vorgeschrieben (ab Juni 2005 für die 
Nordsee und die Ostsee, ab Januar 2006 
in der Irischen See und im westlichen Är-
melkanal und 2007 im östlichen Ärmelka-
nal). Schiffe mit bis zu 12 m Länge sind 
ausgenommen.  

Mehr Informationen benötigt  
Die beiden obigen Maßnahmen haben 
Wissenschaftler als ersten Schritt empfoh-
len, bis mehr Informationen über die Aus-
wirkungen der Fischerei auf das Verhalten 
der Wale vorliegen und umfassendere 
Strategien erarbeitet werden können. Aus 
diesem Grund sollen zusätzlich zu den 
genannten kurzfristigen Maßnahmen 
durch Überwachung der Fischereitätigkeit 
sowie verbesserte Abschätzung und Beo-
bachtung der Walpopulationen weitere 
Daten gesammelt werden.  

Umsetzung: Große Verantwortung der 
Mitgliedstaaten  
Die Mitgliedstaaten müssen Beobachter-
regelungen entwerfen, um Walbeifänge zu 
überwachen, die bei der besonders prob-
lematischen Fischerei mit pelagischen 
Schleppnetzen (im küstenfernen Freiwas-
serbereich) oder Kiemennnetzen anfallen. 
Für kleine Schiffe unter 15 m Länge, auf 
die die Beobachterregelung aus Si-
cherheits- oder anderen Gründen nicht 
angewandt werden kann, müssen die Mit-
gliedstaaten andere Verfahren für die un-
abhängige Beobachtung auf See festle-
gen. 

Monitoring der neuen Vorschriften 
gemäß FFH-Richtlinie 
Diese Maßnahmen müssen genau über-
wacht werden, damit sie in den nächsten 
Jahren erforderlichenfalls angepasst wer-
den können. Außerdem müssen die Mit-
gliedstaaten die Bestandslage der Walpo-
pulationen entsprechend den Vorschriften 
der FFH-Richtlinie3 genau überwachen.  

                                                      

3 Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie: Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992. 
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Umweltverband äußert heftige Kritik 
an fehlenden Regelungen zur Ostsee 
Die beschlossenen Maßnahmen des EU-
Ministerrates zum besseren Schutz von 
Delfinen und Schweinswalen missachten 
nach Meinung des World Wide Fund for 
Nature (WWF) die akuten Schutzerforder-
nisse für die Ostsee-Schweinswale. In der 
Ostsee östlich von Rügen gibt es nämlich 
vermutlich nur noch rund 100 Schweins-
wale der einst weit verbreiteten kleinsten 
Walart in deutschen Gewässern. Sie bilden 
die am stärksten bedrohte Walpopulation 
Europas. Eine Hauptursache des Rück-
ganges ist der ungewollte Beifang in Fi-
schereinetzen. Besonders gefährlich für 
die Meeressäuger sind die bis zu 21 km 
langen Treibnetze, die der Ostsee immer 
noch erlaubt sind.  

Schweinswal ohne Nachbesserung vom 
Aussterben bedroht 
Wurden noch vor 3 Jahren Bestandszah-
len von 600 Tieren in der Ostsee ange-
nommen, so kommt die Schätzung vom 
letzten Jahr auf nur noch knapp 100 Tie-
re. Hier könnte dem WWF zufolge schon 
der Beifang von 2-3 Tieren pro Jahr das 
Aus der Population bedeuten. Wenn das 
Überleben der einzigen heimischen Walart 
in der zentralen Ostsee gesichert werden 
solle, müssten sofort alle möglichen Maß-
nahmen zum Schutz getroffen werden, so 
der WWF. Das Treffen der Vertragsstaaten 
des europäischen Kleinwalabkommens 
ASCOBANS, wird in einem Monat in Polen 
stattfinden. Hier will der WWF Nachbesse-
rungen für die Ostseewale einfordern - 
auch wenn ein in diesem Rahmen be-
schlossener Schutzplan für die Ostsee-
Schweinswale bis heute nicht umgesetzt 
ist. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Whale and Dolphin Conservation Socie-
ty (WDCS) Deutschland, Nicolas Entrup, 
Altostr. 43, 81245 München 
Tel. 089 / 610023-95, Fax -94 
eMail: niki.entrup@wdcs.org 
www.wdcs-de.org 
 
ICES-Bericht aus dem Jahr 2002:  
www.ices.dk/committe/ace/2002/ 
ACE02.pdf  
 
Bericht des STECF:  
http://europa.eu.int/comm/fisheries/ 
doc_et_publ/factsheets/legal_texts/ 
docscom/en/sec_2002_1134_en.pdf  
 
WWF Deutschland, Jochen Lamp, Leiter 
Projektbüro Ostsee, Fachbereich Mee-
re und Küsten, Stralsund  
Tel. 03831-280701, Fax -297599 
eMail: stralsund@wwf.de 
www.wwf.de 

 

Probleme mit Lebensmittel-
Vorsorge in Beitrittsstaaten 

Kritik: Tiermehl-Verfütterung und 
mangelnde Lebensmittelkontrolle 
Rund einen Monat vor der Osterweiterung 
der EU weisen die zehn Beitrittsländer 
noch Besorgnis erregende Mängel bei Si-
cherheit und Hygiene von Lebensmitteln 
auf. Das betrifft nach Ansicht der Verbrau-
cherpolitischen Sprecherin der sozialde-
mokratischen Fraktion im Europäischen 
Parlament, Dagmar Roth-Behrendt, insbe-
sondere die BSE-Vorsorge: "Risikomateri-
al aus Tierabfällen wird stellenweise nicht 
so entsorgt wie vorgeschrieben." Dies sei 
vor allem in Ländern wie Malta, Polen, 
Tschechien und Ungarn der Fall.   

Unklarheiten bei Geflügel und 
Schweinen  
Zwar werde das Verfütterungsverbot von 
Tiermehl an Kühe inzwischen umgesetzt. 
Doch es bestünden noch Unsicherheiten, 
ob dies auch in Bezug auf Geflügel und 
Schweine eingehalten werde, sagte die 
EU-Politikerin. Ein weiteres Problem seien 
die Überwachung der inländischen Le-
bensmittelbetriebe sowie die Kontrolle der 
neuen, nach Osten erweiterten Außen-
grenzen der EU. Die Kontrolleure der Mit-
gliedstaaten seien überfordert, so Roth-
Behrendt.  

Lange Übergangsfristen ein Grund für 
schlechte Ausgangslage 
Dem Thema habe bei den Beitrittsver-
handlungen keine große Rolle gespielt. So 
interessierten sich laut amtlichen Erhe-
bungen nur 40% der Polen für Verbrau-
cherschutz. Zudem wurden einigen Be-
trieben in den Mitgliedstaaten Übergangs-
fristen gewährt. Sofern sie ihre Waren nur 
im Inland verkaufen wollen, müssen sie 
sich erst nach dem Beitritt an den EU-
Standard anpassen. Sofern keine ausrei-
chende Kontrolle gewährleistet wird, ist 
ein Boykott osteuropäischer Waren durch 
Verbraucherschutzverbände wahrschein-
lich. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Verbraucherzentrale Bundesverband 
(vzbv), Markgrafenstr. 66, 10969 Ber-
lin  
Tel 030 / 258000 
eMail: info@vzbv.de 
www.vzbv.de 
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EU-Verbraucher-Studie: 
Lebensmittelqualität sinkt 

Kritik an Anbaumethoden und 
Lebensmittelqualität  
Preis, Geschmack und Qualität der Le-
bensmittel haben sich in den letzten 20 
Jahren ebenso verschlechtert wie Anbau-
methoden, Nährwert und Sicherheit. Dass 
ein Drittel der Verbraucher dieser Ansicht 
sind, ergab eine kürzlich veröffentlichte 
Studie der EU-Kommission, die verglei-
chend in sechs europäischen Ländern 
durchgeführt wurde.  

Britische Verbraucher am 
unkritischsten 
Deutsche, Portugiesen, Italiener, Dänen, 
Norweger und Briten zeigten sich ähnlich 
skeptisch gegenüber Schnellrestaurants 
und der Lebensmittelindustrie. Nur etwa 
jeder fünfte Befragte vertraut der Qualität 
von Hamburgern aus Schnellrestaurants 
und den in Restaurants angebotenen 
Mahlzeiten.  

Der Grad des Vertrauens in verschiedene 
Lebensmittel unterscheidet sich jedoch 
deutlich. Am vertrauensvollsten sind die 
Verbraucher in Großbritannien, dann fol-
gen die Dänen und die Norweger. Die 
Verbraucher/innen in Italien und Portugal 
sind am pessimistischsten: 60-80% glau-
ben, dass die Lebensmittelpreise, der Ge-
schmack und die Qualität in den letzten 
20 Jahren schlechter geworden sind. Auch 
die Deutschen zeigen sich kritisch, ver-
trauen aber bei der Vermeidung von Ge-
fahren den staatlichen Behörden mehr als 
ihre Nachbarn. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Statens Institutt for Forbruksforskning 
(SIFO), P.O. Box 4682, Nydalen,  
N-0405 Oslo, Norwegen   
Tel. 0047 22 / 0435-30, Fax -04 
eMail: unni.kjarnes@sifo.no 
www.trustinfood.org  

Werbewirtschaft blockiert  
EU-Lebensmittelverordnung  

446 Änderungsanträge sollen 
Richtlinie zu Fall bringen 
Die Lebensmittel-Verordnung1 von EU-
Verbraucherschutzkommissar David Byrne 
durchläuft gerade das Gesetzgebungsver-
fahren im Europäischen Parlament. Dem 
federführenden Ausschuss für Umweltfra-
gen, Volksgesundheit und Verbraucherpo-
litik liegen 466 Einwände zur Lebensmit-
tel-Verordnung vor. Damit gerät der Zeit-
plan der Beratungen ins Rutschen. Dies 
ist auch das Kalkül der Werbewirtschaft, 
wie deren Magazin "Werben und Verkau-
fen" (w&v) Anfang April berichtete.  

Kommissar Byrne unter Druck gesetzt 
Die erste Lesung der Verordnung im EU-
Parlament sollte am 30. März über die 
Bühne gehen. Am 1. Juni wollte der Minis-
terrat seinen Standpunkt verabschieden, 
der die Auffassung des Parlaments be-
rücksichtigen muss. 466 Änderungsanträ-
ge könnten den Terminplan allerdings zur 
Makulatur machen und die Verabschie-
dung verzögern.  

Auf deutliche Kritik der Werbewirtschaft 
stößt der EU-Entwurf, da eine Bindung 
des Textes auf Verpackungen und Wer-
bungen an den tatsächlichen Inhalt sie um 
Aufträge bringen könnte. Die Organisation 
Werbungtreibende im Markenverband 
(OWM) hofft darauf, dass das gesamte  
Verfahren unter Einbeziehung der Bei-
trittsländer Ende 2004 oder Anfang 2005 
erneut aufgerollt werden muss. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Bericht aus der Werbewirtschaft über 
ihren Widerstand gegen die Byrne-
Pläne: w&v - werben und verkaufen, 
Ausgabe 14/2004 (Titelbeitrag) 

                                                      

1 Die Vorlage vom Sommer 2003 sieht 
u. a. vor, schwammige Angaben über 
das Wohlbefinden ("Hält jung", "Verrin-
gert Stress") zu reglementieren, und 
genaue Vorschriften für die Werbung mit 
Begriffen wie "zuckerfrei" oder "fettarm" 
zu erlassen, um so den Verbraucher vor 
gezielter Fehlinformation zu schützen. 

Kindernahrung: Täuschung von 
Eltern und Kindern 

Irische Ratspräsidentschaft plant 
Verbot irreführender Werbetexte 
Die Hersteller von Lebensmitteln für Kin-
der sollen nicht mehr mit Gesundheits-Slo-
gans werben dürfen, so ein Plan der iri-
schen EU-Ratspräsidentschaft. Das wäre 
das Ende für "Vitamine und Naschen", 
"Extra-Portion Milch" und "enthält viel Vi-
tamin C". Zeitungsberichten zufolge will 
die EU Kinderwerbung einschränken. In 
der Europäischen Union dürften Slogans 
für Kindernahrung dann nicht mehr ver-
sprechen, ein Produkt oder einer seiner 
Inhaltsstoffe fördere die Gesundheit. Die 
Bundesregierung unterstützt diesen Vor-
schlag. Frankreich, Italien und Großbri-
tannien dagegen wollen den irischen Plan 
nicht akzeptieren. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Verbraucherzentrale Bundesverband 
(vzbv), Markgrafenstr. 66, 10969  
Berlin  
Tel 030 / 258000 
eMail: info@vzbv.de 
www.vzbv.de 
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Blei bedroht Kinder  

Weltgesundheitsorganisation entdeckt 
erhöhte Werte im Blut 
In europäischen städtischen Gebieten wei-
sen bis zu einem Drittel aller Kinder er-
höhte Bleiwerte im Blut auf. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Studie der Weltge-
sundheitsorganistation (WHO), die Ende 
März in Malta beim letzten Vorbereitungs-
treffen für die 4. EU-Ministerkonferenz für 
Umwelt und Gesundheit vorgelegt wurde.  

Weltweit, so die Studie, ist Blei für Kinder 
der gefährlichste chemische Schadstoff. 
So würden in den Entwicklungsländern 
15-18 Milionen Kinder unter den Folgen 
von Bleivergiftungen leiden. Erhöhte Blei-
werte im Blut führen zu neuronalen Ent-
wicklungsschäden wie Lernschwierigkei-
ten, Konzentrationsschwächen oder Hy-
peraktivität.  

WHO: Neue Strategien der 
Vorbeugung nötig 
Führende WHO-Vertreter sprachen sich 
vor dem Hintergrund der Ergebnisse für 
eine neue vorbeugende Strategie aus, die 
Kinder vor Chemikalien schützen soll. Das 
Prinzip der Vorbeugung sei von hoher 
Bedeutung, da die negativen Auswirkun-
gen eines Großteils der auf dem Markt be-
findlichen Chemikalien noch immer nicht 
bekannt sei. Die europäische Chemikalien-
reform (REACH) wäre dafür beispielsweise 
ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
WHO Europa, Dr. Lucianne Licari, 
Scherfigsvej 8, DK-2100 København 
Tel. 0045 39 / 171-289, Fax -818 
eMail: lul@who.int 
www.euro.who.int/mediacentre/PR/ 
2004/20040325_1 
 
Quelle: Environment Daily, 25.03.04 

Quecksilber-Strategie: 
Konsultation eingeleitet 

EU-Kommission erwartet 
Stellungnahmen bis 11. Mai  
Die Generaldirektion Umwelt der EU-Kom-
mission hat Mitte März ein Konsultations-
papier für eine europaweite Quecksilber-
strategie veröffentlicht. Das Papier zeigt 
die Probleme in der EU beim Umgang mit 
Quecksilber auf. Es soll den Hintergrund 
für Interessengruppen bieten, die ihre 
Meinung über mögliche Strategien zur 
Quecksilber-Reduzierung in den Entschei-
dungsprozess miteinbringen wollen.  

 Die Antworten auf das Konsultations-
papier müssen bis zum 11. Mai bei der 
EU-Kommission eingereicht werden.  

Vorschlag: Gebühren und 
Handelssystem einführen 
Quecksilber-Emissionen von großen Koh-
lekraftwerken werden zur Zeit teilweise 
von der Richtlinie für die Integrierte Ver-
meidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung (IPPC) abgedeckt. Das 
Konsultationspapier schlägt für die zu-
künftige Quecksilberpolitik vor, weitere 
Bestimmungen und auf Anreiz basierende 
Mechanismen wie Gebühren oder ein  
Emissionshandelssystem in der europäi-
schen Richtlinie für große Feuerungs-
anlagen zu verankern.  

Zu dem kontrovers diskutierten Vorschlag, 
Quecksilber wieder zu verwerten oder ein-
zulagern, sagt das Papier, dass eine End-
lagerung dann in Frage käme, wenn 
Quecksilber komplett aus dem Markt ge-
nommen würde. Wenn jedoch Quecksilber 
weiter verwendet soll, sei die Wiederver-
wertung einer Neuherstellung vorzuzie-
hen. Insgesamt, so schätzt die EU-Kom-
mission in ihrem Papier, sind weltweit et-
wa 50.000 Tonnen des Krebs erregenden 
Schwermetalls in Gebrauch. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Konsultationspapier im Internet: 
http://europa.eu.int/comm/ 
environment/chemicals/mercury/ 
consultation.pdf 
 
Quelle: Environment Daily, 18.03.2004 
 

Parlament will Verbot für 
Nickel-Cadmium-Batterien 

Umweltausschuss schlägt jedoch 
Ausnahmen für die Richtlinie vor 
Der Umweltausschuss des Europäischen 
Parlaments hat Anfang April für ein Verbot 
wiederaufladbarer Nickel-Cadmium-Bat-
terien gestimmt. Er genehmigte jedoch die 
in dem Batterierichtlinien-Entwurf der EU-
Kommission vorgesehenen Ausnahmen 
für Bereiche, in denen es noch keine Al-
ternativen gibt. Mit dieser Position stellt 
sich der Umweltausschuss gegen die lan-
ge umstrittene Entscheidung der EU-Kom-
mission im letzten Jahr, Nickel-Cadmium-
Batterien eben nicht zu verbieten.  

Die vom Umweltausschuss favorisierte 
Version der Richtlinie würde einen Ver-
trieb von Batterien mit mehr als 20 ppm1 
Cadmium bald nach In-Kraft-Treten der 
Richtlinie verbieten. Ausnahmen würden 
für Notfallbeleuchtung, alle industriellen 
Anwendungen, Flugzeuge, Eisenbahnen 
und kabellose Akku-Werkzeuge gelten. 

Das Europäische Umweltbüro (EEB) be-
grüßte die deutliche Absage an den Ver-
trieb der giftigsten Batterien, zeigte sich 
aber schwer enttäuscht von den vielen 
Ausnahmen. Industrievertreter aus der 
Batteriebranche dagegen wollen mit ihren 
Kampagnen gegen ein Verbot fortfahren. 
Trotz der Ausnahmen sei das Verbot völ-
lig unausgewogen. (jg)  

• Kontakt/Informationen 
Europäisches Parlament, Umweltaus-
schuss 
Tel. 0032 2 / 2842111 
www.europarl.eu.int/comparl/envi/ 
default_en.htm 
 

                                                      

1 parts per million, Millionstel 
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Pestizide stören Wachstum 
von Neugeborenen 

US-Studie zeigt Zusammenhänge auf 
In einer Studie der Columbia University ist 
erstmals der Zusammenhang zwischen 
weit verbreiteten Pestiziden aus Instek-
tengiften und der Größe von Neugebore-
nen nachgewiesen worden. Ein Team um 
Robin Whyatt forschte in den ärmeren 
New Yorker Stadtvierteln Harlem und Wa-
shington Heights und fand heraus, dass 
die Frauen mit dem höchsten Anteil an 
Pestiziden im Blut kleinere und leichtere 
Babies bekamen als Vergleichsgruppen, 
in deren Blut oder Nabelschnur keine 
Spuren der Umweltgifte zu finden waren. 
Die Differenz betrug etwa ein halbes 
Pfund bzw. knapp einen Zentimeter.  

Die beiden Substanzen Chlorpyrifos und 
Diazinon wurden 2001 und 2002 in den 
USA für die Nutzung in geschlossenen 
Räumen verboten. Seitdem haben sich 
Geburtsgewicht und -größe wieder norma-
lisiert. In der landwirtschaftlichen Produk-
tion werden Chlorpyrifos und Diazinon mit 
Erlaubnis der US-Umweltbehörde EPA  
aber weiterhin genutzt. Diazinon gilt als 
stark wassergefährdend. Chlorpyrifos 
kann Atembeschwerden und Bewusstlo-
sigkeit auslösen, ist giftig bei Berührung 
mit der Haut und beim Verschlucken. Auch 
Nervenschäden sind möglich, z.B. Krämp-
fe, Zittern oder Lähmungen. 

In Europa wird noch geprüft, ob die bei-
den Pestizide weiter als Insektengifte für 
Innenräume verwendet werden dürfen. 
(jg)  

• Kontakt/Informationen 
Schadstoffbeschreibungen im Internet: 
http://enius.de/schadstoffe/ 
chlorpyrifos.html  
http://enius.de/schadstoffe/ 
diazinon.html 
 
Quellen: dpa/Vista Verde, 23.03.04  
 

Bayer-Pestizid verantwortlich 
für Langustensterben  

Krebstiere vergiftet: Chemiekonzern 
zahlt 45 Millionen Dollar an Fischer  
Die Firma Bayer CropScience hat Ende 
März im US-Bundesstaat Louisiana zur 
Zahlung von 45 Millionen Dollar an Lan-
gustenfischer bereit erklärt. Die Popula-
tion von Langusten war nach der Verwen-
dung des Pestizids "Icon" im Reisanbau 
dramatisch eingebrochen, was zu hohen 
Einnahmeausfällen bei den betroffenen 
Fischern führte.  

Bestand halbiert 
Aventis CropScience hatte "Icon" 1999 auf 
den Markt gebracht. Vom folgenden Jahr 
an ging der Bestand von Langusten um 
mehr als 50 Prozent zurück. In der 2001 
eingereichten Klageschrift kritisieren die 
Fischer, dass Aventis "das Pestizid 'Icon' 
in fahrlässiger Weise getestet und auf den 
Markt gebracht hat". Insgesamt wurden 
rund 1.500 Fischer geschädigt.  

Auch Bienensterben in Frankreich 
durch Bayer-Pestizid bedingt 
Der in "Icon" enthaltene Wirkstoff Fipronil 
wird auch für das Bienensterben in Euro-
pa und Nordamerika verantwortlich ge-
macht. In Frankreich wurden daher im 
Februar alle Anwendungen von Fipronil 
verboten. Erst in der vergangenen Woche 
war bekannt geworden, dass Pestizide 
von Bayer im indischen Baumwoll-Anbau 
für eine große Zahl tödlicher Vergiftungen 
bei Landarbeiter/innen verantwortlich 
sind. Der Konzern hatte 1995 angekün-
digt, alle Wirkstoffe der Gefahrenklasse I 
vom Markt zu nehmen, dieses Verspre-
chen jedoch bis heute nicht erfüllt. (du) 

 

Siehe auch Seite 14. 

• Kontakt/Informationen 
Coordination gegen BAYER-Gefahren, 
Postfach 15 04 18, 40081 Düsseldorf 
Tel. 0211 / 3339-11, Fax -40 
eMail: cbgnetwork@aol.com 
www.cbgnetwork.org/Ubersicht/ 
ubersicht.html 

Neue Verordnung für 
Reinigungsmittel ab 2005 

Kein Verbot Krebs erregender und 
Ergut verändernder Stoffe 
Im Oktober 2005 werden EU-weit verbes-
serte Regelungen für Reinigungsmittel in 
Kraft treten, die die biologische Abbau-
barkeit von Tensiden und die Kennzeich-
nung von Inhaltsstoffen betreffen. Forde-
rungen des Europäischen Parlamentes 
nach einem Verbot Krebs erregender und 
Erbgut verändernder Stoffe (CMR1) finden 
in der Verordnung allerdings ebenso we-
nig Berücksichtigung wie Regeln für die 
anaerobe biologische Abbaubarkeit von 
Tensiden und die aerobe biologische Ab-
baubarkeit weiterer Inhaltsstoffe. Die EU-
Kommission soll daher im April 2009 die 
Verordnung überprüfen und gegebenen-
falls einen neuen Gesetzesentwurf vorle-
gen, in dem die Regelungen zur biologi-
schen Abbaubarkeit weiter ausgebaut 
sind. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Quelle: Environment Daily 1646, 
14.4.2004 

                                                      

1 carcinogenic, mutagenic and reprotoxic 
compounds  
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Weniger Emissionen: Richtlinie 
für mobile Maschinen fertig 

Ministerrat veröffentlicht Endfassung  
Der EU-Ministerrat hat Mitte März die 
Endfassung einer neuen Richtlinie zur Re-
duktion des Schadstoffausstoßes von mo-
bilen Maschinen und Geräten herausge-
bracht. Das Gesetz wurde im letzten 
Herbst vom Parlament und vom Minister-
rat beschlossen und regelt die Reduktion 
der Emissionen von beweglichen Maschi-
nen wie Zügen oder Baufahrzeugen; 
Schiffsfahrzeuge sind ausgenommen. In 
einem ersten Schritt soll der Schadstoff-
ausstoß von 2005 bis 2008 und dann in 
einem zweiten Schritt ab 2010 erheblich 
verringert werden. Das neue Dokument ist 
das Resultat langer rechtlicher und 
sprachlicher Überprüfungen und wird 
demnächst von den Ministern unterzeich-
net werden. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Richtlinien-Text im Internet: 
http://register.consilium.eu.int/pdf/ 
de/03/st03/st03686.de03.pdf 

 

Einigung über Richtlinie zur 
Luftqualität  

Schwermetalle und PAKs: Ministerrat 
schnürt Kompromisspaket 
Der Ministerrat hat Mitte April eine politi-
sche Einigung über von der Europäischen 
Kommission vorschlagene vierte Tochter-
richtlinie zur Verbesserung der Luftquali-
tät erlangt1. Im Kompromisspaket einigte 
man sich auf nicht-bindende Luftqualitäts-
standards für die Schwermetalle Arsen, 
Kadmium und Nickel und Benzo-a-Pyren. 
Das Europäische Parlament hat den Test 
gegen Ende April formell bestätigt. Es hat-
te im März schon einmal kontrovers über 
den Entwurf der EU-Kommission debat-
tiert. 

Grenzwerte gelten erst ab 2012 
Die Mitgliedstaaten sind laut Ratskom-
promiss aufgefordert Maßnahmen zu er-
greifen, die direkt an den Hauptemissi-
onsquellen wie der Eisen-, Stahl-, Bunt-
metall- und Zementproduktion, Kohle-
kraftwerken sowie der Müllverbrennung 
ansetzen. Die Grenzwerte müssen ab 
2012 eingehalten werden, zwei Jahre spä-
ter als vom Parlament ursprünglich gefor-
dert. Die Nationalstaaten müssen bis da-
hin detaillierte Aufzeichnungen darüber 
einreichen, wo die Grenzwerte überschrit-
ten werden, Gründe für das Überschreiten 
der Zielwerte aufführen und die Folgen für 
die Bevölkerung abschätzen.  

Schließung von Anlagen nicht 
vorgesehen 
Darüber hinaus müssen sie sicherstellen, 
dass alle Industrieanlagen, die zur Über-
schreitung der Grenzwerte beitragen, den 
besten Stand der Technik nach Maßgabe 
der IPPC-Richtlinie einsetzen. Dies bedeu-
te aber nicht, dass den einzelnen Anla-
gen, die diese Standards nicht erfüllen, 
ernsthafte Konsequenzen - wie etwa die 
Schließung - drohen.  

                                                      

1 Die Rahmenrichtlinie zur Luftqualität von 
1996 behandelt die zukünftige EU-Ge-
setzgebung zur Luftqualität. Die vierte 
und letzte Tochterrichtlinie beinhaltet 
Stoffe, die bis jetzt noch nicht in separa-
ten Tochterrichtlinien behandelt wurden. 
Die Substanzen der betroffenen Stoff-
gruppe - polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK), Cadmium, 
Arsen, Nickel und Quecksilber - sind für 
Menschen Krebs erzeugend und Erbgut 
schädigend. 

Kontroverse Debatten im Parlament  
Das Europäische Parlament hatte im März 
sehr kontrovers über den Richtlinien-
Entwurf debattiert. Es ging dabei beson-
ders um die im Entwurf enthaltenen so 
genannten "Beurteilungsgrenzwerte" für 
den Ausstoß von Arsen, Kadmium, Queck-
silber, Nickel und polyzyklische aromati-
sche Kohlenwasserstoffe. Der parlamenta-
rische Umweltausschuss hatte zahlreiche 
Änderungen verlangt, die auf die Einfüh-
rung von festen Grenzwerten und Leitziele 
abzielten, die dem Umweltschutz ver-
pflichtet sind. Viele Länder wären mit fes-
ten Grenzwerten einverstanden, allerdings 
nur, wenn diese nicht zu hohe Kosten 
verursachen.  

EEB: Revision 2010 bietet Chancen 
Das Europäische Umweltbüro (EEB) nann-
te die verabredeten Ziele "etwas ehrgeizi-
ger als von der Kommission vorgesehen" 
und "einen Schritt in die richtige Rich-
tung", obwohl die vom Umweltausschuss 
vorgeschlagenen bindenden Ziele nun 
nicht angenommen worden sind. 2010 will 
die EU-Kommission die Richtlinie überprü-
fen und über alternative Maßnahmen 
nachdenken. Dies bietet nach Auffassung 
des EEB die Chance, eine Festschreibung 
nachzuholen. Außerdem sollten die ein-
zelnen Staaten strengere Maßnahmen er-
greifen.  

Die Richtlinie kann noch diesen Sommer in 
Kraft treten. Die Mitgliedstaaten haben 
dann zwei Jahre Zeit sie in nationales 
Recht umzusetzen. (tl, ag)  

• Kontakt/Informationen 
Hiltrud Breyer, MdEP, Europäisches 
Parlament, Rue Wiertz 8 G 265,  
B-1047 Bruxelles  
Tel. 0032 2 / 284-5287, Fax -9287 
eMail: hbreyer@europarl.eu.int 
www.hiltrud-breyer.de 
 
Europäisches Umweltbüro (EEB), Kers-
tin Meyer, 34 Boulevard de Waterloo,  
B-1000 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 289 1307  
eMail: kerstin.meyer@eeb.org 
www.eeb.org 
 
Quellen: EU-ÖkoNews, 2./3.4.2004, 
Environment Daily, 9.3./14.4.2004 
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Luftverschmutzung: rechtliche 
Schritte gegen 10 EU-Staaten 

Die Europäische Kommission hat Anfang 
April Frankreich, Belgien, den Niederlan-
den, Deutschland, Österreich, Italien, Por-
tugal und Schweden eine zweite schriftli-
che Mahnung übermittelt, weil sie gegen 
Vorschriften des EU-Rechts zur Förderung 
des Einsatzes von schwefelarmen Otto- 
und Dieselkraftstoffen1 verstoßen. Die 
Richtlinie hätte bis Mitte 2003 in inner-
staatliches Recht umgesetzt werden müs-
sen. Keiner der genannten Mitgliedstaaten 
hat diese Frist eingehalten.  

Außerdem erhielten Großbritannien, Lu-
xemburg und Belgien eine erste schriftli-
che Mahnung der Kommission aufgrund 
ihres Verstoßes gegen die EU-Verordnung 
zum Schutz der Ozonschicht2. Die drei 
Mitgliedstaaten sind Verpflichtungen zur 
Senkung des Verbrauchs und des Aussto-
ßes von Ozon abbauenden Stoffen nicht 
nachgekommen. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1049 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 2991111 
www.europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh, Reference: IP/04/457 

 

                                                      

1 Richtlinie 2003/17/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 3. 
März 2003 zur Änderung der Richtlinie 
98/70/EG über die Qualität von Otto-  
und Dieselkraftstoffen. Mit der Richtlinie 
soll der Schwefelgehalt in Kraftstoffen 
bis Januar 2009 auf 10mg/kg gesenkt 
und dazu beigetragen werden, den Aus-
stoß von gesundheits-  und umwelt-
schädigenden Stoffen durch Kraftfahr-
zeuge zu verringern. 

2 Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 29. Juni 2000 über Stoffe, die 
zum Abbau der Ozonschicht führen. 

Klimaschädliche Kühlanlagen 
sollen unkontrolliert bleiben 

Parlament lehnt Vorschläge des 
Umweltausschusses ab 
Das Europäische Parlament hat Ende 
März die vom Umweltausschuss vorge-
schlagene Verschärfung der Kontrollen 
von klimaschädlichen fluorierten Gasen 
(F-Gase) abgelehnt. Der vom Parlament 
beschlossene Richtlinienentwurf basiert 
auf der Eindämmung statt auf dem Ersatz 
von F-Gasen wie z.B. Hydrogen-Fluor-
kohlenwasserstoffen (HFC). Damit kommt 
die Entscheidung den Forderungen der 
Tiefühlindustrie und der Hersteller von 
fluoriertem Kohlenwasserstoff nach. Bei 
Umweltgruppen stieß sie auf große Verär-
gerung. Die Anti-HFC-Gruppe "Mipiggs" 
bezeichnete die Abstimmung als einen 
"desatrösen Rückschritt für den Klima-
schutz".  

Neue Messmethoden statt klare 
Obergrenzen 
Zwar übernahm das Parlament den Vor-
schlag des Umweltausschusses, HFCs in 
Klimaanlagen von Fahrzeugen stufenweise 
zu verbieten, allerdings verschob es - zur 
Freude der Autoindustrie und zur Enttäu-
schung des Climate Action Network (CAN) 
- den Starttermin für das Verbot zwei Jah-
re nach hinten auf 2011. Darüber hinaus 
stimmte das EU-Parlament gegen eine 
Höchstgrenze für HFC-Emissionen aus 
mobilen Klimaanlagen, die ab 2005 gelten 
sollte.  

Statt dessen forderte das Parlament, dass 
zuerst standardisierte Messmethoden 
entwickelt werden sollen. Auch der Vor-
schlag des Ausschusses, die Bestimmun-
gen über F-Gase in die Binnenmarkt-Vor-
schriften des EU-Vertrages zu integrieren, 
wurde abgelehnt. Damit hätten die Mit-
gliedstaaten eigene schärfere Kontrollen 
einführen können. Schließlich überstimmte 
das Parlament Beschlüsse des Umwelt-
ausschusses, HFCs vom Isolierschaum-
stoff alter Kühlschränke zurück zu gewin-
nen sowie die Nutzung von HFCs in stati-
onären häuslichen und industriellen Kli-
maanlagen und Kühlgeräten komplett zu 
verbieten. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Quelle: Environment Daily, 31.03.2004  

EU-Richtlinie zur Reduzierung 
organischer Lösungsmittel 

Farben und Lacke werden 
umweltfreundlicher 
Das Europäische Parlament hat wie schon 
EU-Kommission und Ministerrat (EUR 
11/12.03, S. 12) Ende März der Richtlinie 
zur Reduzierung flüchtiger organischer 
Lösungsmittel (VOCs)3 in Farben und La-
cken zugestimmt.  

Die Richtlinie beinhaltet die Einführung 
neuer Grenzwerte in zwei Stufen (2007 
und  2010) und soll die Lösungsmittel-
Emissionen in den derzeitigen EU-Mit-
gliedstaaten um etwa 280.000  t jährlich 
verringern. Künftig müssen VOC-Grenz-
werte und der maximale VOC-Gehalt auch 
auf den entsprechenden Produkten ge-
kennzeichnet werden. Die von der Richtli-
nie betroffenen Farben für den Anstrich 
von Wänden, Holz und Metall sowie Auto-
lacke tragen wesentlich zur Freisetzung 
von VOCs bei, welche wiederum für die 
Entstehung von bodennahem Ozon mit 
verantwortlich sind. Vor allem in Mittel-
meerländern stellt Ozon eine ernste Ge-
fahr für Gesundheit und Umwelt dar. 

Umweltverbände bewerten Richtlinie 
als Mißerfolg 
Nach Einschätzung des Europäischen 
Umweltbüros (EEB) ist die neue Richtlinie 
zwar prinzipell richtig, aber zu wenig am-
bitioniert, um die Gefährdung durch Ozon 
einzudämmen. Die Grenzwerte für den 
VOC-Gehalt in einzelnen Produkten sind 
laut EEB nicht hoch genug. Deshalb kom-
me es nun darauf an, dass die Mitglied-
staaten auf nationaler Ebene strengere 
Maßstäbe zur Reduzierung der Lösungs-
mittel anlegen. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Europäisches Umweltbüro (EEB), Kers-
tin Meyer, Boulevard de Waterloo 34, 
B-1000 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 2891307 
eMail: kerstin.meyer@eeb.org 
www.eeb.org 
 
Quelle: Europäische Kommission, 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh; Reference: IP/04/421 

 
 

                                                      

3 Volatile Organic Compounds 
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Deutscher Allokationsplan 
bedeutet Aus für Kioto-Ziel 

Deutschland verabschiedet sich vom 
Klimaschutzziel 
Mit dem Kompromiss zum Nationalen Al-
lokationsplan (NAP) hat die Bundesregie-
rung ihre ursprüngliche Vorreiterposition 
beim Klimaschutz endgültig verspielt. Die 
Ende März erzielte Einigung auf eine  
Emissionsobergrenze für die Industrie von 
495 Millionen Tonnen bis 2012 bedeutet, 
dass Deutschland sein Kioto-Reduktions-
ziel nicht erreichen wird.  

Um bis 2012 minus 21 Prozent zu errei-
chen, darf Deutschland insgesamt - das 
heißt in den Bereichen Wirtschaft, Haus-
halte und Verkehr - nicht mehr als 846 
Millionen Tonnen CO2 emittieren. Wenn 
jetzt aber großzügig Verschmutzungs-
freibriefe an die großen Schadstoffemit-
tenten in Industrie und Energiewirtschaft 
ausgegeben werden, müssen in den an-
deren Bereichen zusätzliche Einsparun-
gen vorgenommen werden. Dies ist je-
doch eine volkswirtschaftlich teurere Lö-
sung, die nur über eine höhere Ökosteu-
er, Anreizprogramme zum Energiesparen 
und die verstärkte Förderung der Wärme-
dämmung verwirklicht werden kann. 

Deutsche Wirtschaft bricht 
Selbstverpflichtung 
Mit dem anfangs vom Bundesumweltmi-
nisterium vorgelegten Vorschlag einer  
Emissionsobergrenze von 480 Millionen 
Tonnen bis 2012 sollte lediglich umge-
setzt werden, wozu sich die deutsche 
Wirtschaft im letzten Herbst gegenüber 
der Bundesregierung verpflichtet hatte: 
Als Gegenleistung für den Verzicht der 
Bundesregierung auf eine KWK1-Quote 
hatte die Wirtschaft versprochen, ihre 
CO2-Emissionen bis 2005 um 20 Mio t 
beziehungsweise bis 2010 um 45 Mio t 
gegenüber dem Stand von 1998 (rund 
508 Mio t) zu senken. Genau davon wollte 
die deutsche Industrie jedoch nun nichts 
mehr wissen.  

                                                      

1 Kraft-Wärme-Kopplung 

Kohlelobby lässt Grüne einknicken - 
Emissionshandel fast wirkungslos 
Mit dem Kompromiss zum Emissionshan-
del hat sich die rückwärts gewandte mo-
dernisierungsfeindliche Kohlelobby um 
"Superminister" Clement gegenüber einem 
zukunftsorientierten Energiekonzept 
durchgesetzt. Statt 45 Mio t müssen nun 
lediglich 13 Mio t reduziert werden. Der 
ausgehandelte Allokationsplan sieht bis 
zum Ende der ersten Handelsperiode 
(2005 bis 2008) nur eine Reduktion um 
2 Mio t auf 503 Mio t vor. Im Jahr 2002 
lag das Emissionsniveau bei 505 Mio t. 
Da gegenüber dem Status quo nur mini-
mal weniger Emissionszertifikate ausge-
geben werden, wird sich voraussichtlich 
kein liquider Markt für Emissionsrechte 
entwickeln können, wodurch kaum Innova-
tionsanreize entstehen. Das Instrument 
Emissionshandel wird damit so gut wie 
wirkungslos.  

Insbesondere im Hinblick auf die in naher 
Zukunft notwendige Modernisierung des 
deutschen Kraftwerkparks wäre eine An-
reizwirkung für Investitionen in effizientere 
Kraftwerke und emissionsärmere Brenn-
stoffe dringend notwendig gewesen. Der 
Emissionshandel bot im Zusammenhang 
mit der ohnehin bevorstehenden Erneue-
rung des deutschen Kraftwerksparks die 
historisch einmalige Möglichkeit, Klima-
schutz und Innovationen kostengünstig zu 
verbinden.  

Stand der Technik wird auf Jahre fest 
geschrieben 
Diese Chance wurde nun vertan. Mit 
750 g CO2/kWh wurde ein Richtwert ver-
ankert, der sich an der Steinkohle orien-
tiert. Vernünftig wären 360 g CO2/kWh 
gewesen, was sich an modernen Gas- 
und-Dampfkraftwerken orientiert. Außer-
dem werden beim Ersatz alter durch neue 
Anlagen über 14 Jahre keine Reduktions-
anforderungen gestellt. Der Stand der 
Technik wird damit auf 14 beziehungswei-
se 18 Jahre fest geschrieben.  

Mehr Jobs durch Klimaschutz 
Der Konflikt zwischen Wirtschaft und Um-
weltschutz, von dem man schon hoffte, 
die Koalition habe ihn überwunden, ist 
wieder aufgebrochen. Dass Clement sich 
so durchsetzen konnte, verdankt er auch 
den schlechten Wachstumsindikatoren der 
letzten Monate. Clements Motto, die Zei-
ten seien eben nicht so, dass man sich 
diese Variante des Klimaschutzes leisten 
könne, erinnert an die Argumentation von 
US-Präsident Bush.  

Investitionen in den Klimaschutz können 
aber nie nur Gewinner hervorbringen. Der 
Strukturwandel weg von der Kohle hin zu 
einer höheren Energieproduktivität, der 
vermehrte Einsatz emissionsärmerer  
Energieträger und erneuerbarer Energie-
quellen ist für die Betroffenen schmerz-
haft, aber unter gesamtwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten längst überfällig. Bereits 
heute arbeiten 135.000 Menschen im Be-
reich Erneuerbare Energien - weit mehr 
als im Kohlebergbau. Bundeskanzler 
Schröder, der weiß, dass er nur mit neuen 
Jobs eine Chance auf Wiederwahl hat, hat 
die arbeitsmarktpolitischen Chancen, die 
der Klimaschutz bietet, scheinbar noch 
nicht erkannt.  
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Nationale Allokationspläne 
überwiegend anspruchslos 

Nur fünf Länder reichten bisher 
Zuteilungspläne ein 
Die Europäische Kommission hat bis zum 
31. März nur fünf nationale Zuteilungs-
pläne für Treibhausgasemissionsberechti-
gungen erhalten. Damit haben nur Öster-
reich, Dänemark, Finnland, Deutschland 
und Irland die von der Kommission ge-
setzte Frist eingehalten.  

Laut Zeitplan will die EU-Kommission die 
Allokationspläne bis zum 30. Juni auf ihre 
Kompatibilität mit der Richtlinie über den 
europäischen Handel mit Treibhausgasli-
zenzen und dem Kioto-Reduktionsziel hin 
überprüfen. Der Kommission kommt dabei 
die Aufgabe zu, Pläne, die nicht den An-
forderungen entsprechen, mit dem Ver-
merk "ungenügend" zurückzusenden. Ge-
lingt das nicht und hat Brüssel später 
nicht die Macht Sanktionen zu verhängen, 
dann ist das marktkonforme Instrument 
Emissionshandel gescheitert. Der europä-
ische Handel mit CO2-Zertifikaten soll am 
1. Januar 2005 beginnen. 

Viele Länder wollen nur den Status 
quo festschreiben 
Nach Untersuchungen des Europäischen 
Umweltbüros (EEB) orientieren sich viele 
Pläne und Entwürfe bei der Festlegung 
der nationalen Emissionsobergrenze am 
gegenwärtigen "business as usual". Dies 
wird letztlich zu einem Anstieg der CO2-
Emissionen im Zeitraum 2005-2007 füh-
ren. Ohne spürbare Emissionsobergren-
zen wird jedoch kein liquider Markt für  
Emissionsrechte entstehen können. Das 
EEB zweifelt daher daran, dass überhaupt 
ein Handel mit Zertifikaten stattfinden 
wird.  

Zusätzliche Instrumente erforderlich 
Der Emissionshandel stellt die volkswirt-
schaftlich günstigste Variante des Klima-
schutzes dar, denn er gibt finanzielle An-
reize, die Emissionen dort zu reduzieren, 
wo es am günstigsten ist. Wenn aber die 
Industrie und der Energiesektor laut Zu-
teilungsplan kaum gezwungen sind Emis-
sionen zu reduzieren, müssen die nicht 
am Emissionshandel beteiligten Bereiche 
verstärkt CO2 vermindern. Um das Kioto-
Ziel von minus acht Prozent bis 2012 
doch erreichen zu können, sollten die Al-
lokationspläne daher auch Informationen 
über die Minderungsziele der nicht am 
Handel beteiligten Sektoren (Verkehr, 
Haushalte, Landwirtschaft, kleine und 
mittlere Unternehmen) beinhalten. Um in 
diesen Sektoren Reduktionen zu errei-
chen, müssen mit zusätzlichen Maßnah-
men wie Energiesteuern, Abbau umwelt-
schädlicher Investitionen und Förderung 
der Energieeffizienz Anreize zur CO2-Ver-
minderung gegeben werden. 

Rechentricks statt Klimaschutz 
Nach Aussagen von Climate Action Net-
work Europe (CAN) sind insbesondere die 
Zuteilungspläne von Österreich und den 
Niederlanden nicht akzeptabel. Zwar müs-
sen die österreichischen Unternehmen bis 
2010 die Verminderung des Ausstoßes 
um 3,3 Millionen Tonnen nachweisen. Je-
doch wird gleichzeitig der Basiswert um 
3,7 Mio t erhöht. Während der Eindruck 
einer CO2-Minderung entstehen soll, dür-
fen die Fabriken in Wirklichkeit rund 
400.000 t mehr als heute in die Luft bla-
sen. Um sein Kioto-Ziel zu erreichen, 
muss Österreich seine Emissionen um 13 
Prozent gegenüber dem Basisjahr 1990 
reduzieren. Bis heute sind sie aber um 15 
Prozent gestiegen. Daran wird sich nach 
dem Willen von Wirtschaftsminister Bar-
tenstein auch nichts ändern. Er möchte 
nämlich erst einmal warten, bis die USA 
und Russland das Kioto-Protokoll ratifizie-
ren.  

In den Niederlanden liegt die Emissions-
obergrenze von 115 Mio t über den 
prognostizierten 109 Mio t für das Jahr 
2005. Dies darf die Europäische Kommis-
sion nicht akzeptieren.  

Außerdem deutet einiges deutet darauf 
hin, dass es Österreich, Italien und Spa-
nien nicht so genau nehmen und mär-
chenhafte Zahlen nach Brüssel melden. 
Spanien ist das Land, das am meisten ge-
gen den Klimaschutz verstößt. In keinem 
anderen Industrieland wächst der CO2-
Ausstoß so stark wie in Spanien. 15 Pro-
zent höher darf der CO2-Ausstoß laut eu-
ropäischer Lastenverteilung bis 2012 in 
Spanien sein. Doch bereits heute werden 
38 Prozent mehr CO2 emittiert als 1990. 
Allein im Jahr 2002 stiegen die Kohlendi-
oxid-Emissionen um 4,5 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. 

Großbritannien übernimmt 
Vorreiterrolle 
Nur Großbritannien zeigt sich vorbildlich. 
Ganz entgegen ihrem ursprünglichen Ruf 
als Blockierer von Klimaschutzmaßnah-
men haben sich die Briten zum europäi-
schen Vorreiter entwickelt. Nach den 
jüngsten Plänen der Labour-Regierung 
sollen die Gesamtemissionen bis 2010 um 
16,3 Prozent reduziert werden. Das Kio-
to-Ziel verlangt nur minus 12,5 Prozent. 
Im Jahr 2003 lagen die Emissionen be-
reits um 14 Prozent unter dem Wert von 
1990. Doch auch in Großbritannien läuft 
die Industrie Sturm gegen alle Bemühun-
gen um wirksamen Klimaschutz. Im letzten 
Jahr sind die Emissionen bereits wieder 
um 1,5 Prozent gestiegen.  
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Klimakiller Flugzeug 

Flugverkehr noch dreimal schädlicher 
als angenommen 
Laut einer Studie im Auftrag der Europäi-
schen Kommission wurde die Klimawir-
kung des Luftverkehrs bisher deutlich un-
terschätzt. Bislang wurde geschätzt, dass 
die Flugzeugemissionen zu etwa 3,5 Pro-
zent zum globalen Treibhauseffekt beitra-
gen. Die neue Studie "Tradeoff 2004" 
kommt zu dem Ergebnis, dass der Flug-
verkehr zu neun Prozent für den Klima-
wandel verantwortlich ist. 

Künstliche Bewölkung macht fünf 
Prozent des Klimawandels aus 
"Tradeoff 2004" wurde vom Deutschen 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt, der Uni-
versität Cambridge und der Universität 
Oslo erarbeitet. Die Studie berücksichtigt 
neben den Treibhausgasen auch klima-
schädliche Effekte wie Kondensstreifen 
und künstliche Wolkenbildung. Allein die 
künstliche Flugbewölkung mache etwa fünf 
Prozent des menschengemachten Klima-
wandels aus. Das rasante Flugverkehrs-
wachstum habe das Problem zusätzlich 
verschärft. 

Kondensstreifen und hohe Schleierwolken 
(Zirruswolken) - vom Flugverkehr verur-
sacht - sind der wesentliche Grund für die 
Neueinschätzung der Klimaschädlichkeit. 
Sie entstehen, wenn feuchte Luft an Parti-
keln aus Flugzeugtriebwerken kondensiert 
und sich durch den Wind über weite Ge-
biete ausbreitet. Während Kondensstrei-
fen im globalen Mittel den Himmel nur im 
Promillebereich bedecken, können es re-
gional (zum Beispiel über dem Nordosten 
der USA) mehrere Prozent sein. Ihr Ein-
fluss auf das Klima hängt deshalb stark 
vom betrachteten Maßstab ab: Während 
die künstliche Flug- Bewölkung global 
gemittelt zu etwa fünf Prozent zum men-
schengemachten Klimawandel beiträgt, 
kann sie dort, wo sie auftritt, die Erde 
stärker erwärmen, als alle übrigen vom 
Menschen verursachten Klimagase zu-
sammen genommen.  

Flugbenzin erwärmt Klima viermal 
stärker 
Die künstliche Bewölkung und andere Ef-
fekte wirken nach den neuen Ergebnissen 
beim Flugverkehr im globalen Mittel heute 
etwa 4,4 mal stärker erwärmend als seine 
reinen CO2-Emissionen, die bei jeder 
Verbrennung von fossilen Brennstoffen 
entstehen. Im Vergleich zu anderen Ver-
kehrsmitteln mit fossilen Brennstoffen 
scheint der Flugverkehr daher pro ver-
brauchtem Liter Treibstoff die Erdatmo-
sphäre heute etwa viermal stärker zu er-
wärmen. Das bedeutet, dass ein einzelner 
Passagier bei einem Flug von Frankfurt 
nach Los Angeles und zurück das Klima 
im globalen Mittel etwa so viel erwärmt, 
wie durch fünf Jahre Autofahren. 

Kerosinsteuer erforderlich 
Dem expandierenden Flugverkehr muss 
ein wirksames Mittel entgegengesetzt 
werden. Bis zu einer eventuellen Einbe-
ziehung des Luftverkehrs in den internati-
onalen Emissionshandel eignet sich hier-
für in erster Linie eine Kerosinsteuer. 
Durch die Verabschiedung der Richtlinie 
zur gemeinschaftlichen Besteuerung von 
Energieerzeugnissen (EUR 11/12.03, 
S. 32) und elektrischem Strom (EUR 
11/12.03, S. 34) ist die Einführung einer 
Kerosinsteuer auf innerstaatliche Flüge 
ohne weiteres möglich geworden. Auch 
die Besteuerung innereuropäischer Flüge 
ist nun möglich, wenn entsprechende bila-
terale Verträge zustande kommen.  

Wegen der erforderlichen Einstimmigkeit 
im Ecofin-Rat der Wirtschafts- und Finanz-
minister wird aber eine Kerosinsteuer auf 
EU-Ebene noch lange auf sich warten las-
sen. Eine einheitliche Kerosinbesteuerung 
in den Ländern, die dazu bereit sind, wäre 
im Rahmen einer verstärkten Zusammen-
arbeit durchaus denkbar.  
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Russland: Machtkampf um 
Klimaschutz-Pflichten 

Putin-Berater Illarionow vergleicht 
Kioto-Protokoll mit Auschwitz 
Andrej Illarionow, persönlicher Berater 
des russichen Präsidenten Putin und ein-
gefleischter Gegner des Klimaschutzes, 
hat das Kioto-Protokoll jüngst mit einem 
"internationalen Auschwitz" verglichen. Mit 
diesem Vergleich hat er den Gipfel der 
Geschmacklosigkeit erreicht und deutlich 
gemacht, dass er vor nichts zurück-
schreckt, um das Klima-Protokoll zu ver-
hindern.  

Theoretisch ist die Duma für die Ratifizie-
rung zuständig. Praktisch stellt aber Wirt-
schaftsberater Illarionow die Weichen. Da-
bei hängt nun alles von Moskau ab. Das 
Kioto-Protokoll kann nur in Kraft treten, 
wenn es von einer Staatengruppe ratifi-
ziert wird, die insgesamt für 55 Prozent 
der weltweit produzierten Treibhausgase 
verantwortlich ist. Nachdem die USA sich 
weigerten dem Abkommen beizutreten, 
ruhen alle Hoffnungen auf Russland, das 
zu 17 Prozent an der globalen Produktion 
von Treibhausgasen beteiligt ist.  

Bislang ging man davon aus, dass Russ-
land durch den Verkauf von Emissions-
Zertifikaten viele Milliarden Dollar einneh-
men könnte, weil seine Klimagas-Emis-
sionen gegenüber dem Basisjahr 1990 
durch den Zusammenbruch der Sowjet-
union stark abgenommen haben. Die Ver-
einten Nationen und die EU üben daher 
seit Jahren Druck auf Russland aus, Kioto 
endlich zu unterzeichnen und verweisen 
auf die finanziellen Vorteile aus dem  
Emissionshandel. Um das Kioto- Protokoll 
zu retten, versucht die EU nun sogar, 
Russland mit Unterstützung beim Beitritt 
zur Welthandelsorganisation zu ködern.  

Illarionow: Kioto erstickt jegliches 
Wirtschaftswachstum 
Ähnlich wie in den USA schieben Kreml-
Politiker zunehmend wirtschaftliche Argu-
mente gegen Kioto vor. So rechnet Illario-
now vor, ein Prozent Wachstum bedeute 
zwangsläufig zwei Prozent mehr Treib-
hausgase.  

Gestützt werden die Argumente der Kioto-
Gegner dabei von einem neuen Bericht 
des Klimasekretariats in Bonn. Nach An-
gaben der russischen Regierung sind die 
Treibhausgasemissionen bis 1999 um 38 
Prozent gesunken. Erst 2015 würden die 
Emissionen die Werte von 1990 errei-
chen. Das Klimasekretariat kritisiert je-
doch das Fehlen wichtiger Daten in dem 
Entwurf. So fehlten zum Beispiel die Emis-
sionen aus dem Flugverkehr, der Müll-
verbrennung und aus der geplanten Ver-
dopplung der Kohleproduktion bis 2020. 
Außerdem werde das enorme Wirtschafts-
wachstum Russlands von durchschnittlich 
6,5 Prozent pro Jahr vernachlässigt. Set-
ze sich dieser Trend fort, könnte Russland 
die Kioto-Grenzwerte schon wenige Jahre 
nach In-Kraft-Treten erreicht haben.  

Diese Berechnungen vernachlässigen je-
doch auch etwas: die geplanten russi-
schen Investitionen ins Energiesparen und 
zur Steigerung der Energieeffizienz. Da-
durch würden die Klimagas-Emissionen 
nur noch höchstens halb so schnell wach-
sen wie die Wirtschaft, so die Umweltor-
ganisation Environmental Defense. Russ-
land könne trotz des Wirtschaftswachs-
tums die Kioto-Vorgaben mühelos erfüllen 
und durch den Verkauf von Emissions-
rechten weiter Gewinn machen. Entschei-
dend für die Treibhausgasemissionen ist 
auch die Realisierung des von Russland 
anvisierten Ziels der Verdopplung von 
Kohleförderung und -verbrauch. Auch da-
von hängt es ab, ob Kioto wirklich zum 
Goldesel der russischen Wirtschaft werden 
kann.  

Illarionow von Ölmulti Exxon Mobile 
bestochen  
An den Kioto-Goldesel für Russland glau-
ben auch das russische Ministerium für 
wirtschaftliche Entwicklung und Handel 
und das Institut für Energieforschung der 
Russischen Akademie der Wissenschaften. 
Deren Gutachten kommen selbst bei der 
Verdoppelung des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) auf maximal 85 Prozent der Koh-
lendioxid-Emission von 1990. Erreicht 
würde die Obergrenze demzufolge frühes-
tens 2017. 

Andrej Illarionow hingegen will Kioto mit 
allen Mitteln verhindern. Ein Grund hierfür 
könnten die drei Millionen Dollar Schmier-
geld sein, die Illarionow angeblich vom 
Ölmulti Exxon Mobile erhalten hat. Sicher 
dokumentiert ist zumindest, dass 
240.000 Dollar an Illarionow flossen. Um 
das Kioto-Protokoll zu verhindern, 
schreckt der Präsidentenberater auch 
nicht vor anderen illegitimen Mitteln zu-
rück. So hat Illarionow bereits eine Kioto-
freundliche Abteilung im Wirtschaftsminis-
terium aufgelöst und Beamte bedroht, die 
eine Kioto-freundliche Entscheidungsvor-
lage für Putin erarbeiten.  
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Treibhausgas-Reduktion: 
Einigung über Binderichtlinie 

Keine Deckelung von JI- und CDM-
Gutschriften 
Der EU-Umweltministerrat und das Euro-
päische Parlament haben sich auf einen 
Vorschlag für eine so genannte Binde-
richtlinie geeinigt. Der Vorschlag soll die 
Verknüpfung des europäischen Emis-
sionshandelssystems mit CDM- und JI-Pro-
jekten1 regeln (EUR 04.04, S. 34). 

Der Kompromiss beinhaltet folgende 
Punkte: 

- Die Mitgliedstaaten können frei ent-
scheiden, ob und im welchen Ausmaß 
Unternehmen im Ausland Emissionsgut-
schriften aus CDM- oder JI-Projekten er-
werben. Die Regierungen werden ledig-
lich verpflichtet, über den Einsatz flexib-
ler Instrumente zu berichten, um sicher-
zustellen, dass es nur um den Ersatz in-
ländischer Reduktionsverpflichtungen 
geht. Damit ist die Forderung des Par-
laments, dass mindestens 50 Prozent 
der Reduktionsverpflichtungen im Inland 
erfüllt werden müssen, vom Tisch. 

 
- Den Unternehmen wird es nicht gestat-

tet, Emissionsgutschriften aus Senken-
projekten wie zum Beispiel Wiederauf-
forstungsprojekten zu verwenden. Hier 
wurde jedoch eine Option offen gelas-
sen, die die Anrechnung aus Senkenpro-
jekten ab 2008 sehr wohl gestattet, falls 
die Unklarheiten über den Klimaschutz-
nutzen von Senken behoben werden. 

 
- Großwasserprojekte hingegen sind ges-

tattet. Hier müssen die Kriterien der 
"World commission on dams" eingehal-
ten werden. Das Parlament hatte gefor-
dert, große Staudammprojekte auszu-
schließen. 
 

 

                                                      

1 CDM (clean development mechanisms): 
Anrechnung von Treibhausgas-Emis-
sions-Gutschriften aus Entwicklungslän-
dern in Industrieländern  
JI (joint implementation): Gemeinsame 
Umsetzung von Treibhausgas-Reduzie-
rungsmaßnahmen durch mehrere Indus-
trieländer 

- Atomprojekte sind bis 2012 von JI- und 
CDM-Projekten ausgenommen. Das Par-
lament scheiterte an der Forderung, A-
tomprojekte über das Jahr 2012 hinaus 
zu verbannen. 

 
- Gutschriften aus Projekten im Heimat-

land des Unternehmens werden nicht 
akzeptiert. Das Parlament hatte dies ab-
gelehnt. 2006 soll darüber neu verhan-
delt werden. 

 
Der Richtlinienvorschlag wird nun voraus-
sichtlich Ende April verabschiedet. Die 
Richtlinie könnte dann noch vor dem 
Sommer in Kraft treten. 

Binderichtlinie droht Emissionshandel 
zu untergraben 
Umweltschutzverbände wie das Climate 
Action Network (CAN), Greenpeace und 
der WWF befürchten, dass der ökologi-
sche Nutzen des Emissionshandels durch 
JI- und CDM-Projekte untergraben wird. 
Durch die Möglichkeit, eigene Reduktions-
verpflichtungen durch "günstige" Projekte 
im Ausland zu kompensieren, verlören EU-
interne Klimaschutzinvestitionen an At-
traktivität. Zukunftsfähige Innovationen 
würden ausbleiben und damit die Vermei-
dungskosten auf lange Sicht steigen. Der 
Emissionshandel verliere dadurch einen 
Großteil seiner Wirkungskraft. Die Tatsa-
che, dass die Regulierung der Gutschriften 
den Mitgliedstaaten überlassen wurde, sei 
daher sehr bedauerlich. (tl)  
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Atomkraft wieder im 
Aufwind? 

EU-Kommission genehmigt 223 Mio. 
für rumänisches Atomkraftwerk 
Das staatliche rumänische Atomenergie-
unternehmen SNN kann sich freuen: Ende 
März genehmigte die EU-Kommission ein 
Euratom1-Darlehen für die Fertigstellung 
des Blocks 2 des Atomkraftwerks Cerna-
vodã. Bei der Fertigstellung dieses Blocks 
sollen nach Angaben der Kommission in-
ternational anerkannte Sicherheitsstan-
dards eingehalten werden. Das Atom-
kraftwerk Cernavodã befindet sich am 
Nordufer des Donau-Schwarzmeer-Kanals 
nahe der bulgarischen Grenze. Euratom 
finanziert das Projekt mit zusammen mit 
den Darlehensgebern der Ausfuhrkredit-
anstalten Italiens, Frankreichs, Kanadas 
und der USA mit einem langfristigen Dar-
lehen, wobei die EU 223,5 Mio. Euro ü-
bernimmt. Die Gesamtprojektkosten sind 
auf 777 Mio. Euro veranschlagt worden. 
Ein Teil wird auch vom rumänischen Staat 
und dem betroffenen Unternehmen selbst 
aufgebracht. 

"Skandalöse" Investitionen 
Die Grünen-Abgeordnete und Mitglied des 
Europäischen Parlaments Hiltrud Breyer 
nennt die Vergabe des Kredites "skanda-
lös". 1994 habe der Rat entschieden, 
dass Euratom-Kredite außerhalb der Mit-
gliedstaaten zur Finanzierung von Projek-
ten zur Erhöhung der Sicherheit und Effi-
zienz von Atomkraftwerken verwendet 
werden sollen, also nicht zur "Fertigstel-
lung". Wenn die Kommission diesen 
Nachweis nicht erbringen könne, offenba-
re sie erneut ihre "Drahtzieher- und 
Handlangerfunktion für die Atomindust-
rie".  

                                                      

1 Der am 25. März 1957 in Rom unter-
zeichnete Vertrag zur Gründung der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft (EAG 
bzw. EURATOM-Vertrag) ist einer der 
drei Verträge zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaften. Eigentlicher 
Zweck des Euratom-Vertrages ist die 
Förderung der Entwicklung der Kern-
energie in der Europäischen Atomge-
meinschaft. Umweltverbände fordern 
seit langem dessen Abschaffung. Die 
zurzeit diskutierte EU-Verfassung wäre 
eine gute Gelegenheit hierzu. 

Im Westen aussteigen und im Osten 
ausbauen? 
Im "Phare Nuclear Safety Programme 
1999" habe die Kommission eingestan-
den, dass das Hauptziel der Euratom-
Kredite - die nukleare Sicherheit in Osteu-
ropa zu verstärken - für das Cernavodã 
Projekt nicht zuträfe, führt Breyer aus. 
Der C2-Reaktor, an dem seit 1983 gebaut 
werde, sei von der Atomic Energy of Ca-
nada Limited (AECL), also nach westlichen 
Standards, konstruiert und unter kanadi-
scher und italienischer Aufsicht gebaut 
worden und "signifikante Sicherheitsver-
besserungen" somit nicht zu erwarten. Die 
223,5 Mio. Euro seien der höchste jemals 
vergebene Kredit einer EU-Institution an 
den rumänischen Energiesektor. Westliche 
Firmen würden via vergünstigter Kredite 
"subventioniert", um im osteuropäischen 
Energieabsatzmarkt Technologien zu ver-
kaufen, die in der Mehrzahl der alten Mit-
gliedstaaten bereits auf der Ausverkaufs-
liste stehen, kritisiert Breyer. Es habe nie 
in vergleichbarer Weise Mittel zur Verbes-
serung der Energieeffizienz oder des 
Ausbaus erneuerbarer Energieträger ge-
geben. Die Kreditfinanzierung von Cerna-
vodã II sei "ein klassischer Fall von unfai-
rer Verzerrung des Wettbewerbs auf dem 
Energiemarkt zugunsten der Atomenergie 
und zu ungunsten kostengünstigerer und 
nachhaltigerer Energie-Optionen".  

Friends of the Earth will Ombudsmann 
zur Prüfung auffordern 
Die Umweltorganisation Friends of the E-
arth Europe (FoEE) will in dieser Sache 
demnächst den Europäischen Ombuds-
mann einschalten, weil sie eine ungerecht-
fertigte Kreditvergabe befürchten. Es ha-
be keinerlei hinreichende Rechtfertigung 
für die Entscheidung der Kommission ge-
geben, dass der Kredit tatsächlich für die 
Verbesserung der Sicherheit gedacht ist. 
Außerdem seien die wichtigsten Hinter-
grundberichte der Öffentlichkeit vorenthal-
ten worden. FoEE erwarten von der Kom-
mission, dass sie das Geld erst vergibt, 
wenn der Ombudsmann sich zu diesem 
Fall geäußert hat, so ihr Sprecher Mark 
Johnston.  

Deutsche Stromkonzerne bauen mit 
am nuklearen Frankreich 
Mitte April hat der französischen Wirt-
schaftsministers Nicolas Sarkozy vor der 
Pariser Nationalversammlung das Festhal-
ten an der Atomenergie bekräftigt und 
kündigte die baldige Einführung des neu-
en Reaktors EPR (Europäischer Druck-
wasserreaktor) an.  

Von der bereits zitierten Europaabgeord-
neten Hiltrud Breyer wurde die Beteili-
gung deutscher Stromkonzerne wie Eon 
und EnBW an dem Projekt in Frankreich 
heftig kritisiert. Diese unterliefen mit ihrer 
Beteiligung das deutsche Atomausstiegs-
gesetz und versuchten das atomare Risi-
ko ins Ausland zu verlagern. Die Strom-
konzerne "täuschen bewusst die Öffent-
lichkeit, indem sie sich im Inland zum A-
tomausstieg verpflichten, aber mit der Be-
teiligung an multinationalen Atomprojek-
ten eine Hintertür zum Wiedereinstieg of-
fen halten", so Breyer. 

Im Westen was Neues 
Immerhin hat die EU-Kommission die briti-
sche Regierung aufgefordert, den "als un-
tragbar erachteten Zustand in der Nukle-
aranlage Sellafield" abzustellen. Nach den 
Ergebnissen der von der Kommission 
durchgeführten Prüfung verstößt der An-
lagenbetreiber British Nuclear Fuel 
(BNFL) gegen den Euratom-Vertrag und 
die Verpflichtungen zur Buchführung über 
Kernmaterialien und deren Offenlegung 
für Kontrollzwecke gegenüber EU-Inspek-
toren. Großbritannien muss nun bis zum 
1. Juni einen Aktionsplan vorlegen, wie 
dieser Zustand verbessert werden soll, 
sonst kann die Kommission BNFL unmit-
telbar mit Sanktionen belegen.  
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 "Offen legen" heißt zwar nicht "umwelt-
freundlicher", aber zumindest wird kon-
trolliert. Das ist bei einem Betrieb, durch 
dessen Tätigkeit sogar die dort lebenden-
Tauben über die EU-Grenzwerte hinaus 
radioaktiv kontaminiert worden sind, 
schon eine gute Nachricht.  

Autorin: Juliane Grüning,  
DNR EU-Koordination 

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1048 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh, Reference: IP/04/397 
und IP/04/419 
 
MdEP Hiltrud Breyer, Europäisches 
Parlament, Rue Wiertz, 8 G 265,  
B-1047 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 284-5287, Fax -9287 
email: hbreyer@europarl.eu.int 
www.hiltrud-breyer.de 
 
Friends of the Earth, Mark Johnston  
Tel. 0044 79 / 73319249 
 

Dezentrale erneuerbare 
Energien in Polen schwach 

Biogastechnik: Erfahrungen aus 
Ostdeutschland in Polen anwenden 
In Warschau wurde Ende März bei einem 
"Forum für Erneuerbare Energien" mit 
dem polnischen Landwirtschaftsministeri-
um debattiert, wie die Erfahrungen mit der 
Biogastechnik aus Deutschland und Ös-
terreich nach Polen übertragen werden 
können. Als Ergebnis sollen als erster 
Schritt gemeinsam Rahmenbedingungen 
für eine Ausbildung von Biogas-Beratern 
gestaltet werden. Es soll eine intensive 
und kontinuierliche Schulung der Biogas-
berater mit hohem Praxisanteil und einer 
Zertifizierung aufgebaut werden, die sich 
auf vorhandenes Lehrmaterial aus 
Deutschland und Österreich stützt. 

Biogasanlage statt Güllebehälter - nur 
geringer Mehraufwand 
Die Zeit für eine bessere Informationspoli-
tik zu Biogasanlagen drängt, da in Polen 
bereits im Vorgriff auf Regelungen der EU 
der Bau von Güllebehältern forciert wird. 
Es wäre tragisch, so die Forums-Teilneh-
mer, wenn in Polen nur ein Jahrzehnt spä-
ter derselbe Fehler wie in den neuen 
deutschen Bundesländern gemacht wür-
de. Dort waren flächendeckend und mit 
hohen Kosten Güllebehälter gebaut wor-
den, die sich mit geringem Mehraufwand 
auch als Biogasanlagen hätten nutzen 
lassen - was den Agrar-Beratern aber 
nicht bekannt oder den Landwirten nicht 
mitgeteilt worden war. (du)  

• Kontakt/Informationen 
Ludwik Latocha, ul. Fitelberga 16,  
PL - 40-558 Katowice 
Tel. 0048 32-519729, Fax -2500643 
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Natura 2000: Rechtliche 
Schritte gegen 5 EU-Staaten  

Zu wenig Vogelschutzgebiete in 
Griechenland und Frankreich  
Griechenland und Frankreich haben noch 
immer nicht genügend "besondere 
Schutzgebiete" (BSG) nach der EU-Vogel-
schutzrichtlinie1 für die Erhaltung und den 
Schutz wild lebender Vogelarten ausge-
wiesen. Die Europäische Kommission hat 
deshalb Anfang April beschlossen, gegen 
Griechenland Klage beim Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) zu erheben und 
Frankreich durch eine erste schriftliche 
Mahnung aufzufordern, einem Urteil des 
EuGH aus dem Jahr 2002 zu dem selben 
Sachverhalt nachzukommen.  

Gemäß wissenschaftlichen Untersuchun-
gen müsste Griechenland 186 Gebiete mit 
einer Gesamtfläche von mehr als 3 Millio-
nen Hektar als BSG schützen. Zur Zeit ist 
jedoch lediglich die Hälfte dieser Fläche 
als Vogelschutzgebiet in Brüssel gemeldet 
und geschützt. Dabei mangelt es insbe-
sondere an Flächen für Zugvögel und für 
nach Vogelschutzrichtlinie besonders 
schützenswerten Arten, wie dem Bart- 
und dem Mönchsgeier oder dem Kaiser-
adler.  

Frankreich hat derzeit nur 2,1% seiner 
Landesfläche als Vogelschutzgebiet aus-
gewiesen und ist damit Schlusslicht der 
EU. Dabei haben die eigenen Landesbe-
hörden 8,1% des französischen Hoheits-
gebietes als BSG-würdige Flächen ermit-
telt.  

                                                      

1 Die EU-Vogelschutzrichtlinie 
(79/409/EWG) ist die älteste EU-
Rechtsvorschrift zur Erhaltung der Na-
tur. Sie verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
für den Schutz und Erhalt wild lebender 
oder durchziehenden Vogelarten Be-
sondere Schutzgebiete (BSG) auszuwei-
sen. 

Finnland, Italien und Deutschland 
verstoßen gegen FFH-Richtlinie 
Wegen schwer wiegenden Verstößen ge-
gen die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH)2 hat die EU-Kommission Anfang  
April beschlossen, gegen Finnland und 
Italien beim EuGH Klage zu erheben und 
an Deutschland eine dritte schriftliche 
Mahnung zu schicken. In Finnland wurden 
bisher keine Maßnahmen für den Erhalt 
des nach FFH-Richtlinie geschützten Gleit-
hörnchens getroffen, in Italien wird durch 
den Bau einer Wasserkraftanlage ein FFH-
Gebiet gefährdet und in Deutschland ge-
fährdet ein Bundesstraßenprojekt ein 
FFH-Gebiet in Brandenburg. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission, Rue de la Loi 
200, B-1049 Brüssel 
Tel. 0032 / 22991111 
www.europa.eu.int/rapid/start/cgi/gues
ten.ksh, Reference: IP/04/464, 
IP/04/449 
 

 

                                                      

2 Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(92/43/EWG) bietet ein umfassendes 
Schutzsystem für eine Reihe von Tieren 
und Pflanzen sowie für bestimmte Le-
bensraumtypen. Die Richtlinie sieht die 
Einrichtung eines Netzes von Schutzge-
bieten, dem Natura-2000-Netz vor, wel-
ches durch FFH-Gebiete und Besondere 
Schutzgebiete (BSG) gebildet wird. 

Ausweitung der Schutzgebiete 
dringend notwendig 

Neue Studie: Hunderte gefährdete 
Arten völlig ohne Schutz 
Die Lebensräume von über 800 gefährde-
te und vom Aussterben bedrohte Tierar-
ten werden durch keinerlei Schutzgebiets-
system abgedeckt. Dies ist das Ergebnis 
einer Studie, die Anfang April im Wissen-
schaftsmagazin "Nature" veröffentlicht 
wurde. "Wir fanden heraus, dass das glo-
bale Schutzgebietsnetzwerk weit entfernt 
davon ist, vollständig zu sein. Es bedarf 
einer strategischen Erweiterung in die 
Flächen, wo die meisten bedrohten Arten 
leben", fasst Dr. Rodrigues, Leiterin der 
Forschungsgruppe, die Ergebnisse der 
Ende 2003 fertig gestellten Studie zu-
sammen. Mit einer Schutzgebietsauswei-
tung von nur 2,6% könnten über zwei 
Drittel dieser "Lücken-Arten" geschützt 
werden.  

Die Wissenschaftler hatten die weltweiten 
über 100.000 Schutzgebiete mit den Le-
bensräumen von fast 12.000 Arten - Säu-
getiere, Vögel, Schildkröten und Amphi-
bien - abgeglichen. Von den 11,5% der 
global geschützten Landfläche, sind die 
Lebensräume 300 vom Aussterben be-
drohter, 237 gefährdeter und 267 be-
drohter Arten noch ungeschützt. Gerade 
in den tropischen Gebieten, die sich durch 
eine besonders hohe Biodiversität aus-
zeichnen, wird noch ein großer Bedarf an 
zusätzlichen Schutzgebieten gesehen. (tf) 

 

• Kontakt/Informationen 
Conservation International, Center for 
Applied Biodiversity Sciences, 1919  
M Street, NW Suite 600, Washington, 
DC 20036, USA 
Tel. 001 202 / 912-1000 
www.biodiversityscience.org 
Quelle: Connor, London Independent 
 
Literatur:  
A.S.L. Rodrigues et al., "Global Gap 
Analysis: towards a representative net-
work of protected areas", Advances in 
Applied Biodiversity Science 5 (2003); 
Hrsg./Bezug: Conservation Interna-
tional (s.o.) 
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BirdLife soll politischer 
werden 

NABU-Vize Tennhardt in europäischen 
Vorstand von BirdLife gewählt 
Thomas Tennhardt, Vizepräsident des 
NABU, wurde auf der Weltkonferenz von 
BirdLife International in Durban (Südafri-
ka) in den europäischen Vorstand von 
BirdLife gewählt. Damit wurde nach mehr 
als zehn Jahren wieder ein deutscher Ver-
treter in dieses Gremium aufgenommen. 
Tennhardt will nach eigenen Angaben vor 
allem eine stärkere politische Ausrichtung 
des Dachverbandes von über 100 natio-
nalen Naturschutzorganistaionen errei-
chen. Zudem soll das Brüsseler Büro ECO 
ausgebaut werden.  

Als nächste Aufgaben nannte Tennhardt 
das 25-jährige Jubiläum der EU-
Vogelschutzrichtlinie und eine europäi-
sche Initiative zur nachhaltigen Jagd. Au-
ßerdem wolle er sich für die überfällige 
Nachbesserung im eropäischen Schutz-
gebietsnetz "Natura 2000" einsetzen. (jg) 

 

• Kontakt/Informationen 
Thomas Tennhardt, NABU-Vizepräsi-
dent, Karl-Marx-Platz 18, 17489 
Greifswald 
Tel. 0172 / 9977140 
eMail: thomas.tennhardt@nabu.de 
 

EU-Regierungen tun nichts 
gegen illegalen Holzeinschlag 

WWF-Studie: Öffentliche Auftraggeber 
nehmen Verantwortung nicht wahr 
Viele Regierungen der Europäischen Uni-
on treffen nur ungenügend Maßnahmen, 
um die Einfuhr und Verwendung von ille-
gal geschlagenen Holz auf ihren heimi-
schen Märkten zu verhindern. Dies ist das 
Ergebnis einer WWF-Studie, in der das 
Kaufverhalten bei öffentlichen Aufträgen 
von 12 Regierungen untersucht wurde. 
Von den möglichen 18 Punkten, die für 
die Durchführung effizienter Maßnahmen 
vom WWF vergeben wurden, erreichte nur 
Großbritannien 12 Punkte, während die 
restlichen Länder zwischen 9 und 5 Punk-
ten rangieren.  

Dabei stehen die Regierungen gerade 
beim öffentlichen Beschaffungswesen in 
der Verantwortung. Sie vergeben die Auf-
träge und kaufen ein Fünftel des Holzes 
selbst ein. Illegaler Holzeinschlag gehört 
neben Waldbränden und der Umwandlung 
von ursprünglichen Wäldern in künstliche 
Plantagen zu den Hauptursachen für den 
Verlust riesiger Waldflächen.  

Deutschland: Rot-Grüne Regierung 
hält sich nicht an Koalitionsvertrag 
Gerade die deutsche Regierung steht hier 
mit nur 7 von 18 Punkten im Rampenlicht 
der Kritik: In ihrem Koalitionsvertrag hat 
sie sich verpflichtet, ausschließlich nach 
den Nachhaltigkeitskriterien des Forest 
Stewardship Council (FSC)1 erwirtschafte-
tes Holz bei der öffentlichen Beschaffung 
und bei öffentlichen Aufträgen zu verwen-
den. Deutschland bezieht den Großteil 
seiner Holzimporte aus Osteuropa und 
Russland, wo bis zur Hälfte des Holzes als 
illegal geschlagen eingeschätzt werden. 
(tf)  

• Kontakt/Informationen 
WWF Deutschland, Fachbereich Wald, 
Nina Grießhammer, Rebstöcker Str. 55, 
60326 Frankfurt  
Tel. 069 / 79144-194 
eMail: griesshammer@wwf.de 
www.wwf.de 
 
Forest Stewardship Council, Görres-
str. 15/II a, 53113 Bonn 
Tel. 0228 / 36766-0, Fax -30 
eMail: fscoax@fscoax.org 
www.fscoax.org 
 

Kein Stierkampf mehr in 
Barcelona 

Spanien bald ohne Stierkämpfe? 
Der Stadtrat Barcelonas stimmte im März 
2004 für die Ausweisung der Katalanen-
hauptstadt als "stierkampffrei"'. Voraus-
gegangen war die gleichlautende Forde-
rungen des stellvertretenden Bürgermeis-
ters als auch eine Bevölkerungsumfrage, 
in der 63% der Einwohner von Barcelona 
gegen Stierkämpfe in ihrer Stadt sind und 
76% Stierkämpfe als grausam und unkul-
tiviert betrachten. In die öffentliche Dis-
kussion gebracht hatte dieses Thema vor 
allem eine Kampagne der Welttierschutz-
gesellschaft (WSPA), die gemeinsam mit 
ihren spanischen Mitgliedsverbänden über 
250.000 Protestunterschriften aus der 
ganzen Welt gegen den Stierkampf in Ka-
talonien gesammelt hatte. Die WSPA hofft, 
dass dies der Anfang vom Ende der Stier-
kämpfe in Spanien sein könnte. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
Welttierschutzgesellschaft (WSPA Ger-
many), Kaiserstr. 22, 53113 Bonn 
Tel. 0228 / 95634-55, Fax -54 
eMail: info@wspa.de 
www.wspa.de 

                                                      

1 Der FSC (Forest Stewardship Council) 
wurde 1993 in Folge des Umweltgipfels 
von Rio ins Leben gerufen. Der FSC ist 
eine nichtstaatliche, gemeinnützige Or-
ganisation, die sich für eine ökologische 
und sozial verantwortliche Nutzung der 
Wälder einsetzt. Die gemäß den vom 
FCS entwickelten Bewirtschaftungsstan-
dards erzeugten Waldprodukten können 
für ihre Vermarktung mit dem FSC-Sie-
gel zertifiziert werden. Die FSC-Stan-
dards sind weltweit gültig und werden 
jeweils den nationalen und regionalen 
Gegebenheiten angepasst. 
Weitere Informationen: www.fscoax.org 
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"Absolut keine Zeit" für 
Diskussionen und Demokratie? 

Wie eine Kommissarin Richtlinien 
durch die EU-Institutionen peitscht 
Ein Witz, der über die EU erzählt wird, ist, 
dass die EU niemals Mitglied bei sich 
selbst werden könnte. Denn der EU-Ver-
trag setzt voraus, dass die Mitgliedstaa-
ten ein Parlament haben müssen, das of-
fen und demokratisch tagt. Die Sitzungen 
des Europäischen Ministerrates finden je-
doch immer hinter verschlossenen Türen 
statt. Vor diesem Hintergrund ist es wich-
tig, dass jede Veränderung der Verfah-
rensweisen innerhalb der EU ein Mehr an 
Demokratie zum Ziel hat und nicht weni-
ger. Leider scheint Letzteres momentan 
der Fall zu sein. 

Es gibt zwei wichtige Verkehrs-Dossiers, 
die derzeit den Weg durch den Gesetzge-
bungsprozess durchlaufen: die Richtlinien 
zum Trans-Europäischen Verkehrsnetz 
(TEN) und die Revision des Vorschlags 
zur Eurovignette für Lastkraftwagen. Bei 
beiden wurden die ersten Entwürfe sehr 
kontrovers diskutiert und es gibt noch 
Vieles, was geklärt werden muss. Aber 
statt dem demokratischen Prozess die 
Zeit für notwendige Diskussionen zu ge-
ben, übt die Vizepräsidentin der EU-Kom-
mission und Verkehrskommissarin Loyola 
de Palacio einen enormen Druck auf die 
Irische Präsidentschaft aus. Diese soll die 
beiden Dossiers verabschieden, bevor die 
zehn neuen Mitgliedstaaten der EU im Mai 
beitreten und bevor die EU-Parlamenta-
rier im Juni neu gewählt werden.  

Die Botschaft von Frau de Palacio scheint 
zu sein: "Wenn es jetzt kein Übereinkom-
men gibt, dann wird es auch für längere 
Zeit keines mehr geben - denn durch die 
zehn neuen Mitglieder werden noch mehr 
Schwierigkeiten entstehen". Aufgrund die-
ser Befürchtung will sie den Entschei-
dungsprozess bei den beiden Dossiers 
zeitlich verkürzen, indem "informelle Ver-
handlungen" zwischen den Parlamenta-
rier/innen und den Minister/innen ab-
gehalten werden.  

Natürlich ist es ehrenwert, seinen Schreib-
tisch aufzuräumen und Dossiers abzu-
schließen, bevor man sein Büro verlässt - 
was Frau de Palacio wahrscheinlich auch 
tun wird, wenn im November 25 Kommis-
sare neu berufen werden. Eine Verkür-
zung des Entscheidungsprozesses wäre 
auch dann berechtigt, wenn die Dossiers 
durch einen offenen und demokratischen 
Prozess ausgefertigt worden wären. 

Dies ist jedoch weder der Fall bei der Re-
vision der TEN-Richtlinien noch bei der 
Richtlinie über die Eurovignette. Der TEN- 
Entwurf ist ein seltsames Konstrukt, das 
auf einem Vorschlag von 2001 samt An-
hang beruht - heute umfasst dieser 30 
Projekte - und im Großen und Ganzen 
2003 von der so genannten High Level 
Group (HLG) entwickelt wurde. Der HLG 
steht der ehemalige EU-Kommissar Karel 
van Miert vor.  

Im Jahr 2002 kam das Europäische Par-
lament zwar zu einer Einigung über den 
Entwurf von 2001. Diese beruhte auch auf 
einer soliden, legalen Basis, wurde jedoch 
von der HLG ignoriert. Die Liste der wich-
tigsten Projekte wurde - ganz im Gegen-
satz zu einem offenen und demokrati-
schen Prozess - hinter verschlossenen 
Türen von einem einberufenen Ausschuss 
entwickelt, der die meisten Interessenver-
treter und Entscheidungsträger aus-
schloss. Ein Mitglied des Parlaments sag-
te beim letzten Treffen des parlamentari-
schen Verkehrsausschusses, es gebe 
noch viele offene und ungeklärte Fragen, 
die Parlamentarier/innen könnten diese 
jedoch nie diskutieren, weil es dafür "ab-
solut keine Zeit" gebe. Unter den Themen, 
für die es keine Zeit gibt, befindet sich die 
Möglichkeit eines 220 Milliarden Euro um-
fassenden TEN-Pakets, das im EU-Budget 
eingeräumt werden soll.  

De Palacio will die Revision der Euro-
vignette innerhalb von vier Monaten durch 
den Ministerrat peitschen. Auch hier, sagt 
sie, gebe es keine Zeit, um wichtige The-
men wie die Internalisierung externer Kos-
ten zu diskutieren. Diese Eile ist beson-
ders verwunderlich, denn der Direktor der 
Generaldirektion Verkehr bereitete bereits 
2001/2002 einen Vorschlag für die Revi-
sion vor, die Kommissarin wollte ihn da-
mals aber nicht einbringen. Stattdessen 
verschob sie den Termin aufs Frühjahr 
2003 und drückte den Vorschlag direkt 
vor der Sommerpause durch den Konsul-
tationsprozess.  

Dies alles zeigt, wie wenig Respekt die 
Kommissarin vor den europäischen de-
mokratischen Institutionen sowie vor den 
zukünftigen Mitgliedstaaten hat, die sie 
aus dem Entscheidungsprozess heraus-
halten will, um zu verhindern, dass diese 
ihre Pläne durchkreuzen. Wir haben ge-
lernt, das Unzumutbare von Frau de Pala-
cio zu erwarten. Verblüffend ist nur, dass 
sie ohne Konsequenzen im Amt bleiben 
kann. Um der EU-Demokratie Willen müs-
sen ihre Kolleg/innen versuchen, den Ein-
fluss von Frau de Palacio bis zu ihrem 
Amtsaustritt zu neutralisieren.  

Gastautor: Markus Liechti,  
European Federation for Transport and 
Environment (T&E) 
(aus dem Englischen, ag) 

• Kontakt/Informationen 
European Federation for Transport and 
Environment (T&E), Markus Liechti, 
Projektmanager, Bd de Waterloo 34, 
B-1000 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 50299-09, Fax -08 
eMail: markus.liechti@t-e.nu  
www.t-e.nu 
 
Quelle: T&E Bulletin, März 2004 
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Mehr Biotreibstoff im 
europäischen Verkehr  

Versorgungssicherheit und weniger 
CO2-Emissionen 
Biodiesel und Wasserstoff sind die Schlüs-
selbereiche der EU-Kommission für einen 
nachhaltigeren Verkehr in Europa. Dies 
sind die Hauptergebnisse, die der EU-
Forschungskommissar Philippe Busquin 
Mitte März anlässlich der Konferenz 
"Treibstoff für zukünftige Generationen" in 
Brüssel präsentierte. Auf der Konferenz 
diskutierten Nichtregierungsorganisatio-
nen, Industrie und EU-Politiker/innen die 
Möglichkeiten und Herausforderungen 
neuer Treibstoffe und Treibstoffzellen. Ziel 
soll es sein, die steigenden CO2-Emissio-
nen zu reduzieren, sowie die große Ab-
hängigkeit der EU von ausländischen Öl- 
und Gasimporten zu mindern, um so eine 
langfristige Versorgungssicherheit zu si-
chern.  

Schwerpunkt Wasserstofftechnologie 
Die EU-Kommission hat in diesem Rahmen 
erneut für ihr sechstes Forschungsrah-
menprogramm geworben, mit dessen Hilfe 
insbesondere die Wasserstofftechnologie 
vorangebracht werden soll. Bisher wurden 
rund 50 Millionen Euro als 50%-ige Kofi-
nanzierung für Pilot- und Demonstrati-
onsprojekte vergeben. Weitere 150 Mio 
EU-Mittel sollen im Laufe des Jahres zur 
Verfügung gestellt werden.  

Diese Projekte markieren den Beginn ei-
ner Anschubinitiative, die über die nächs-
ten zehn Jahre mit 2,8 Billionen Euro in 
Kofinanzierung fortgeschrieben werden 
soll. Unterstützt wird damit auch die Arbeit 
der Ende 2003 gegründeten "Europäi-
schen Wasserstoff- und Treibstoffzellen-
Technologieplattform", die gemeinsame 
europäische Forschungs- und Entwick-
lungsstrategien erarbeiten soll. Mittelfris-
tig soll so auch auch der große Abstand 
der EU zu Japan und der USA bei der 
Wasserstofftechnologie aufgeholt werden. 

 

Effektive Umsetzung der  
Biotreibstoff-Richtlinie geplant 
Die EU-Kommission will außerdem die ef-
fektive Umsetzung der EU-Biotreibstoff-
richtlinie von 2003 beschleunigen. Mit der 
"Richtlinie zur Förderung der Verwendung 
von Biokraftstoffen oder anderen erneu-
erbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor" 
werden die EU-Mitgliedstaaten verpflich-
tet, ihren Anteil an Alternativkraftstoffen 
bis Ende 2005 auf 2% und bis 2010 auf 
5,75% zu steigern. Allein dadurch könn-
ten bis 2010 rund 19 Millionen Tonnen 
Erdöl eingespart werden.  

Bald 90%-ige Erdöl-Abhängigkeit 
Europas  
Nach jüngsten Erhebungen wird die der-
zeitige Abhängigkeit der EU von Erdöl-
importen von derzeit über 50% auf 90% 
im Jahr 2010 steigen. Im Verkehrssektor 
weist der Trend eine Steigerung der Erd-
öl-Abhängigkeit von derzeit 82% auf 97% 
im Jahr 2030 auf. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
Europäische Kommission 
Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel 
Tel. 0032/2299 1111  
www.europa.eu.int/comm 

 

Verkehrspolitiker wollen 
"grünere" Eurovignette 

Parlamentsausschuss stimmt für 
Einbeziehung externer Kosten 
In die Mautgebühren für Lastkraftwagen 
sollen die Kosten für Straßenschäden und 
Luftverschmutzung integriert werden. Dies 
haben die Europaabgeordneten im Ver-
kehrsausschuss Mitte März in einem Än-
derungsantrag zum Entwurfstext für die 
EU-weite Eurovignette im Schwerlastver-
kehr beschlossen. Das Prinzip der Inter-
nalisierung externer Kosten wurde in den 
Entwurfstext eingefügt.  

Allerdings lehnten die Parlamentarier Er-
gänzungen ab, die streckenabhängige 
Gebühren und eine starke Verkehrsredu-
zierung in empfindlichen Regionen bein-
halteten. Auch ein Abschnitt über die Ent-
schädigung der Speditionsunternehmen 
für die Einfürhung der Mautgebühren 
wurde bestätigt.  

Bei der umstrittenen Frage, wofür die Ein-
künfte aus den Gebühren verwendet wer-
den sollen, wurde der Vorschlag der EU-
Kommission, alle Einnahmen für die Stra-
ßeninfrastruktur zu nutzen, abgeändert, 
so dass nun der Verkehrssektor als Gan-
zes von solchen Einkünften profitieren 
soll. Die Mitgliedstaaten werden aller-
dings, so wird vermutet, keine Richtlinie 
akzeptieren, die sie in ihrer Freiheit ein-
schränkt, über Einnahmen für die Berei-
che zu bestimmen, die sie selbst aussu-
chen.   

Gespräche zwischen dem EU-Verkehrs-
ministerrat und dem Parlament werden 
vor der im Aprill stattfindenden Parla-
mentsabstimmung erwartet. Die Minister 
konnten sich Anfang März noch zu keiner 
einheitlichen Meinung zu dem Kommissi-
onsvorschlag durchringen. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Quelle: Environment Daily, 22.03.04 
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Abgaskontrolle für Busse 

Umweltausschuss will technische 
Änderungen durchsetzen 
Der Umweltausschuss des Europaparla-
ments hat einen Bericht mit zahlreichen 
technischen Änderungen über die von der 
EU-Kommission vorgeschlagene Richtlinie 
zur Abgaskontrolle von Bussen und ande-
ren schweren Fahrzeugen vorgelegt. In 
der Richtlinie ist vorgesehen, dass alle 
neuen Fahrzeugtypen, die nicht von der 
Richtlinie 1999/96/EG zur Abgaskontrolle 
erfasst sind, mit einem Bordmesssystem 
oder einem Borddiagnosesystem ausge-
rüstet werden müssen.  

Der Umweltausschuss fordert in seinem 
Bericht, dass u.a. gewährleistet sein 
muss, dass die Fahrzeuge nicht nur im 
Testzyklus, sondern auch im realen Fahr-
betrieb die Emissionsgrenzwerte einhal-
ten. Denn nach Angaben des Berichter-
statters des Ausschusses gibt es Indizien 
dafür, dass einige Motoren spezifisch auf 
den Prüfzyklus abgestimmt werden, au-
ßerhalb des Zyklus aber eine völlig verän-
derte Abgasleistung haben. Dies könnte 
dazu führen, dass moderne Motoren letzt-
lich mehr emittieren als ältere.  

Weitere Streitpunkte zwischen der EU-
Kommission und dem Ausschuss sind, 
dass die Kommission ihren Vorschlag zu 
der Richtlinie bereits 2002 hätte vorlegen 
müssen und dass ein Regelungsaus-
schuss weitreichende Kompetenzen be-
kommen soll. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
Ausschuss für Umweltfragen, Volksge-
sundheit und Verbraucherpolitik, Leena 
Maria Linnus, Pressesprecherin, Brüs-
sel 
Tel. 0032 2 / 284-2825, Fax -3321 
eMail: envi-press@europarl.eu.int 
www.europarl.eu.int/ 
comparl/envi/default_en.htm 

Städtenetzwerk für sauberen 
öffentlichen Verkehr 

Ziel von CIVITAS: 20% Öko-Fahrzeuge 
im ÖPNV 
Bis zum Jahr 2020 soll jedes fünfte Fahr-
zeug im öffentlichen städtischen Verkehr 
mit nicht fossilen Treibstoffen betrieben 
werden. CIVITAS, ein Netzwerk von über 
100 europäischen Städten, will dafür sor-
gen, dass diese im Grünbuch der EU-
Kommission zur Energieversorgung vor-
gesehenen Ziele erfüllt werden. Dafür 
müssen laut CIVITAS jedoch dringend ein-
heitliche Standards für die Hersteller die-
ser Technologien und Fahrzeuge erlassen 
werden, um Wirtschaftlichkeit und Markt-
fähigkeit zu gewährleisten. In Ermange-
lung derzeitiger europäischer und natio-
naler Gesetzgebungen will das Netzwerk  
daher eine Vorreiterrolle einnehmen. 
Neun Städte haben sich bereits auf ge-
meinsame Rahmenbestimmungen geei-
nigt, um zu zeigen, dass ein starker politi-
scher Wille fähig ist, auch im Verkehrssek-
tor neue Wege zu gehen. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
CIVITAS, Kirsten Epskamp, Avenue 
d'Auderghem 92, B-1040 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 73796-80, Fax -99 
eMail: infos@civitas-initiative.org 
www.civitas-initiative.org 
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Charta für 
Straßenverkehrssicherheit  

Unterzeichnung in Dublin 
Anfang April fand in Dublin die erste offi-
zielle Veranstaltung zur "Europäischen 
Charta für die Straßenverkehrssicherheit" 
statt, die 2003 im Europäischen Aktions-
programm angekündigt worden war. Im 
Beisein der EU-Verkehrsminister und von 
EU-Kommissarin Loyola de Palacio unter-
zeichneten 39 Unternehmen und Verbän-
de1 das Dokument; viele weitere sollen in 
den nächsten Jahren folgen.  

Zivilgesellschaft soll beteiligt werden 
Die Charta soll die Zivilgesellschaft in die 
Aufgabe einbeziehen, die EU-Zielsetzung 
einer Halbierung der Zahl der Straßenver-
kehrstoten bis 2010 zu verwirklichen. 
Nach Ansicht der EU-Kommission können 
nennenswerte Fortschritte in diesem Be-
reich nur erreicht werden, wenn die Ge-
sellschaft bereit ist, die Durchsetzung der 
Vorschriften zu akzeptieren. Die Unter-
zeichner der Charta verpflichten sich öf-
fentlich dazu, konkrete Maßnahmen zur 
Verbesserung der Straßenverkehrssicher-
heit zu ergreifen, und erkennen an, dass 
die Halbierung der Zahl der Verkehrstoten 
eine gemeinsame Verantwortung der EU, 
der Mitgliedstaaten, der Interessengrup-
pen und der Zivilgesellschaft insgesamt 
ist.  

                                                      

1 Zu den Erstunterzeichnern gehören Un-
ternehmen wie Esso, Bosch, Honda und 
Michelin, Automobilclubs aus verschie-
denen Mitgliedstaaten, Dachorganisati-
onen (Versicherungsunternehmen, 
Städtenetze u.a.) sowie nationale und 
internationale Verbände der Straßen-
verkehrssicherheit. 

Zunahme tödlicher Verkehrsunfälle vor 
allem in ärmeren Ländern 
Angesichts einer Bilanz von jährlich 1,2 
Millionen Verkehrstoten und 20 bis 50 
Millionen Schwerverletzten widmete die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) den 
Weltgesundheitstag am 7. April 2003 dem 
Thema Verkehrssicherheit. WHO-General-
direktor Jong Wook Lee warnte, dass bei 
einem Anhalten des weltweiten Trends die 
Zahl der Todesopfer bis 2020 um über 60 
Prozent zunehmen könnte.  

Während sich in Industrieländern wie 
Deutschland die Zahl der Verkehrstoten 
seit den 70er Jahren zum Teil mehr als 
halbiert hat, sind die ärmeren Länder der 
Welt mit knapp 90 Prozent aller Verkehrs-
unfälle die Hauptleidtragenden. So ver-
zeichnet allein China seit Mitte der 70er 
Jahre einen Zuwachs auf das Drei- bis 
Vierfache.  

Motorradfahrer, Radler und Fußgänger 
besonders gefährdet 
Motorisierte Zweiräder gelten grundsätz-
lich als die gefährlichsten Verkehrsmittel. 
Das Risiko, mit einem Motorrad tödlich zu 
verunglücken, ist pro gefahrenem Kilome-
ter zwanzig Mal höher als in einem Auto. 
Das Risiko von Fußgängern und Radfah-
rern liegt acht bis neun Mal höher als bei 
Autofahrern.  

Verkehrsunfallkosten im Süden höher 
als Entwicklungshilfe-Einnahmen 
Weltweit belaufen sich die jährlichen Kos-
ten für Verkehrsverletzte auf 425 Milliar-
den Euro. Der Anteil der ertragsschwa-
chen Länder daran liegt bei 53 Milliarden 
Euro - das ist mehr, als sie an Entwick-
lungshilfe erhalten. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
Sonderseite zum Weltgesundheitstag 
2004 "Sicher fahren - gesund ankom-
men" im Internet: 
www.who-tag.de/2004/ 
materialien2004_index.html 
 
Bundesvereinigung für Gesundheit 
e.V., Michaela Goecke, Heilsbach-
str. 30, 53123 Bonn 
Tel. 0228 / 9872718 
eMail: mg@bvgesundheit.de 
 
Weitere Quelle: Pressemitteilung der 
EU-Kommission vom 6.4.2004: 
http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/ 
guesten.ksh; "Reference": IP/04/462 
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EU-Wasserpolitik: Hilfe für 
Umweltverbände 

Wasserrahmenrichtlinie: "Tips and 
Tricks" zu Umsetzungs-Leitlinien 
Das Europäische Umweltbüro (EEB) und 
der WWF haben im März eine Broschüre 
mit "Tipps und Tricks für die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie" veröffentlicht. 
Diese englischsprachige Broschüre bietet 
die Übersicht, die vielen gefehlt hat, die 
sich bei der Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) engagieren wollen.  

Hier wird auf 65 Seiten in groben Zügen - 
und dadurch übersichtlich - verständlich 
gemacht, worum es in der WRRL aus Sicht 
der Umweltverbände geht. Die Broschüre 
beantwortet häufig gestellte Fragen zur 
Bedeutung der WRRL für verschiedenste 
Bereiche  und gibt darüber hinaus Anre-
gungen, wie man sich in der entsprechen-
den Frage engagieren kann. Hierbei wird 
nicht vergessen, die für den tieferen Ein-
stieg in das jeweilige Thema benötigten 
Hintergrundquellen mit aufzulisten.  

Erklärung der CIS-Leitlinien, "Best 
Practise" und Flusspilotprojekte 
Der Hauptteil der Broschüre widmet sich 
freilich den EU-Leitlinien zur Umsetzung 
der WRRL, den sogenannten CIS-Leitlinien. 
Diese insgesamt rund 1.500 Seiten Do-
kumente sollen den offiziellen Stellen die 
Umsetzung der WRRL in ihren Ländern 
durch Vorgeben von so genannten "Best-
Practice"-Beispielen erleichtern.  

Für diejenigen, die einen Einstieg suchen, 
erklärt die Broschüre kurz und prägnant 
den Inhalt jeder einzelnen CIS-Leitlinie, 
hebt die Problemfelder und Konfliktgebie-
te hervor und macht Vorschläge, worauf 
man in den CIS-Leitlinien besonders ach-
ten sollte.  

In einem kurzen Abriss kommen auch die 
so genannten Pilotflussgebiete zur Spra-
che, wieder versehen mit Tipps und 
Tricks, wie man den Einstieg in die Beteili-
gung an den Tests der CIS-Leitlinien in 
diesen Gebieten (doch noch) schaffen 
kann.  

Die Broschüre erhebt dabei nie den An-
spruch, ein allein selig machendes Werk 
zu sein, bietet aber für alle, die sich eh-
renamtlich oder beruflich bei der Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie engagie-
ren, einen wichtigen Überblick über die 
komplexen Prozesse, die die WRRL in 
Gang gesetzt hat. Die Broschüre kann 
hier helfen, das eigene Handeln in einen 
breiteren Kontext zu setzen, der Umwelt-
schützern in fachlichen Detailgesprächen 
oft verloren geht.  

Gastautor: Uwe Stephan, Grüne Liga 

• Kontakt/Informationen 
Grüne Liga, Bundeskontaktstelle Was-
ser, Uwe Stephan, Prenzlauer Allee 
230, 10405 Berlin 
Tel. 030 / 443391-44, Fax -33 
eMail: wasser@grueneliga.de 
www.wrrl-info.de 
 
Scheuer/Gelabert (Hrsg): "Tips and 
Tricks for Water Framework Directive 
Implemetation - A resource document 
for environmental NGOs on the EU gui-
dance for the implementation of the 
Water Framework Directive", EEB/WWF 
2004; Internet-Download:  
www.eeb.org ("latest publications")  

 

Tschechien: Elbe-Ausbau dank 
falscher Pegel-Angaben? 

Umweltverbände protestieren gegen 
deutsches Verkehrsministerium 
Vor einem Treffen von Bundesverkehrs-
minister Stolpe mit dem tschechischen 
Verkehrsminister Simonovsky Anfang April 
forderten Umweltorganisationen aus bei-
den Ländern (BUND, Arnika, European Ri-
vers Network ) die Richtigstellung falscher 
Zahlen zur Schiffbarkeit der Elbe. Auf 
Grundlage von Daten der deutschen Bun-
deswasserstraßenverwaltung hatte das 
Verkehrsministerium bei den tschechi-
schen Kollegen eine Wassertiefe von 1,60 
Metern an durchschnittlich 345 Tagen im 
Jahr angegeben. Laut BUND belegen aber 
Zahlen aus dem Bundesverkehrsministeri-
um selbst, dass die Elbe auf deutscher 
Seite im Schnitt an 276 Tagen jährlich le-
diglich eine Tiefe von 1,40 Meter aufweist.  

Entscheidung mehrfach vertagt 
Hintergrund ist der umstrittene Bau 
grenznaher Staustufen, über den die 
tschechische Regierung im April entschei-
den wollte. Die Angabe, dass der Fluss 
das ganze Jahr über bei einer Fahrrinnen-
tiefe von 1,60 Meter befahren werden 
könne, gilt als wichtiges Argument der Be-
fürworter des Projekts. Denn nur wenn die 
Elbe von Hamburg bis Tschechien für 
größere Schiffe nutzbar ist, würde es sich 
lohnen, sie auch in Tschechien zu vertie-
fen. Das Prager Kabinett hatte die Ent-
scheidung über den Bau der beiden Stau-
stufen, welcher unter anderem von der 
EU-Kommission und dem deutschen Um-
weltministerium kritisiert wird, Anfang Feb-
ruar wegen Zweifeln an Wirtschaftlichkeit 
und Umweltverträglichkeit bereits um zwei 
Monate verschoben. (ak)  

• Kontakt/Informationen 
BUND-Elbeprojekt, Dr. Ernst Paul  
Dörfler, Badetzer Str. 10, 39264 
Steckby/Elbe 
Tel. 0171 / 1832194 
eMail: epd@gmx.de 
 
ARNIKA, Vlastimil Karlik  
Tel. 00420 737 / 551 108 
eMail: priroda@arnika.org 
 
European Rivers Network (ERN),  
Alfred Olfert  
Tel. 0351 / 3137841 
eMail: alfred.olfert@rivernet.org 
 
Quelle: ngo-online, 6.2./31.3.2004 
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Besserer Schutz für die Ostsee  

Ostsee wird "Besonders Empfindliches 
Meeresgebiet"  
Die Internationale Seeschifffahrtsorganisa-
tion (IMO) in London hat Anfang April auf 
Antrag der Ostseeanliegerstaaten 
Deutschland, Schweden, Finnland, Däne-
mark, Litauen, Estland, Lettland und Po-
len die Ostsee als besonders empfindli-
ches Meeresgebiet "Particularly Sensitive 
Sea Area" (PSSA) ausgewiesen. Die IMO 
konnte sich gegen die Blockadehaltung 
Russlands durchsetzen, welches seine 
wirtschaftlichen Interessen durch eine zu-
künftige Beschränkung des Öltankertrans-
fer gefährdet sieht.  

Damit sei weltweit anerkannt, dass die 
Ostsee eines besonderen Schutzes auch 
gegen Gefahren bedürfe, die von der 
Schifffahrt ausgehen könnten, teilte das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Wohnungswesen mit. Die Ostsee habe 
aufgrund ihres niedrigen Salzgehaltes und 
der niedrigen Wasseraustauschkapazität 
kaum Selbstheilungskräfte, falls es zu ei-
ner Verschmutzung mit Öl oder anderen 
gefährlichen Stoffen käme. Gleichzeitig ist 
die Ostsee eines der am häufigsten befah-
renen Meere der Welt: allein im Gebiet der 
Kadetrinne und nördlich von Rügen pas-
sieren täglich durchschnittlich 178 Schiffe. 
Im Jahr sind dies fast 65.000 Schiffe, da-
von etwa 11.000 Tanker.  

Weitere Maßnahmen notwendig 
Die erste Regelung auf die sich die Anrai-
nerstaten einigten, betrifft die Vermeidung 
der Einleitung ungeklärter Abwässer von 
größeren Personenschiffen in die Ostsee, 
die im August 2005 als Gesetz in Kraft 
treten kann. Bis zum Herbst 2005 sollen 
noch weitere Maßnahmen abgestimmt 
werden. Bis dahin versteht sich die PSSA-
Ausweisung noch als provisorisch - An-
fang 2006 wird die Ostsee dann durch ein 
weiteres IMO-Komitee formal als PSSA 
anerkannt werden.  

In Anbetracht dieser Zeitplanung ruft der 
World Wide Fund for Nature (WWF) die An-
rainerstaaten der Ostsee auf, bis 2005 ef-
fektive flankierende Maßnahmen wie 
Schlepperdienste, Nothäfen und Lotsen-
pflicht auszuarbeiten, um die Schiffssi-
cherheit in der Ostsee zu stärken. Außer-
dem sei wichtig, dass die Russische Föde-
ration die eigenen Hoheitsgewässer eben-
falls in den Rahmen der Ostsee-PSSA stel-
le. Dazu würden bespielsweise höhere Si-
cherheitsstandards für Öltransporte und 
die Schulung der Besatzungsmannschaft 
zählen.  

Freiwillige Vollzugsüberprüfung 
Die IMO ist dabei, einen Rahmenentwurf 
für ein freiwilliges Auditsystem auszuar-
beiten. Ziel ist es, dass die einzelnen 
Staaten selbstständig die rechtliche Um-
setzung und Durchführung der durch die 
PSSA-Ausweisung festgelegten Bestim-
mungen überwachen und dokumentieren 
sollen. Die Wirksamkeit solch eines Freiwil-
ligenprogramms soll durch negative 
Imageschäden bei Nichtteilnahme gewähr-
leistet sein. (tf)  

• Kontakt/Informationen 
WWF-Projektbüro Ostsee, Jochen 
Lamp, Tribseer Str. 30, 18439 Stral-
sund 
Tel. 03831/280701, Fax 297599 
eMail: stralsund@wwf.de 
www.wwf.de 
 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, Invalidenstr. 44, 
10115 Berlin  
Tel. 030 / 2008-0 
www.bmv.de 
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Veröffentlichungen 

EEA-Bericht: Auswirkungen von 
Naturkatastrophen und Unfällen 
Die Europäische Umweltagentur (EEA) 
veröffentlichte Ende März einen Bericht 
über die Folgen der jüngsten Naturkatas-
trophen und technischen Unfälle in der 
EU. Der Bericht ergänzt bereits existie-
rende Studien, indem er die verfügbaren 
Informationen über menschliche und öko-
nomische Kosten sammelt und eine öko-
logische Perspektive hinzufügt. Sein 
Hauptaugenmerk liegt auf wichtigen Er-
eignissen zwischen 1998 und 2002. De-
ren Auswirkungen sind durch eine große 
Zahl von Karten, Abbildungen und Fallstu-
dien dokumentiert. (ak) 

European Environment Agency (EEA): 
"Mapping the impacts of recent natural 
disasters and technological accidents in 
Europe" (Environmental issue report No 
35), , Internet-Download: 
http://reports.eea.eu.int/ 
environmental_issue_report_2004_35 

 
Aktionsheft: "Ihre Stimme für mehr 
Gerechtigkeit im Welthandel" 
Als Leitfaden für die Durchführung der Eu-
ropa-Aktion der Welthandelskampagne 
"Gerechtigkeit jetzt!" ist ein Aktionsheft er-
schienen, das ebenso wie weitere Mate-
rialien auch im Internet bestellt werden 
kann. Es beinhaltet Hintergrundinformati-
onen und Argumentationshilfen zur inter-
nationalen und EU-Handelspolitik, zur Eu-
ropawahl und zur EU-Verfassung. Neben 
konkreten Tipps zur Aktionsgestaltung 
finden sich im Heft auch die zentralen 
Forderungen von "Ihre Stimme für mehr 
Gerechtigkeit in Europa" sowie Ausschnit-
te aus den Wahlprogrammen der teilneh-
menden Parteien zum Thema Welthandel. 
(ak) 

Bezug von Aktionsheft und Materialien: 
"Gerechtigkeit jetzt!", Am Michaelshof 8-
10, 53177 Bonn, Tel. 0228 / 3681010, 
eMail: europa@gerechtigkeit-jetzt.de, 
www.gerechtigkeit-jetzt.de/eu_kampagne/ 
bestellen 

 

Studie: Emissionshandel im 
internationalen zivilen Luftverkehr 
Im Auftrag des Umweltbundesamtes hat 
das Öko-Institut Berlin untersucht, wie der 
Treibhausgas-Ausstoß des internationalen 
Luftverkehrs durch Emissionshandel re-
duziert werden kann. Bereits heute tragen 
Flugzeuge ebenso viel zum Treibhausef-
fekt bei wie Autos, und bis 2020 wird der 
Luftverkehr weiter um vier bis fünf Pro-
zent jährlich wachsen. Vor diesem Hinter-
grund sucht die Studie nach einem Weg, 
den Schadstoffausstoß unter den Bedin-
gungen der Globalisierung zumindest zu 
kontrollieren und die Klimawirkung des 
Luftverkehrs auf ökologisch und ökono-
misch sinnvolle Weise zu begrenzen. Die 
im Januar erschienene Untersuchung be-
fasst sich mit unterschiedlichen Ausgestal-
tungsoptionen eines Handelssystems so-
wie mit den Vermeidungskosten und -po-
tentialen verschiedener Minderungsmaß-
nahmen. Als Ergebnis wird dargestellt, 
dass Emissionshandel im Luftverkehr 
möglich und sinnvoll ist, wenn dabei des-
sen gesamte Klimawirksamkeit erfasst 
wird. (ak) 

Öko-Institut Berlin: "Emissionshandel im 
internationalen zivilen Luftverkehr", Hrsg. 
Umweltbundesamt, Internet-Download: 
www.umweltbundesamt.de/ 
uba-info-medien/mysql- 
media-detail.php3?Kennummer=2604 

 
Dossier: EU-Umweltrechtsfälle im 
Internet 
Die Ergebnisse von 43 Schlüsselfällen vor 
dem Europäischen Gerichtshof zum EU-
Umweltrecht listet ein englischsprachiges 
Dossier der Generaldirektion Umwelt der 
EU-Kommission auf. Geordnet unter die 
fünf umstrittensten Bereiche Luft, Wasser, 
Abfall, Naturschutz und Umweltverträg-
lichkeitsprüfung präsentiert der Bericht 
nützliche Schlussfolgerungen aus den 
einzelnen Fällen und den jeweils passen-
den Internet-Link zum vollständigen 
Rechtstext. (jg) 

Internet-Download:  
http://europa.eu.int/comm/environment/ 
law/leading_cases_en.pdf  

 

 

Studie: Berggebiete in Europa 
In einer neuen Studie der EU-Kommission 
wurden umfassende Daten über die Berg-
gebiete der alten und neuen EU-Mitglied-
staaten, Bulgariens und Rumäniens sowie 
Norwegens und der Schweiz erhoben. Die 
Studie zur wirtschaftlichen und sozialen 
Situation der Gebiete gehört zu einer Rei-
he von Untersuchungen, die die nächste 
Generation von regionalen Entwicklungs-
programmen nach 2006 vorbereiten sol-
len. Sie gibt einen Überblick über die zahl-
reichen politischen Initiativen auf diesem 
Gebiet. Dazu gehören sektorale Politiken, 
integrierte politische Strategien zur Ent-
wicklungsförderung und eine Vielzahl 
transnationaler Politiken und Instrumente, 
unter anderem grenzüberschreitende Re-
gelungen und Einrichtungen zur regiona-
len und internationalen Zusammenarbeit 
wie die Alpen- und die Karpatenkonven-
tion. (jg) 

"Mountain Areas in Europe" (englisch); In-
ternet-Download: http://europa.eu.int/ 
comm/regional_policy/sources/docgener/
studies/study_de.htm 

 
EEA-Bericht: Luftverschmutzung in 
Europa 
Dieser Bericht der Europäischen Umwelt-
agentur (EEA) vom April bietet neben ei-
nem Überblick eine Analyse der Luftver-
schmutzungssituation in Europa im Jahr 
2000 und dem vorhergehenden Jahr-
zehnt. Grundlegende Antriebskräfte,  
Emissionen, Luftqualität, Schadstoff-
ablagerungen sowie die Effektivität von 
Politik und verschiedenen Maßnahmen 
fungieren dabei als Indikatoren. (ak) 

European Environment Agency (EEA): "Air 
pollution in Europe 1990-2000" (Topic 
report No 4), http://reports.eea.eu.int/ 
topic_report_2003_4 
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Zusätzlicher Nutzen aus dem Kioto-
Protokoll? 
Eine im April von der Europäischen Um-
weltagentur (EEA) veröffentlichte Untersu-
chung befasst sich mit möglichen zusätzli-
chen Vorteilen für die Luftqualität, die sich 
aus unterschiedlichen Wegen ergeben, 
das Kioto-Protokoll in Europa umzuset-
zen. Als Kriterien dienen Emissionsreduk-
tionen, Veränderungen in den Kontroll-
kosten und Auswirkungen auf die Umwelt. 
Der englischsprachige Bericht basiert auf 
dem Vergleich von drei klimapolitischen 
Szenarien, die in der Nutzung der Kioto-
Mechanismen variieren, mit einem so ge-
nannten Baseline-Szenario für das Jahr 
2010. (ak) 

European Environment Agency (EEA): 
"Exploring the ancillary benefits of the 
Kyoto Protocol for air pollution in Europe" 
(Technical report No 93), 
http://reports.eea.eu.int/ 
technical_report_2004_93 

 
Globales Windenergie-Barometer 
Mit einer Wachstumsrate von 25% konnte 
die Windenergie 2003 weltweit einen neu-
en Installationsrekord verzeichnen. An-
hand des ersten erhältlichen Zahlenmate-
rials wird in einem Bericht eine zusätzliche 
Kapazität von fast 8.000 MW für das ver-
gangene Jahr prognostiziert - somit besaß 
die Windenenergie zu Beginn des Jahres 
2004 global eine Kapazität von rund 
40.000 MW. Die rapide Entwicklung die-
ses Sektors ist bemerkenswert, da das 
Wachstum der jährlich installierten Wind-
energie-Kapazität insgesamt - und im Ge-
gensatz zur Abnahme in der EU 2003 - 
seit 1993 anhält. (ak) 

EurObserv´ER: "Wind Energy Barometer", 
11 Seiten, Internet-Download:  
www.energies-renouvelables.org/ 
observer/stat_baro/comm/baro159.pdf 

 
 

Offizielle Informationen zur 
Europawahl am 13. Juni  

Internetseite in 19 Sprachen 
www.europa-waehlt.de bietet Informatio-
nen zur Wahl des Europäischen Parla-
ments am 13. Juni - in allen EU-Sprachen. 
Ob man im Herkunftsland oder dem der-
zeitigen Wohnort in der EU, per Briefwahl 
oder direkt an der Wahlurne wählen will: 
Die Website gibt Auskunft darüber, wie es 
geht. Zusätzlich können Wahlstatistiken 
der vergangenen Europawahlen, aktuelle 
Informationen und Termine zur diesjähri-
gen Wahl abgerufen werden. (jg)  

Siehe auch Seite 12.  

• Kontakt/Informationen 
www.europa-waehlt.de 
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Ausschreibungen 

Auch für Anfänger: Forschung für und 
mit der EU - aber wie?  
Die EU-Koordinierungsstelle der Wissen-
schaftsorganisationen (KoWi) bietet indi-
viduelle Beratung in Kooperation mit 
Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen an. KoWi will Administrator/innen und 
Wissenschaftler/innen mit gezielter Bera-
tung bei Projektvorhaben in allen The-
menbereichen des 6. EU-Forschungs-
rahmenprogramms1 unterstützen. Die Be-
gleitung bei der Ausarbeitung konkreter 
Projektvorschläge, Aspekte der Antrag-
stellung, des Vertrags- und Projektmana-
gements und weitere Problemstellungen 
können in Seminaren vor Ort bearbeitet 
werden (Mindestteilnehmerzahl: 10). 
Auch Neulinge auf dem Gebiet des 6. 
Rahmenprogramms können sich hier In-
formationen erhoffen. Die Beratung kann 
entweder in der Einrichtung vor Ort oder 
bei KoWi in Bonn oder Brüssel erfolgen. 
(jg)  

KoWi, Claudia Labisch, Godesberger Allee 
127, 53175 Bonn 
Tel. 0228 / 95997-0, Fax -99 
eMail: cl@kowi.de 
www.kowi.de 

 
 

                                                      
1 Das 6. EU-Rahmenprogramm wurde im 

Juni 2002 beschlossen. 17, 5 Milliarden 
Euro stehen im Zeitraum von 2002-
2006 für die Förderung von Forschung, 
technologischer Entwicklung und De-
monstration zur Verfügung. Themati-
sche Prioritäten sind u.a. Genomik und 
Biotechnologie im Dienste der Gesund-
heit, Nanaotechnologien und Nanowis-
senschaften, wissensbasierte multifunk-
tionale Werkstoffe und neue Produkti-
onsverfahren und -anlagen, 
Lebensmittelqualität und -sicherheit, Er-
nährung, chemische Erzeugnisse und 
Gesundheit, Umwelt und Nachhaltigkeit. 

Förderung von Umwelttechnologien 
Ende Januar hat die Europäische Kommis-
sion einen Aktionsplan für Umwelttechno-
logie in der EU veröffentlicht (EUR 03.04, 
S. 15). Die EU-Koordinierungsstelle der 
Wissenschaftsorganisationen (KoWi) 
schätzt ein, dass der Aktionsplan "aller 
Wahrscheinlichkeit nach Auswirkungen auf 
die Inhalte künftiger Arbeitsprogramme 
und damit auf die Ausschreibungen im 6. 
Forschungsrahmenprogramm" haben 
wird. Der Aktionsplan enthält 11 prioritäre 
Maßnahmen, die die Entwicklung und 
Durchsetzung von Umwelttechnologien 
unterstützen sollen. Zu den wichtigsten 
Maßnahmen gehört die Schaffung von 
Technologieplattformen z. B. in den Be-
reichen Wasserstoff- und Brennstoffzellen, 
Photovoltaik und Wasserversorgung. (jg)  

Plattform Wasserstoff- und Brennstoffzell-
Technologie: 
http://europa.eu.int/comm/research/ 
energy/nn/nn_rt_htp1_en.html 
 
Aktionsprogramm Umwelttechnologien: 
http://europa.eu.int/comm/ 
environment/etap/pdfs/ 
com_2004_etap_de.pdf 

 

BMU fördert Verbände: Themen Klima, 
Energie, Verkehr, EU-Beitrittsstaaten 
Das Bundesumweltministerium (BMU) be-
willigt im Haushaltsjahr 2005 wieder Zu-
schüsse für Maßnahmen im Umwelt- und 
im Naturschutz. Schwerpunktthemen lie-
gen in den Bereichen Energie, Klima, Ver-
kehr und der umweltpolitischen Zusam-
menarbeit mit den EU-Beitrittsstaaten lie-
gen. Gefördert werden Projekte, die das 
Bewusstsein für den Umweltschutz stär-
ken und Sachverstand in Umwelt- und Na-
turschutzfragen weiter entwickeln. Hierzu 
gehören: 

- Projekte, die aktives Engagement von 
Bürgerinnen und Bürgern unterstützen  

- Projekte, die umwelt- und naturverträgli-
ches Verhalten fördern 

- Maßnahmen der Umweltberatung und 
der Fortbildung 

- Bildungsprojekte mit hoher Multiplikati-
onswirkung 

- Vernetzungs- und Informationsangebote 
- Kinder- und Jugendprojekte mit hoher 

Breitenwirkung 
- Projekte zu wichtigen aktuellen Schwer-

punktthemen. 
 
An den Maßnahmen muss ein besonderes 
Bundesinteresse bestehen. Einzelheiten 
sowie das Antragsformular sind unter dem 
Stichwort "Förderanträge" im Internet un-
ter www.bmu.de zu finden. Die Anträge 
können bis zum 15. Juni gestellt werden. 
(jg)  

Sabine Veth, BMU, Ref. Z II 1, Alexander-
platz 6, 10178 Berlin 
Tel. 01888 / 305-2221, Fax -2228  
www.bmu.de 
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Bürgerbeteiligung im Internet  

EU-Kommission wartet auf "Ihre 
Stimme in Europa"  

 Mit der neuen Internetseite "Ihre Stim-
me in Europa" will die Europäische Kom-
mision die EU-Bürger anregen, sich an 
der Politikgestaltung in Europa zu beteili-
gen. Die Website bietet die Möglichkeit, 
Stellungnahmen etwa zur angemessenen 
Vergütung von Vorstandsmitgliedern gro-
ßer Unternehmen abzugeben oder mit po-
litischen Entscheidungsträgern und ande-
ren Bürgern online über aktuelle Themen 
zu diskutieren.  

Dialog mit der EU-Kommission 
Darüber hinaus kann man über verlinkte 
Bürgerdienste wie die Europäische 
Verbraucherzentrale Anfragen oder Erfah-
rungsberichte zur EU-Politik an die Kom-
mission senden. Will man mehr über Bür-
gerbeiteiligung in der EU erfahren, gibt 
die Website nützliche Links, zum Beispiel 
zum Ausschuss der Regionen oder zu 
dem jeweils zuständigen Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
http://europa.eu.int/yourvoice  

Fernstudienangebote zu 
Umweltthemen  

Anmeldeschluss an der Universität 
Koblenz: 15.8. 
Auch für das Wintersemester 2004/2005 
können sich Interessierte beim Fernstu-
dienzentrum der Universität Koblenz-
Landau für diverse Programme bewerben. 
Der einsemestrige Fernstudien-Kurs zur 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie so-
wie der viersemestrige Diplom-Fernstu-
diengang "Angewandte Umweltwissen-
schaften" sind erneut im Angebot. Da-
neben bietet die Universität anerkannte 
Lehrgänge für Abfall- und für Gewässer-
schutzbeauftragte per Fernstudium an. 
Zugangsvoraussetzung ist i.d.R. ein Hoch-
schulabschluss einer ingenieur- oder na-
turwissenschaftlichen Richtung, doch auch 
Absolventen anderer Fakultäten oder Be-
rufstätige im Umweltbereich ohne akade-
mischen Grad können im Einzelfall zuge-
lassen werden.  

Einsemestriger Fernstudienkurs zur 
EU-Wasserrahmenrichtlinie 
Der einsemestrige Fernstudienkurs zur 
EU-Wasserrahmenrichtlinie ermöglicht Mit-
arbeiter/innen aus Umweltbehörden, Was-
serwirtschaft, Ingenieurbüros und Wirt-
schafts-Fachverbänden eine gezielte be-
rufsbegleitende Weiterbildung zur prakti-
schen Umsetzung der Richtlinie. Im Mittel-
punkt stehen der rechtliche Rahmen, die 
Ziele, Instrumente und Maßnahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie sowie Lösungs-
möglichkeiten für fachliche und behördli-
che Probleme bei der Umsetzung. Die Er-
stellung eines nach der EU-Richtlinie ge-
forderten Bewirtschaftungsplans wird be-
handelt, aktuelle Zwischenergebnisse der 
wissenschaftlichen Diskussion in Fach-
gremien und Arbeitsgruppen (UMK, LAWA 
etc.) werden vorgestellt.  

Anmeldeschluss für beide Kurse im kom-
menden Wintersemester ist der 15. Au-
gust. (jg)  

• Kontakt/Informationen 
Universität Koblenz-Landau, Zentrum 
für Fernstudien und Universitäre Wei-
terbildung (ZFUW), Postfach 20 16 02, 
56016 Koblenz  
Tel. 0261 / 287-1520, Fax -1521  
eMail: info@umwelt-studium.de  
www.zfuw.uni-koblenz.de 
 

Umwelt-Presseinformationen 
weltweit verbreiten 

"World Wire": Internet-Plattform zum 
Informationsaustausch 
Auf der Internetseite von "World Wire" sind 
Pressemitteilungen über Umweltthemen 
frei zugänglich. Will man selbst eine Pres-
semitteilung schicken, kosten 500 Worte 
295 US-Dollar. Auf der Verteilerliste des 
Informationsdienstes stehen weltweit über 
1.900 Umweltexpert/innen aus allen Me-
dienbereichen und über 4.500 Vertre-
ter/innen von Gewerkschaften, Universitä-
ten, Regierungen und Unternehmen. Ent-
halten können die Pressemitteilungen u.a. 
Informationen über Kampagnen und Ver-
anstaltungen, umweltpolitische Entwick-
lungen, politische Stellungnahmen, wis-
senschaftliche Erkenntnisse oder Service-
angebote. So können eine japanische Zei-
tung, das brasilianische Umweltministeri-
um und die schwedische Energieagentur 
eine vom Auftraggeber versandte Pres-
semitteilung erhalten. (ag)  

• Kontakt/Informationen 
www.world-wire.com 
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Termine 

Umwelt-Veranstaltungstermine von EU-
weitem und internationalem Interesse bit-
te an juliane.gruening@dnr.de mailen.  
Weitere Termine im Internet: 
- http://europa.eu.int/comm/environment/

agenda.htm 
- www.bmu.de/termine ("Konferenzen...") 
- www.umweltbundesamt.de/termine/ 

termine.htm#4 
- www.dnr.de/termine 
 
 
Mai 
 
1.5.  
EU-Erweiterung 
Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, 
Malta, Polen, der Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und Zypern zur Euro-
päischen Union 
 
7.5., Dresden 
Grenzen überschreiten: Natura 2000 
im Licht der EU-Erweiterung 
Leibniz-Institut für ökologische Raument-
wicklung (IÖR), Dr. Carsten Kolbe-Weber 
Tel. 0351 / 4679-2-41, Fax -212 
c.kolbe@ioer.de 
www.ioer.de 
 
7.-9.5., Berlin 
Atomwaffen und Atomenergie in einer 
instabilen Welt 
Europäischer Kongress der IPPNW 
Tel. 030 / 69-80740, Fax -38166 
atomkongress@ippnw.de 
www.atomkongress.de 
 
 
12.-14.5., Hamburg 
Kritische Punkte der internationalen 
Klimapolitik 
Hamburg Institute of International Eco-
nomics, Axel Michaelowa  
Tel. 040 / 42834-309, Fax -451 
a-michaelowa@hwwa.de 
www.hwwa.de/climate.htm 
 
12.5., Hindelang/Allgäu 
Biodiversität in den Alpen 
Internationale Fachtagung zur Alpenkon-
vention, LBV, Ulrike Lorenz 
Tel. 09174 / 4775-0, Fax -75 
u-lorenz@lbv.de 
www.lbv.de 
 

13.5., Magdeburg 
Lebendige Flüsse - Bildungsprojekte in 
Europa 
Umweltinstitut IWU e.V. 
Tel. 0391 / 7362912 
giersch@iwu-umwelt.de 
www.iwu-umwelt.de 
 
14.-16.5., Verden (bei Bremen) 
WTO und Umweltschutz -  
Der Gentechnik-Streitfall 
Seminar; Bewegungsakademie 
info@bewegungsakademie.de 
www.bewegungsakademie.de 
 
29.-31.5., Bonn  
Zweites Weltforum Erneuerbare 
Energien - Politik und Strategien  
Internationale Konferenz; Eurosolar, Bonn  
Tel. 0228 / 36-2373, Fax -1213   
inter_office@eurosolar.org   
www.eurosolar.org, www.wcre.org 
 
 
Juni 
 
1.-4.6., Bonn 
renewables 2004 - Internationale 
Konferenz für Erneuerbare Energien  
Sekretariat der Konferenz  
Tel. 06196 / 7944-04, Fax -05  
info@renewables2004.de 
www.renewables2004.de 
 
4.-6.6., Berlin 
Europa von unten 
WEED, Stephan Lindner 
Tel. 030-28041811, Fax -27596928 
stephan.lindner@weed-online.org 
www.weed-online.org 
 
7./8.6., Hamburg 
Entwicklungsmöglichkeiten durch 
Klimaschutz 
Konferenz; Hamburg Institute of Interna-
tional Economics, Axel Michaelowa,  
Tel. 040 / 42834-309, Fax -451 
a-michaelowa@hwwa.de 
www.hwwa.de/climate.htm 
 
13.6., EU-weit 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
www.europa-waehlt.de 
 
20.-23.6., Freiburg/Br. 
EuroSun 2004 - Fünfte ISES-Europa-
Solar-Konferenz 
PSE GmbH Forschung/Entwicklung 
Tel. 0761 / 47914-0, Fax -44 
info@pse.de 
www.eurosun2004.de 
 

21./22.6., Berlin 
Internationale 
Hochwasserschutzkonferenz 
Michael Bender, Grüne Liga, Bundeskon-
taktstelle Wasser 
Tel. 030 / 443391-44, Fax -33 
wasser@grueneliga.de 
www.grueneliga.de 
 
22./23.6., Dublin 
Treffen der EU-Wasserdirektoren 
www.wrrl-info.de 
 
27.6.-3.7., Germerode (bei Kassel) 
6. Europäische Sommerschule für 
nachhaltige Regionalentwicklung 
Universität Kassel 
Tel. 0561 / 804-3505, Fax -2485 
summerschool@uni-kassel.de 
www.uni-kassel.de 
 
 
Juli 
 
12.-17.7., Berlin 
Zu autofreien Städten IV 
Konferenz: World Carfree Network, Prag 
Tel. 00420 274 81-0849, Fax -6727 
info@worldcarfree.net 
www.worldcarfree.net/conference 
 
 
August 
 
7.-12.8., Decin (Tschechien) - Saale 
Internationale Elbe-Radtour 
Grüne Radler, Christian Kurt Schmidt 
Tel. 030-70725489, Fax -81887614 
info@gruene-radler-berlin.de 
www.gruene-radler-berlin.de 
 
16.-20.8., Stockholm 
Welt-Wasser-Woche 
siwi@siwi.org 
www.siwi.org 
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September 
 
20.-24.9., Marrakesch (Marokko) 
4. Welt-Wasser-Kongress 
Wasser- und Abwassermanagement im 
Zeitalter der Nachhaltigkeit 
Kongressbüro 
Tel. 0044 2076545500 
www.iwahq.org.uk 
 
21./22.9., Augsburg 
Umweltrisiken von Nanomaterialien 
Internationaler Kongress; Wissenschafts-
zentrum Umwelt Universität Augsburg, Si-
mon Meißner 
Tel. 0821 / 598300-4, Fax -2 
meissner@wzu.uni-augsburg.de 
www.amu-augsburg.de 
 
 
Oktober 
 
5.-7.10., Hamburg 
Warnsignal Klima: Genug Wasser für 
alle? 
Max-Planck-Institut für Meteorologie 
Dr. J. Lozán 
Tel. 040 / 428386676, Fax -4304038 
lozan@uni-hamburg.de 
www.Lozan.de 
 
18.-22.10., Leipzig 
11. Magdeburg Seminar: Wasser in 
Mittel- und Osteuropa 
Umweltforschungszentrum (UFZ) Leipzig, 
Hildegard Feldmann 
Tel. 0341 / 235-2264, Fax -2782 
feldfrau@pro.ufz.de 
www.leipziger-kubus.de 
 
(ab, jg, mb)  
 

EU-Ministerrats-Sitzungen 

Irische Präsidentschaft 
 
April 
2.-4. ECOFIN (Wirtschaft/Finanzen)* 
5./6. Verteidigung* 
16./17. Außenpolitik* (Gymnich) 
23./24. Wirtschaft/Finanzen* 
26./27. Außenpolitik;  
 Landwirtschaft/Fischerei 
29./30. Justiz/Inneres 

Mai 
8.-11. Landwirtschaft/Fischerei* 
11. ECOFIN (Wirtschaft/Finanzen) 
14.-16. Umwelt* 
17./18. Außenpolitik; Wettbewerb 
24./25. Landwirtschaft/Fischerei 
27./28. Erziehung/Jugend/Kultur 

Juni 
1./2. ECOFIN (Wirtschaft/Finanzen)/ 
 Soziales/Beschäftigung/ 
 Gesundheit/Verbraucher 
8. Justiz/Inneres 
10./11.  Verkehr/Energie/Telekommu- 
 nikation 
14./15. Außenpolitik 
21./22. Landwirtschaft/Fischerei 
28./29. Umwelt/Außenpolitik**  

* informell 
** eventuell 
Änderungen möglich. (ag)  

• Kontakt/Information 
 
www.europa-digital.de/aktuell/kalender 
 
Irische Ratspräsidentschaft im Internet: 
www.eu2004.ie 
 
Hintergrund-Informationen zu den um-
weltrelevanten Ministerrats-Sitzungen:  
DNR EU-Koordination, Berlin 
Tel. 030 / 443391-85, -86  
eMail: nika.greger@dnr.de 
britta.steffenhagen@dnr.de 

Plenarwochen des 
Europäischen Parlaments 

29.3-1.4. 
19.-22.4 
3.-6.5 
10.-13.6 
 
* in Brüssel (sonst in Strasbourg)  
(ag)  
 

• Kontakt/Information 
Terminübersicht in deutscher Sprache: 
www.europa-digital.de/aktuell/kalender 
 
Weitere Informationen zu den Plenar-
sitzungen:  
http://wwwdb.europarl.eu.int/ 
ep/owa/p_calses.plenary?ilg=DE 
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Aktuelle EU-Umwelt-
Informationen im Internet 

Wenn nicht anders angegeben, handelt es 
sich um Mitteilungen in deutscher Spra-
che. Siehe auch "EU-Wegweiser" auf der 
vorletzten Heftseite. 

1. EU-Umweltinformationen 
 
www.umweltdachverband.at/ 
eu-umweltbuero/eunews 
Die "EU-News" vom EU-Umweltbüro des 
österreichischen Umweltdachverbandes 
bieten tagesaktuell wichtige umweltpoliti-
sche Nachrichten aus EU-Kommission, Mi-
nisterrat und Parlament.  

www.dnr.de/publikationen/infoservice 
Der Info-Service des DNR-Redaktionsbü-
ros leitet Nachrichten zur EU-Umweltpolitik 
(und zu weiteren Umweltthemen) über ei-
nen eMail-Verteiler weiter, der hier be-
stellt werden kann.  

http://reports.eea.eu.int  
Die Europäische Umweltagentur (EEA) lie-
fert wissenschaftliche Berichte zu EU-Um-
weltthemen, Ergebnisse von internationa-
len Expertenworkshops, statistische Er-
kenntnisse über den Zustand der Umwelt 
in Europa. Meist englisch, einige auch 
deutsch, als PDF-Dateien abrufbar.  

www.eionet.eu.int 
Der englischsprachige EIONET-Informa-
tionsdienst ist nach Umweltthemen geord-
net und enthält nützliche Links (Verweise) 
zu Organisationen, Informationen über 
Tagungen und Konferenzen, fachliche 
Entwicklungen und Vakanzen in Europa.  

http://de.indymedia.org/oekologie 
Die unabhängige Medienplattform Indy-
media veröffentlicht unkommentierte In-
formationen von Basisgruppen und Akti-
visten. In der Rubrik Umwelt dominieren 
Nachrichten aus EU- und Beitrittsländern. 
Umfangreicher sind oft die ebenfalls von 
dieser Seite aus erreichbaren nicht 
deutschsprachigen Indymedia-Seiten an-
derer Staaten und Regionen.  

 

 

2. Umweltexperten im EU-Parlament 
 
www.hiltrud-breyer.de 
Internetseite der Grünen-Parlamentarierin 
und Umweltexpertin Hiltrud Breyer. Ein-
führende und aktuelle Texte und Doku-
mente zu vielen umwelt- und verbrau-
cherpolitischen EU-Themen, besonders 
Gentechnik, Energie/Klimaschutz und Tier-
schutz. Informationen zu EU-Umwelt-För-
derprogrammen. Monatliche "EU-Öko-
news", kostenloser eMail-Bezug möglich 
("Newsletter bestellen").  

www.bernd-lange.de 
Aktuelle Pressemitteilungen von Bernd 
Lange, in der sozialdemokratischen Frak-
tion für Verkehr, Umwelt und Forschung 
verantwortlich.  

www.karl-heinz-florenz.de 
Pressemitteilungen des Christdemokraten 
Karl-Heinz Florenz, umweltpolitischer 
Sprecher der EVP-Fraktion.  

www.pds-europaservice.de 
Seite der Linken-Fraktion zu Förderpro-
grammen, u.a. auch im Bereich "Umwelt". 
Keine umweltpolitischen Informationen.  
 

3. Allgemeine EU-Informationen 
 
www.europa-digital.de 
Internet-Portal, das die unübersichtlichen 
offiziellen EU-Internetseiten erschließt und 
viele zusätzliche und aktuelle Informatio-
nen bietet. 

http://europa.eu.int/europedirect  
Kostenloser Internet- und Telefondienst 
(00800 / 67891011) zu Fragen über die 
EU und das unübersichtliche Angebot an 
Internetseiten über Europa; Wegweiser-
dienst für Bürger/innen (Signpost), Links 
zu Anlaufstellen in Bürgernähe und bei 
den EU-Organen, Praktika und Einstel-
lungsverfahren in EU-Organen, Veröffent-
lichungen u.a.  

www.euroseek.com 
Professionelle mehrsprachige Suchma-
schine für alle mit Europa und der EU zu-
sammenhängenden Informationen.  

www.datenbank-europa.de 
Informationen über alle Staaten Europas 
in den Bereichen Geografie, Wirtschaft, 
Politik, Kultur und Bildung.  
 
Änderungen und Ergänzungen bitte an 
die Redaktion. (mb, bs, jg)  

Regelmäßige Sendungen zu 
EU-Themen 

Viele Redaktionen bieten Vor- und Rück-
schauen, Manuskripte und weitere Infor-
mationen im Internet an. 

1. Fernsehen 
 
Arte Info 
Europäische Nachrichtensendung 
täglich 19.45-20.00, Arte 
www.arte-tv.com/emission/ 
emission.jsp?node=-1550 
 
heute in europa 
Tagesmeldungen und Alltag der Bürger 
Mo-Fr 16.00-16.15, ZDF 
www.zdf.de/ZDFde/inhalt/14/ 
0,1872,1021102,00.html 
Viele Informationen über Europa, vor  
allem zu EU-Erweiterung und Konvent:  
www.zdf.de/ZDFde/inhalt/0/ 
0,1872,1020512,00.html 
 
Europamagazin 
Sendung aus Brüssel zur EU-Politik 
Sa 16.35-17.00, SWR/WDR (Südwest-
funk/Westdeutscher Rundfunk)  
www.swr.de/europamagazin 
 
Das Forum der Europäer 
Sa 19.00-19.45, Arte 
www.arte-tv.com/emission/ 
emission.jsp?node=-764 
 
Euro.Land 
Deutsche Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik im europäischen Vergleich 
Mi 22.30, SWR (Südwestfunk) 
www.swr.de/euroland 
 
Euroblick/Nachbarn 
Europäische Zusammenhänge in anschau-
lichen Beispielen 
So 17.30-18.00, BR (Bayern) 
www.br-online.de/politik/ausland/euroblick 
 
Europe by Satellite 
Nachrichtendienst der EU-Kommission 
http://europa.eu.int/comm/ebs/ 
schedule.cfm 
 
 
2. Radio 
 
Europajournal 
So 13.25-13.40, RBB Inforadio  
www.inforadio.de/ 
programm_sendung.php?RID=624144 
(mb, mbu)  
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Weiterführende Informationen 

Verweise auf frühere Ausgaben 
Das EU-Rundschreiben beschränkt sich 
auf aktuelle Informationen. Deshalb wird 
in einigen Artikeln auf vorausgegangene 
Ausgaben verwiesen. Beispiel: EUR 06.02 
als Hinweis auf Heft 6 des EU-Rundschrei-
bens aus dem Jahr 2002.  
 
EU-Rundschreiben im Internet 
Im Internet finden sich unter der Adresse 
www.dnr.de/publikationen/eur 
- die aktuelle Ausgabe mit Inhaltsver-

zeichnis, Editorial und vier Beiträgen  
- bisherige Ausgaben ab Januar 2000 als 

Volltext-Archiv (PDF-Dateien) 
- die Möglichkeit der Suche in Publikatio-

nen des DNR 
Gegen Rückporto können die Materialien 
auch zugesandt werden. 
 
Dokumente der EU-Institutionen 
Vorschläge der Europäischen Kommission 
für Richtlinien (RL) oder Verordnungen 
(VO) erscheinen unter Angabe des Jahr-
ganges und einer laufenden Nummer als 
KOM-Dokumente.  
Beispiel: KOM(93)680 ist der Kommis-
sionsvorschlag für eine Richtlinie zur öko-
logischen Wasserqualität, der als Vor-
schlag 680 des Jahres 1993 veröffentlicht 
wurde.  
Verabschiedete Richtlinien oder Verord-
nungen tragen eine laufende Nummer.  
Beispiel: EWG/85/337 ist die Richtlinie zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung, die als Nr. 
337 im Jahre 1985 veröffentlicht wurde. 

Wo bekommt man ein EU-Dokument? 
Internet: http://europa.eu.int/eur-lex/de  
("Gesetzgebung" - "Suche mit der Num-
mer des Dokuments", Jahr/Nummer ein-
tragen, auf Lupe klicken) 
Gegen Entgelt: Bundesanzeiger Verlag,  
PF 10 05 34, 50445 Köln  
Tel. 0221 / 97668-0, Fax -278 
eMail: vertrieb@bundesanzeiger.de 
 
Weitere Informationsquellen 
Die wichtigsten Adressen sind in den Kon-
takt-Leisten (rechte Spalte jeder Doppel-
seite) angegeben. Darüber hinaus kann 
es sich lohnen, direkt bei der EU-Kommis-
sion, bei der Europäischen Umweltagentur 
(EEA), bei Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments oder bei verschiedenen 
Informationsdiensten und Redaktionen 
nachzurecherchieren (siehe nebenste-
hende Spalte sowie die vorhergehenden 
"Service"-Seiten).  

EU-Institutionen, Adressen 

Internetadresse aller EU-Institutionen  
http://europa.eu.int (vieles auch deutsch) 
EU für Anfänger:  
http://europa.eu.int/abc-de.htm 
 
Einführung EU-Umweltpolitik 
www.hiltrud-breyer.de/mep/themen/ 
umweltschutz/index.html 
 
Europäische Kommission  
Rue de la Loi 200, B-1049 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 299-1111 

Vertretung in Deutschland 
Unter den Linden 78, 10117 Berlin 
Tel. 030 / 2280-2000, Fax -2222 
www.eu-kommission.de 
Generaldirektion Umwelt 
Ansprechpartnerin für Verbände/NGO:  
Barbara Gessler, Berlin (s.o.) 

 
Europäisches Parlament - EP 
Rue Wiertz, B-1047 Bruxelles 
Tel. 0032 2 / 2842111, Fax -230 6933 
www.europarl.eu.int 

Informationsbüro in Deutschland 
Unter den Linden 78, 10117 Berlin 
Tel. 030 / 2280-1000, Fax -1111 

 
(Minister-)Rat der EU/Europäischer Rat 
175, Rue de la Loi, B-1048 Bruxelles  
Tel. 0032 2 / 85-6111, Fax -7381 
(Der Ministerrat tagt als Allgemeiner oder 
Fachministerrat [Agrar, Umwelt usw.].  
Der Europäische Rat der Staats- und Re-
gierungschefs tagt viermal jährlich als 
"EU-Gipfel". Termine siehe Service-Seiten) 
 
Ausschuss der Regionen - AdR 
Rue Montoyer 92-102, B-1040 Bruxelles  
Tel. 0032 2 / 282-2211, Fax -2325 
 
Wirtschafts- und Sozialausschuss 
Rue Ravenstein 2, B-1000 Bruxelles  
Tel. 0032 2 / 5469011, Fax -5134893 
 
Europäischer Gerichtshof - EuGH 
Boulevard Konrad Adenauer, L-2925 Lu-
xembourg; Informationsdienst (dt.): 
Tel. 00352 / 4303-3255, Fax -2500 

Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der EU 
Rue Jacques de Lalaing 19-21, B-1040 
Bruxelles  
Tel. 0032 2 / 2381-811, Fax -978 
 
Europäische Umweltagentur - EEA 
Kongens Nytorv 6, DK-1050 København 
Tel. 0045 3336-7100, Fax -7199 
www.eea.eu.int  

Europäische Verträge 

Europäische Gemeinschaft/en - EG 
Sammelbegriff für die Europäische Ge-
meinschaft (EG) und die Europäische  
Atomgemeinschaft (EAG/Euratom). Die 
ursprünglichen EG-Verträge wurden durch 
die Einheitliche Europäische Akte 
(1986/87) weiterentwickelt.  

Europäische Union - EU 
Durch den Maastrichter Vertrag 
(1992/93) begründet und durch den 
Amsterdamer Vertrag (1996/97) und den 
Vertrag von Nizza (2001) weiterentwi-
ckelt. Ergänzt die supranationale EG ("1. 
Säule") durch die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP; "2. Säule") 
und die Polizeiliche und Justitielle Zusam-
menarbeit in Strafsachen ("3. Säule").  

 
EU-Rechtsakte  

Verordnung - VO  
Europäisches Gesetz, das wie ein inner-
staatliches Gesetz unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat gilt. Hat Vorrang vor natio-
nalem Recht. 

Richtlinie - RL 
Europäisches Rahmengesetz, wird durch 
nationale Gesetze in innerstaatliches 
Recht umgesetzt. Dabei muss die Zielrich-
tung der Richtlinie beachtet werden. 

Entscheidungen 
Zur Regelung von Einzelfällen. Wie bun-
desdeutscher Verwaltungsakt. 

Gesetzgebungsverfahren  
1. EU-Kommission: Vorschlag 
2. Europäisches Parlament:  

In Umweltfragen meist Mitentscheidung, 
sonst Anhörung  

3. Ministerrat: Mitentscheidung  
oder alleinige Entscheidung  
(meist mit qualifizierter Mehrheit,  
z.T. noch Einstimmigkeit) 

 
Die wichtigsten Teile des EU-Rechts  
(EU-Amtsblatt, konsolidierte Versionen 
des geltenden Rechts, wichtige Vorschlä-
ge etc.) sind veröffentlicht im Internet:  
http://europa.eu.int/eur-lex/de  
(mit verschiedenen Suchfunktionen)  

Mehr zu Institutionen, Abläufen und Be-
griffen der EU im Internet: 
http://europa.eu.int/scadplus 
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Ich bestelle das EU-Rundschreiben ab Ausgabe:  
 
 als Privatperson Absender/in 

   41 EUR pro Jahr im eMail-Versand  
   52 EUR pro Jahr für das gedruckte Heft* Vorname, Name: 
   57 EUR pro Jahr für das Heft* plus eMail  ggf. Organisation: 

  ggf. Funktion:  
 für eine Organisation Straße/PF: 

   82 EUR pro Jahr im eMail-Versand  PLZ, Ort: 
 103 EUR pro Jahr für das gedruckte Heft* Tel./Fax  
 113 EUR pro Jahr für das Heft* plus eMail  eMail:  

 
 * zzgl. 26 EUR Zusatzporto bei Auslandsversand 
 
 als Förderabonnement 

 180 EUR oder mehr pro Jahr - bitte Betrag und Bezugsart angeben:  
 (Differenzbetrag zum Abonnement als Spende absetzbar) 
 

 Zahlung per Bankeinzug Geldinstitut: 
 Kontonummer: Bankleitzahl: 
  

 gegen Rechnung an die oben angegebene / folgende Adresse:  
 

Interaktiv     

Verweise auf frühere  
Ausgaben 

Das EU-Rundschreiben beschränkt sich in 
der Regel auf aktuelle Informationen. Da-
her wird in einigen Artikeln auf vorange-
gangene Ausgaben verwiesen, z.B. "EUR 
04.03" als Hinweis auf Heft 4 des EU-
Rundschreibens im Jahr 2003.  
Verweise auf den Deutschland-Rundbrief 
des DNR (siehe rechts) sind ähnlich 
gehalten, z.B. "DRB 05.03".  
Alle älteren Ausgaben sind im Internet zu-
gänglich: www.dnr.de, "Publikationen", 
"EUR online", "Bisherige Ausgaben". 

 

Gastbeiträge willkommen 

Wir freuen uns auf Ihre Gastbeiträge in 
Absprache mit der EUR-Redaktion.  
Beiträge von Gastautor/innen stimmen 
nicht in allen Fällen mit der Meinung der 
Redaktion bzw. des Herausgebers über-
ein. Die Redaktion behält sich vor, Beiträ-
ge zu kürzen und zu überarbeiten. 
Für die Informationen und Beiträge zu 
diesem Rundschreiben dankt die Redak-
tion allen Beteiligten!  
 
 

EU-Rundschreiben im Internet 

www.dnr.de 
heißt die Internetseite des DNR. Ein Klick 
auf das blaue Titelblatt bringt Sie sofort 
zum EU-Rundschreiben. Dort finden Sie: 
- die aktuelle Ausgabe mit Inhaltsver-

zeichnis, Editorial, Serviceteil und vier 
ausgewählten Beiträgen  

- die bisherigen Ausgaben ab Januar 
2000 als Volltext-Archiv (PDF-Dateien) 

 
 

Tagesaktuell informiert per 
eMail 

Für Rundschreiben-Abonnent/innen und 
Fachleute aus DNR-Mitgliedsverbänden 
bieten wir kostenlos aktuelle eMail-Weiter-
leitungen zur EU-Umweltpolitik und weite-
ren Themen in deutscher Sprache an. Die 
Themen können selbst gewählt werden.  
Angebot und Bestellformular im Internet: 
www.dnr.de/publikationen/infoservice 

Deutschland-Rundbrief 

Informationen zur Umweltpolitik auf natio-
naler Ebene finden Sie im Deutschland-
Rundbrief des DNR - teils auch mit EU- 
und internationalem Bezug, etwa bei der 
Umsetzung von EU-Richtlinien oder inter-
nationalen Abkommen. Wir senden Ihnen 
gern ein kostenloses Probeexemplar zu. 
Probelesen und Archiv im Internet: 
www.dnr.de/drb 

 

Rundbrief Forum Umwelt & 
Entwicklung 

Weitere Beiträge zur internationalen Um-
welt- und Entwicklungspolitik finden Sie im 
Rundbrief des Forums Umwelt & Entwick-
lung, getragen vom DNR und dem ent-
wicklungspolitischen Dachverband Venro.  
Wir senden gern ein kostenloses Probe-
heft. Probelesen und Archiv im Internet: 
www.forumue.de/forumaktuell/rundbriefe 
 
 
 

 

EUR-Abo 
Abonnieren Sie das EU-Rundschreiben des Deutschen Naturschutzrings 

 
 


